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A. Begründung 

I. Planungsgegenstand und Entwicklung der Planungs-

überlegungen 

1. Veranlassung und Erforderlichkeit der Planung 

Für die Grundstücke Berlin-Lichterfelde, Ostpreußendamm 84, 84 A, 85, 85 A („Mö-

belhof“ [84 A – 85 A]) ist am 20. Dezember 2011 ein Vorbescheidsantrag zur Errich-

tung eines „Nahversorgungszentrums“ mit ca. 3.500 m² Verkaufsfläche (Lebensmittel 

2.200 m², Apotheke 275 m², Discounter 1.200 m², Drogeriemarkt 775 m², Fachmarkt 

590 m², Bäcker 95 m², Imbiss 50 m²) gestellt worden.  

Die geplante Errichtung eines großflächigen Einzelhandelsvorhabens mit nahversor-

gungsrelevanten Sortimenten widerspricht den übergeordneten Zielen der Flächen-

nutzungs- und Stadtentwicklungsplanung sowie dem bezirklichen Zentrenkonzept. Es 

sind negative städtebauliche Auswirkungen auf den 500 m nördlich beginnenden 

zentralen Versorgungsbereich „Giesensdorf“ zu befürchten (Gutachten Junker & 

Kruse). Dieser weist Vorschädigungen auf (Leerstände und Ansiedlungsdruck von 

Spielhallen) und würde durch ein so nah gelegenes Einzelhandelsvorhaben mit einer 

derart hohen Verkaufsfläche nachhaltig geschwächt. 

Mit dem Schreiben vom 31. Januar 2012 wurde durch die Senatsverwaltung für 

Stadtentwicklung und Umwelt die Unvereinbarkeit des Vorhabens mit Flächennut-

zungs- und Stadtentwicklungsplanung erklärt und die Aufstellung eines Bebauungs-

planverfahrens dringend empfohlen. Dies deckt sich mit den bezirklichen Überlegun-

gen zur räumlichen Entwicklung des Ortsteils. 

Eine Sicherung der Hauptfunktion von Gewerbe- und Industriegebieten ist für die Un-

terbringung und Existenzsicherung produzierender und verarbeitender Handwerksbe-

triebe sowie Gewerbe- und Industriebetriebe, die wegen ihrer Emissionen auf diese 

Gebiete angewiesen sind, besonders wichtig. Ohne die Anpassung der Zulässigkeit 

von Gewerbe durch einen Bebauungsplan wäre daher eine städtebauliche Fehlent-

wicklung zu erwarten. 

Aufgrund der derzeitigen planungsrechtlichen Ausweisung des Gebietes als ‚be-

schränktes Arbeitsgebiet’ im Baunutzungsplan (BNP, der in Verbindung mit den pla-

nungsrechtlichen Vorschriften der Bauordnung von Berlin 1958 [BauO Bln 58] als 

übergeleiteter Bebauungsplan gemäß § 173 Abs. 3 Satz 1 BBauG weiter gilt) kann 
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die städtebauliche Entwicklung gewerblicher Nutzungen nicht in ausreichender Weise 

gesteuert werden, da im ‚beschränkten Arbeitsgebiet’ (großflächige) Einzelhandels-

betriebe, Vergnügungsstätten, Bordelle und bordellartige Nutzungen ohne Einschrän-

kung allgemein zulässig sind. Eine Änderung der planungsrechtlichen Zulässigkeit 

von Einzelhandel war somit geboten. Der Bezirk hat daher mit dem Beschluss vom 

14. Februar 2012 das Bebauungsplanverfahren 6 – 28 B eingeleitet. Das beantragte 

Einzelhandelsvorhaben wurde gemäß § 15 BauGB am 1. März 2012 zurückgestellt 

und nach Erlass der Veränderungssperre 6 – 28 B / 41 vom 20. November 2012 (im 

GVBl veröffentlicht am 24. Januar 2013) versagt. 

Der Bebauungsplan wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB ohne Durch-

führung einer Umweltprüfung aufgestellt. Ziel des Verfahrens ist, die vorhandenen 

gewerblichen Nutzungen und die spezielle Nutzung des „Möbelhofs“ (mit 15.000 m² 

Verkaufsfläche inklusive der bestehenden Lagerhalle) mit kleinstmöglichen Eingriffen 

in die planungsrechtliche Ausgangslage dauerhaft zu sichern und eine Ansiedlung 

von Einzelhandel auszuschließen. Einer Verschlechterung der bereits vorhandenen 

Zentrenstruktur in Giesensdorf soll dabei entgegengewirkt werden. Die Vorausset-

zungen eines vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB liegen 

vor.  

2. Beschreibung des Plangebietes 

2.1. Stadträumliche Einbindung / Gebietsentwicklung 

Das Plangebiet liegt im Süden des Bezirks Steglitz-Zehlendorf, Ortsteil Lichterfelde, 

unweit der Landesgrenze zum Land Brandenburg (Stadt Teltow, Landkreis Potsdam-

Mittelmark). 

Der Geltungsbereich umfasst die nordwestlich des Ostpreußendamms gelegenen, im 

Baunutzungsplan als ‚beschränktes Arbeitsgebiet’ ausgewiesenen Flächen der 

Grundstücke Ostpreußendamm 84 – 92. Im Norden grenzt das Plangebiet an ein 

‚Nichtbaugebiet’, das die Flächen des Landschaftsschutzgebietes LSG 9 – Lichterfel-

de Süd enthält. Es handelt sich um naturnahe, durch einen dichten Baumbestand ge-

kennzeichnete Flächen des Teltowkanalgrünzugs, die durch den Verein für Körper-

kultur Berlin-Südwest e.V. genutzt werden. Im Nordosten berührt das Gebiet die 

Dauerkleingartenanlage „Eugen – Kleine – Brücke“. Der südliche Teil schließt mit der 

überörtlichen Hauptverkehrsstraße Ostpreußendamm ab, auf dessen südlicher Seite 

ein Wohngebiet in villenartiger, offener Mehrfamilienhausbebauung anschließt. Im 

Westen grenzt das Plangebiet an ein Wohngebiet mit Geschosswohnungsbau und 
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die Fläche der am 15. Mai 2000 festgesetzten Dauerkleingartenanlage „Erbkaveln“. 

Der derzeitige Geltungsbereich hat eine Größe von ca. 3,5 ha. 

2.2. Geltungsbereich und Eigentumsverhältnisse 

Das im nordöstlichen Geltungsbereich liegende Grundstück Ostpreußendamm 84 be-

findet sich in Besitz einer privaten Projektentwicklungsgesellschaft. Die angrenzen-

den Grundstücke Ostpreußendamm 84 A – 85 A, auf denen sich das Bestandsge-

bäude des ehemaligen Möbelhauses befindet, sind derzeit in Besitz der ‚Möbelhof in 

Lichterfelde GmbH’ sowie der Berliner Immobilienmanagement GmbH (BIM)/ ehem. 

Liegenschaftsfonds Berlin. In einem Verfahren zur Zwangsversteigerung sollen die 

privaten Grundstücke verkauft und das Erbbaurecht, durch die BIM, an den Erwerber 

der privaten Grundstücke vergeben werden. Das daran anschließende Grundstück 

Ostpreußendamm 85 B dient als Zufahrt zu den im Hinterland außerhalb des Gel-

tungsbereiches liegenden Flächen des Landschaftsschutzgebietes 9 (Eigentümer: 

Land Berlin) und des Vereins für Körperkultur Berlin-Südwest e.V., der zugleich auch 

Eigentümer der Zufahrt und des Hinterlandes ist. Die restlichen Grundstücke des Gel-

tungsbereiches sind mit Ausnahme des Grundstückes Ostpreußendamm 89 A, das 

Flächen des Schilfluchgrabens enthält und sich im Landesbesitz Berlins befindet, 

ausschließlich in Privateigentum. 

2.3. Städtebauliche Situation und Bestand 

Das Plangebiet ist ein beschränktes Arbeitsgebiet, das überwiegend gewerblich ge-

nutzt wird. Auf den Grundstücken Ostpreußendamm 84 – 92 befinden sich neben der 

Handelsnutzung des „Möbelhofs“ noch Verwaltungs-, Speditions- und Lagernutzun-

gen, ein Kfz-Gewerbe, eine Tankstelle sowie ein Wohnhaus. Es sind keine Anzeichen 

mangelnden Nutzerinteresses durch gewerbliche Nutzer zu erkennen. Das Grund-

stück Ostpreußendamm 84 wurde 2012 vom Liegenschaftsfonds Berlin an eine pri-

vate Entwicklungsgesellschaft veräußert. Von der zuständigen Fachbehörde wird der 

Boden des Grundstücks als unversiegelte Fläche angesehen, bei der die Waldeigen-

schaft nach § 1 Abs. 2 LWaldG vom 16. September 2004 möglicherweise gegeben 

ist. In dem mit Gehölzen bewachsenen Dreieck sind prägnante Bäume vorhanden. 

Auch auf den angrenzenden Grundstücken sind Baumbestände wie Eiche, Säulenei-

che und Linde vorhanden. Bei den beiden Säuleneichen östlich der Tankstelle han-

delt es sich um Ersatzpflanzungen. Raumwirksame natürliche Elemente des Land-

schaftsbildes bestehen im Plangebiet vor allem in Form von Straßenbäumen an der 

Straße am Ostpreußendamm sowie einzelnen geschützten Bäumen auf den Gewer-
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begrundstücken und vermehrten Bäumen und Sträuchern (wertvollen Gehölzstruktu-

ren) an den Böschungen des Regenrückhaltebeckens. Der Schilfluchgraben (Gewäs-

sernummer 583274) und das Schlifluchbecken (Gewässernummer 5832741) befin-

den sich hinter der Tankstelle (Ostpreußendamm 89), angrenzend an den Grundstü-

cken Ostpreußendamm 86-88 und 90-92.  

2.4. Geltendes Planungsrecht  

Baunutzungsplan 

Für den Planbereich besteht kein nach dem Baugesetzbuch durchgeführter und fest-

gesetzter B-Plan. Für die Fläche des Geltungsbereichs gilt das übergeleitete Pla-

nungsrecht des Baunutzungsplanes [BNP] in der Fassung vom 28. Dezember 1960 

(ABl. 1961 S. 742). Seine rechtliche Wirkung entfaltet er jedoch nur i. V. m. den 

städtebaulichen Vorschriften der BauO Bln 58. Die Festsetzungen des BNPs wer-

den im gesamten Geltungsbereich durch die Festsetzungen des Bebauungsplans XII-

A vom 9. Juli 1971 (Verordnung vom 5. August 1971, GVBl. S. 1234) teilweise er-

setzt. Dessen Festsetzungen beziehen sich jedoch nicht auf die Art der baulichen 

Nutzung. Bezug der Festsetzungen des Bebauungsplans XII-A ist die Baunutzungs-

verordnung von 1968. Beide Pläne gehen eine rechtliche Einheit ein. Die Regelungen 

werden durch den Bebauungsplan 6 – 28 B nicht tangiert. 

Der BNP weist die im Geltungsbereich liegenden Grundstücksflächen entlang der 

übergeordneten Hauptverkehrsstraßen Ostpreußendamm als beschränktes Arbeits-

gebiet der Baustufe II / 3 [2 Geschosse; bebaubare Fläche 0,3; GFZ 0,6; BMZ 2,4; 

geschlossene Bauweise] aus. 

Der eingereichte Vorbescheidsantrag zur Errichtung eines „Nahversorgungszent-

rums“ beinhaltet ein eingeschossiges Gebäude mit den Nutzungsmaßen GRZ 0,42 

und BMZ 2,55. Das Vorhaben widerspricht somit nicht nur den übergeordneten Zielen 

der Flächennutzungs- und Stadtentwicklungsplanung, sondern überschreitet auch 

noch die baulichen Maße (siehe oben). Durch die Anpassung der Nutzungsmaße wä-

re das Vorhaben genehmigungsfähig, jedoch nicht zukunftsorientiert, denn der Nut-

zungsschwerpunkt des Gebietes würde sich bei der Realisierung des Vorhabens in 

Richtung Einzelhandel verändern. Dies widerspricht dann den bezirklichen Überle-

gungen zur räumlichen Entwicklung des Ortsteils.  
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Fluchtlinien 

Entlang des Ostpreußendamms befinden sich die förmlich festgestellten Straßen- 

und Baufluchtlinien vom 15. Januar 1901. Die vorhandenen Fluchtlinien liegen auf 

der Grundstücksgrenze (Straßenfluchtlinien) bzw. im Abstand von 7,5 m innerhalb 

der Grundstücke (Baufluchtlinien). 

2.5. Verkehrserschließung 

Die im Geltungsbereich liegenden Grundstücke werden aufgrund der Lage an der 

überörtlichen Hauptverkehrsstraße Ostpreußendamm von dort aus erschlossen. 

Der Ostpreußendamm ist gemäß der Stadtentwicklungsplanung Verkehr für die Re-

gion Berlin eine örtliche bzw. übergeordnete Straßenverbindung zwischen Berlin und 

Brandenburg. Gleichzeitig dient er der direkten Verkehrsverbindung für die Gewerbe- 

und Industriegebiete in Teltow bzw. Lichterfelde/ Lankwitz/ Steglitz.  

Die Entfernung zum S-Bahnhof Lichterfelde-Süd liegt bei etwa 700 m. Der Ostpreu-

ßendamm ist mit dem öffentlichen Nahverkehr gut versorgt. Es verkehren Buslinien 

direkt auf dem Ostpreußendamm sowie in der Wismarer Straße (ca. 400 m entfernt) 

in Richtung Zehlendorf Mitte. Die nächstgelegene Bushaltestelle befindet sich unmit-

telbar vor dem Plangebiet. Alle öffentlichen Verkehrsmittel sind somit fußläufig sehr 

gut zu erreichen.  

2.6. Technische Infrastruktur 

Im Plangebiet zum Bebauungsplan 6 – 28 B ist im öffentlichen Straßenland am Ost-

preußendamm mit allen erforderlichen technischen Ver- und Entsorgungsmedien 

(Trinkwasser, Abwasser, Strom, Gas, Telekommunikation) zu rechnen. Im Rahmen 

der Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß 

§ 4 Abs. 2 BauGB äußerten sich die verschiedenen Träger zu den Themen Trink-

wasser und Abwasser, Strom, Fernwärme und Gas.  

Gemäß den zur Verfügung gestellten Bestandsplänen der Berliner Wasserbetriebe 

(BWB) befinden sich im Bereich des Bebauungsplangebietes Trinkwasser- und Ent-

wässerungsanlagen. Diese stehen im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit zur Verfü-

gung. Die äußere Erschließung des Standortes bezüglich der Trinkwasserversorgung 

ist gesichert. Die innere Erschließung kann entsprechend den jeweiligen Erfordernis-

sen vorgenommen werden. Die Dimensionierung der Versorgungsleitungen erfolgt 

grundsätzlich nur entsprechend dem Trinkwasserbedarf. Löschwasser kann nur im 
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Rahmen der Leistungsfähigkeit des Trinkwasserversorgungsnetzes bereitgestellt 

werden. 

In dem betrachteten Gebiet befinden sich, laut Vattenfall Europe Business Services 

GmbH, Mittel- und Niederspannungsanlagen sowie eine kundeneigene Übergabesta-

tion (Ü64586) der Stromnetz Berlin GmbH. Ein Plan mit den vorhandenen Anlagen 

wurde im Rahmen der Beteiligung beigefügt. Über Planungen oder Trassenführungen 

für die Versorgung möglicher Kunden im Gebiet kann zurzeit keine Aussage getroffen 

werden. Die beigefügte „Richtlinie zum Schutz von Anlagen der Öffentlichen Beleuch-

tung des Landes Berlin der Vattenfall Europe Netzservice GmbH“ und die „Allgemei-

nen Hinweise für Leitungsanfragen bei geplanten Bauvorhaben“ sind bei eventuellen 

Baugenehmigungen genau zu beachten. 

Das Planungsgebiet ist durch das Fernwärmenetz erschlossen. An der südlichen 

Grenze des Planungsgebietes liegt am Ostpreußendamm eine Fernwärmetrasse zur 

Versorgung von Wohnungsbauten im Ortsteil Lichterfelde. 

Soweit aus der Stellungnahme der Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg ersichtlich, 

befinden sich die vorhandenen Gasleitungen, mit Ausnahme der Hausanschlüsse, im 

bestehenden öffentlichen Straßenland. Eine Versorgung des Planungsgebietes ist 

grundsätzlich durch Nutzung der öffentlichen Erschließungsflächen unter Beachtung 

der DIN 1998 herzustellen. Darüber hinaus notwendige Flächen für Versorgungslei-

tungen und Anlagen sind gemäß § 9 Abs. 1 BauGB im Bebauungsplan festzusetzen. 

2.7. Denkmalschutz 

Im Geltungsbereich befinden sich gemäß der Berliner Denkmalliste keine zu schüt-

zenden Bau- und Gartendenkmale sowie Ensembles und Gesamtanlagen. Im Zuge 

der Aufstellung des benachbarten B-Plans XII – 286 wurde lediglich eine Teilfläche 

des nordöstlichen Geltungsbereiches als archäologisches Verdachtsgebiet eingestuft. 

Unter diesen Voraussetzungen sind dort alle Bodeneingriffe im Vorfeld mit der archä-

ologischen Bodendenkmalpflege des Landesdenkmalamtes Berlin abzustimmen und 

das betroffene Gebiet durch Ausgrabungen zu dokumentieren. Das Landesdenkmal-

amt führt ggf. archäologische Rettungsmaßnahmen durch, deren Bedingungen in öf-

fentlich-rechtlichen Verträgen zu regeln / vereinbaren sind. 
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3. Planerische Ausgangssituation  

3.1. Ziele und Grundsätze der Raumordnung (LEPro, LEP B-B, LEP FS, FNP) 

Der Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg LEP B-B (Verordnung über den 

Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) vom 31. März 2009, GVBl. 

S. 182) stellt den Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs 6 – 28 B als Gestal-

tungsraum Siedlung gemäß Festlegungskarte 1; Ziel 4.5 (Z) Abs. 1 Nr. 2 dar. Die 

Konzentration der Siedlungsentwicklung soll gemäß § 5 Abs. 1 LEPro 2007 i. V. m. 

Ziel 4.5 (Z) Abs. 1 Nr. 2 auf die im Raum festgelegten Siedlungsbereiche gelenkt 

werden. Die beabsichtigte Nutzungsfestsetzung gewerblicher Bauflächen ist hier 

grundsätzlich möglich. Die Planung berücksichtigt den Vorrang der Innenentwicklung 

sowie der Reaktivierung von Siedlungsbrachflächen gemäß den Grundsätzen der 

Raumordnung entsprechend § 5 Abs. 2 LEPro 2007 und 4.1 LEP B-B. 

Gemäß Stellungnahme der GL lässt die Planungsabsicht zum derzeitigen Planungs-

stand keinen Widerspruch zu den Zielen der Raumordnung erkennen. Die Grundsät-

ze der Raumordnung, insbesondere bezüglich der Lage des Plangebietes außerhalb 

Städtischer Kernbereiche, sind bei der weiteren Konkretisierung der Planung ange-

messen zu berücksichtigen.  

Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung geht davon aus, dass (neue) großflächi-

ge Einzelhandelsbetriebe innerhalb des Gewerbegebietes nicht zugelassen werden. 

Weiterhin ist bei der Planung sowohl die Entwicklung und Funktion der städtischen 

Kernbereiche gemäß LEP B-B als auch die Nichtgefährdung des nahegelegenen 

Nahversorgungszentrums „Lichterfelde Süd" gemäß bezirklichem Zentrenkonzept zu 

beachten. Sollten im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Regelungen zur Be-

standssicherung des vorhandenen Möbelmarktes beabsichtigt werden, so ist laut GL 

der Grundsatz 4.9 (G) LEP B-B angemessen zu berücksichtigen. Danach sind groß-

flächige Einzelhandelseinrichtungen mit nicht zentrenrelevantem Kernsortiment (wie 

z. B. Möbelmärkte) auch außerhalb der Städtischen Kernbereiche zulässig, wenn die 

vorhabensbezogene Verkaufsfläche für zentrenrelevante Randsortimente 10 Prozent 

nicht überschreitet. Die Rechtsverordnung zum Bebauungsplan sollte dann eine ent-

sprechende Festsetzung zur Begrenzung der Größe der zentrenrelevanten Randsor-

timente enthalten. 
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3.2. Flächennutzungsplan  

Nach den Darstellungen des Flächennutzungsplan Berlin in der Fassung der Neube-

kanntmachung vom 5. Januar 2015 (ABl. S. 31), zuletzt geändert am 23. Juni 2015 

(ABl. S. 1449), liegt das Antragsgrundstück Ostpreußendamm 84 A, 85, 85 A („Mö-

belhof“) und 84 (Privateigentum) wie auch der gesamte Geltungsbereich innerhalb 

einer gemischten Baufläche M2. Das Gebiet ist jedoch nicht mit dem Symbol „Einzel-

handelskonzentration“ gekennzeichnet. Aus diesem Grund ist eine Flächennutzungs-

plan-Änderung zu Gunsten der Entwicklung von großflächigem Einzelhandel durch 

Sen Stadt I B mit Schreiben vom 31. Januar 2012 abgelehnt worden.  

3.3. Landschaftsprogramm (LaPro) und Landschaftspläne  

Der Geltungsbereich des B-Plan-Verfahrens enthält keine Flächen eines festgesetz-

ten Landschaftsplans. Er grenzt lediglich im nordwestlichen Bereich an das durch die 

„Verordnung zum Schutze eines Landschaftsteiles in Berlin-Lichterfelde-Süd im Ver-

waltungsbezirk Steglitz von Berlin“ vom 03. November 1954 (GVBl. S. 627), zuletzt 

geändert durch Verordnung vom 22. September 1982 (GVBl. S. 1808) gesicherte 

Landschaftsschutzgebiet 9 (LSG 9 - Lichterfelde Süd). 

Das Landschaftsschutzprogramm einschließlich des Artenschutzprogramms ist ein 

strategisches, gesamtstädtisches Instrument der Planung, um integrative Umweltvor-

sorge zu betreiben. Die im § 1 des Bundesnaturschutzgesetzes genannten allgemei-

nen Ziele bestimmen die Themenschwerpunkte im Landschaftsprogramm einschließ-

lich Artenschutzprogramm. Es stellt für den Bereich des Plangebietes in themati-

schen Programmplänen u. a. nachfolgende zu beachtende Entwicklungsziele und 

Maßnahmen dar: 

Naturhaushalt / Umweltschutz 

Das Plangebiet wird teilweise als „Siedlungsgebiet“, „Grün- und Freifläche“ sowie 

„Kleingarten, Landwirtschaft und Gartenbau“ dargestellt. Als Anforderungen an diese 

Nutzungen werden angeführt für  

1. das Siedlungsgebiet: 

 Erhöhung der naturhaushaltswirksamen Flächen (Entsiegelung sowie Dach-, 

Hof- und Wandbegrünung), 

 Kompensatorische Maßnahmen bei Verdichtung, 

 Berücksichtigung des Boden- und Grundwasserschutzes, 

 Dezentrale Regenwasserversickerung, 
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 Förderung emissionsarmer Heizsysteme, 

 und ergänzend als Überwachungs- und Sanierungsschwerpunkt der Immissi-

onsschutz im Mischgebiet, 

2. die Grün- und Freifläche: 

 Erhalt und Entwicklung aus Gründen des Bodenschutzes, der Grundwasser-

neubildung und der Klimawirksamkeit, 

3. Kleingarten, Landwirtschaft, Gartenbau: 

 Überwachung des Schadstoffgehaltes von Böden und Pflanzen beim Nah-

rungsmittelanbau sowie Einschränkung der Düngemittel- und Pestizidanwen-

dung, 

 den Erhalt und Entwicklung der klimatischen Ausgleichsfunktionen (Kaltluf-

tentstehung). 

Der Geltungsbereich liegt zudem im Vorranggebiet Klimaschutz, für den folgende 

Maßnahmen vorgesehen sind: 

 Erhalt klimatisch wirksamer Freiräume, 

 Sicherung und Verbesserung des Luftaustauschs, 

 Vermeidung bzw. Ausgleich von Bodenversiegelung. 

Biotop- und Artenschutz 

Das Gebiet ist charakterisiert als überformte Niederung, Ziele für diese Bereiche sind: 

 Berücksichtigung des naturräumlichen Zusammenhangs, 

 Erhalt von Freiflächen in Niederungs- und Hangbereichen mit ihren typischen 

Vegetationsbeständen, 

 Anlage von Gewässer begleitende Grün- und Freiflächen, vor allem für feuch-

teliebende Arten. 

Die angrenzenden Flächen östlich, südlich und westlich des Geltungsbereiches sind 

als Obstbaumsiedlungsbereich eingestuft mit den Zielsetzungen: 

 Erhalt, Pflege und Wiederherstellung der kulturlandschaftlichen Elemente 

(Hecken, Feldgehölze, Gräben, Pfuhle, Frischwiesen, Alleen und Straßen mit 

unbefestigten Randstreifen), 

 Erhalt und Entwicklung von Dorfkernbereichen mit typischer Begleitflora (Bau-

erngärten, grosskronige gebietstypische Bäume), 

 Erhalt und Ergänzung des Obstbaumbestands und Verwendung traditioneller 

Nutz- und Zierpflanzen in Gärten, 

 Sicherstellung eines hohen Grünflächenanteils und einer geringen Versiege-

lung im Übergangsbereich zu Landschaftsräumen, 
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 Einfügung von Siedlungserweiterungen in die vorhandene Landschaftsstruktur 

(konsequenter Erhalt von bedeutenden Einzelbiotopen mit großzügigen Puf-

ferflächen und Einbindung in ein differenziertes, örtliches Biotopverbindungs-

system), 

 Erhalt von gebietstypischen Vegetationsbeständen, artenschutzrelevanten 

Strukturelementen und Begrenzung der Versiegelung bei Siedlungsverdich-

tungen. 

Der nordwestliche Bereich des Geltungsgebietes (Schilfluchgraben) ist als Artenre-

servoir / Verbindungsbiotope zur vorrangigen Entwicklung von Arten feuchter und 

nasser Standorte (Feucht- und Nasswiesen, Bruchwälder, Gräben, Landseen) cha-

rakterisiert. Die Darstellung wird ergänzt um das Symbol zur Pflege und Entwicklung 

von vorhandenen und geplanten Naturschutzgebieten und flächenhaften Naturdenk-

malen durch Sicherung, Entwicklung und Renaturierung von Feuchtwiesen, temporä-

ren Kleingewässern und sonstigen Feuchtbiotopen. 

Landschaftsbild 

Der Teilplan Landschaftsbild stellt den Geltungsbereich als überformte Niederung 

dar, mit den Zielsetzungen: 

 Berücksichtigung naturräumlicher Zusammenhänge, 

 Erhalt von Freiflächen in Niederungs- und Hangbereichen und ihrer typischen 

Vegetationsbestände, 

 Anlage von Gewässer begleitenden Grün- und Freiflächen, 

 Erhalt und Entwicklung von Blickbeziehungen auf die Gewässer. 

Darüber hinaus wird der Gestalttypen „Kleingärten“ in dem Plangebiet mit folgenden 

Zielen festgesetzt: 

 Erhalt und Entwicklung von kultur- und naturlandschaftlich geprägten Struktu-

relementen  

 Freifläche im Bereich von Rinnen, Senken und Feuchtgebieten 

Erholung und Freiraumnutzung 

Das Plangebiet wird als bebauter Bereich IV eingeschätzt. Ziele des LaPro für den 

privaten und halböffentlichen Freiraum sind hier: 

 Versorgung mit öffentlichen Freiflächen: nicht versorgt – versorgt,  

 Anforderungen an den öffentlichen Freiraum unter Berücksichtigung sozial-

räumlicher und demographischer Daten: sehr hoch – niedrig,  

 Privater/halböffentlicher Freiraum: minimal – hoher, 
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 privater Freiraum. 

Die Sicherung und Verbesserung vorhandener Freiräume soll durch folgende Maß-

nahmen erfolgen:  

 Erhöhung der Nutzungsmöglichkeiten und Aufenthaltsqualität vorhandener 

Freiräume und Infrastrukturflächen, 

 Verbesserung der Durchlässigkeit zum landschaftlich geprägten Raum, 

 Erhöhung des privaten Freiraumes im Bereich von Zeilen- und Großformbe-

bauung durch Mietergärten, 

 Verbesserung der Aufenthaltsqualität im Straßenraum. 

3.4. Stadtentwicklungsplanungen  

Bei dem Stadtentwicklungsplan Ver- und Entsorgung werden Aussagen zu Abwas-

ser, Elektroenergie, Gasleitungen sowie Regenwasser und Wasserversorgungen be-

rücksichtigt.  

Bezüglich des Teilplans Abwassers ist in der Straße am Ostpreußendamm ein 

Schmutzwasserkanal im Bestand dargestellt.  

Laut dem Teilplan Regenwasser liegen im Plangebiet ein Regenwasserdurchlaufbe-

cken, ein Regenwasserkanal sowie eine Wasserversorgungsleitung. 

Auf dem Teilplan zur Elektroenergie werden in dem Gebiet entlang des Ostpreu-

ßendamms keine elektrischen Hochspannungsleitungen angezeigt.  

Im Teilplan Fernwärme ist ersichtlich, dass das Plangebiet durch die Firma Vattenfall 

erschlossen ist. Entlang des Gebiets verläuft eine Fernwärmeleitung.  

Das Plangebiet wird laut Teilplan Gasversorgung mit einer Gasmitteldruckleitung 

versorgt. Für den überwiegenden Teil des Plangebiets werden keine Aussagen ge-

troffen. Das gegenüberliegende Wohngebiet ist als ein mit Niederdruck versorgtes 

Gebiet gekennzeichnet.  

Am 29. März 2011 hat der Berliner Senat den neuen Stadtentwicklungsplan Verkehr 

beschlossen. In den Karten zum übergeordneten Straßennetz, „Bestand 2012“ und 

„Planung 2025“ ist der Ostpreußendamm jeweils als örtliche Straßenverbindung (Stu-

fe III) übergehend in eine übergeordnete Straßenverbindung (Stufe II) dargestellt 

(Stand August 2012).  

Die Leitlinien des StEP Industrie und Gewerbe zielen auf den grundsätzlichen Aus-

schluss von unverträglichen Nutzungen auf gewerblichen Bauflächen. Eine Zielset-

zung des StEP Industrie und Gewerbe sowie des StEP Zentren 3 ist daher Betriebe 
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des großflächigen Einzelhandels grundsätzlich nicht auf den Flächen zuzulassen, die 

zur gewerblichen und industriellen Nutzung vorgesehen sind. Der grundsätzliche 

Ausschluss unverträglicher Nutzungen auf gewerblichen Bauflächen soll das Angebot 

der Grundstücke für Gewerbe und Industrie sichern und den Verdrängungsdruck auf 

ansässige Betriebe mindern. Darüber hinaus sollen für (großflächige) Vorhaben mit 

nicht-zentrenrelevanten Kernsortimenten (z. B. Bau-, Garten- und Möbelmärkten) die 

Komplementärstandorte (Fachmarktagglomerationen) zur Verfügung stehen, die zen-

trenverträglich zu gestalten sind. Im StEP Industrie und Gewerbe ist die Fläche des 

Geltungsbereichs des 6 – 28 B, obwohl nahezu rein gewerblich genutzt, nicht als 

Standort ausgewiesen, da dieser sich nur auf die gewerblichen Bauflächen im FNP 

(gemischte Baufläche M2) bezieht. Dennoch sind die Leitlinien des StEP Industrie 

und Gewerbe auf Grundlage der für den Bezirk Steglitz-Zehlendorf ermittelten Struk-

turdaten auch auf den Geltungsbereich des Bebauungsplans 6 – 28 B anzuwenden, 

hier insbesondere Leitlinie Nr. 5 (Eingestreute Gewerbelagen erhalten und entwi-

ckeln).  

Das Antragsgrundstück befindet sich nicht im Bereich eines im Stadtentwicklungsplan 

Zentren 3 (StEP) Zentren 3 definierten Zentralen Versorgungsbereichs. Zu den for-

mulierten vorrangig stadtentwicklungsplanerischen Zielen gehören: 

 die Erhaltung und Stärkung der städtischen Zentren,  

 die Sicherung einer flächendeckenden und wohnungsnahen Grundversorgung 

im gesamten Stadtgebiet sowie  

 die stadt- und zentrenverträgliche Integration großflächiger Einzelhandelsein-

richtungen.  

Der Standort am Ostpreußendamm liegt sowohl außerhalb des zentralen Versor-

gungsbereiches als auch außerhalb einer Fachmarktagglomeration. Die Erforderlich-

keit für weitere Nahversorgungseinrichtungen außerhalb eines zentralen Versor-

gungsbereiches im südlichen Teil des Ostpreußendamms ist nicht erkennbar. Bei der 

Realisierung einer großflächigen Einzelhandelseinrichtung sind vielmehr negative 

Auswirkungen auf den bestehenden zentralen Versorgungsbereich Giesensdorf zu 

erwarten. Zudem widerspricht das geplante Vorhaben der Errichtung eines großflä-

chigen Einzelhandelszentrums dem Steuerungsgrundsatz 3, 4 des StEP Zentren 3, 

wonach großflächige Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevanten Kernsor-

timenten nur innerhalb der zentralen Versorgungsbereiche zulässig sind (Grundsatz 

3) und die (Neu-)Ansiedlung großflächiger Einzelhandelsbetriebe mit nicht-

zentrenrelevanten Kernsortimenten innerhalb der Versorgungsbereiche erfolgen soll, 
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sofern eine städtebauliche und funktionale Verträglichkeit hergestellt werden kann 

(Grundsatz 4). Darüber hinaus dürfen Verkaufsstätten von Betrieben des produzie-

renden, reparierenden und verarbeitenden Gewerbes, wenn sie dem Hauptbetrieb 

flächen- und umsatzmäßig deutlich untergeordnet sind und eine Verkaufsfläche von 

maximal 800 m² nicht überschreiten, vorhanden sein (Steuerungsgrundsatz 5).  

Mit dem Stadtentwicklungsplan Klima vom 23. Mai 2011 beschloss der Senat von 

Berlin einen räumlichen Orientierungsrahmen für die gesamtstädtische Planung zur 

Anpassung an den Klimawandel. Ziel ist es zum einen, die Stadt an den Klimawandel 

anzupassen, und zum anderen, einen wirksamen Klimaschutz voranzubringen und 

die von den Menschen zu verantwortenden CO2-Emissionen zu reduzieren. 

Der StEP Klima definiert in mehreren Handlungsfeldern eine abgestufte, räumlich dif-

ferenzierte Kulisse für den Klimaschutz und die Anpassung an den Klimawandel in 

Berlin unter den Aspekten: 

 Bioklima im Siedlungsraum, 

 Grün- und Freiflächen, 

 Gewässerqualität und Starkregen und 

 Klimaschutz. 

Das Plangebiet ist Teil des Maßnahmenplans „Gewässerqualität und Starkregen“ und 

wird aufgrund seines vorrangigen Handlungsbedarfs im Hinblick auf die Gewässer-

qualität im prioritärem Handlungsraum „Trennsystem“ verortet. Darüber hinaus kenn-

zeichnet der Maßnahmenplan „Gewässerqualität und Starkregen“ das Plangebiet als 

Bereich, in dem Versickerungspotenziale vorrangig auszuschöpfen sind. Die Analy-

sekarte „Gewässerqualität und Starkregen“ mit dem Schwerpunkt „Aktuelle Situation 

der Gewässer und Abwasserkanalisation“ zeigt in dem Plangebiet „Trennkanalisation 

(Schmutz- und Regenwasserkanalisation)“ mit „zentrale Regenwasserbewirtschaf-

tungsanlagen in der Trennkanalisation“. Die Analysekarte „Gewässerqualität und 

Starkregen“ mit dem Schwerpunkt „Aktueller Anteil der Flächenversiegelung“ zeigt in 

dem Plangebiet einen Anteil an der Blockfläche von bis 10 %, > 20 % bis 30 % sowie 

in dem Bereich des Möbelhofs von > 30 % bis 40 %. 

Der Maßnahmenplan „Grün- und Freiflächen“ kennzeichnet das Plangebiet sowie die 

umliegenden Bereiche als Grün- und Freiflächen mit prioritärem Handlungsbedarf. 

Die Analysekarte „Grün- und Freiflächen“ stellt Teile des Gebiets als „Potenziell emp-

findlich gegenüber Niederschlagsrückgang im Sommer“ auf den Grün- und Freiflä-

chen und Teile als „Stadtklimatische Bedeutung von Grün- und Freiflächen“ in „mittel 
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bis hoch“ dar. Die Analysekarte „Klimaschutz“ (ergänzende Information zu Grün- und 

Freiflächen) zeigt die „Relevanz als natürlichen Kohlenstoffspeicher“. In dem umlie-

genden Bereich um das Plangebiet zeigt die Karte einen organischen Kohlenstoff-

gehalt von 0,93 – 5,00 kg/m² und 10,01 – 20,00 kg/m². 

3.5. sonstige vom Senat beschlossene städtebauliche Planungen 

Da Verkehr der Hauptverursacher von Lärm ist, soll mit der Umsetzung und Entwick-

lung von Lärmminderungsplänen (Lärmminderungsplanung für Berlin, Senatsverwal-

tung für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz, Berlin, Mai 2008) diese hohe 

Umweltbelastung vermindert werden. Es sollen durch die Lärmminderungsplanung 

vertiefend kurz-, mittel- und langfristige Maßnahmen zur Reduzierung der Belastung 

ausgearbeitet werden. Bei der Planung von mittel- bis langfristigen Maßnahmeoptio-

nen sind noch umfangreiche Prüfbedarfe vorhanden. Daher werden konkrete mittel- 

und langfristige Maßnahmeoptionen vom derzeitigen Stand der Lärmminderungspla-

nung noch nicht dargestellt. 

Am 6. Januar 2015 hat der Senat von Berlin den Lärmaktionsplan Berlin 2013-2018 

beschlossen. In diesem Zusammenhang sind auch die strategischen Lärmkarten 

(Ausgabe 2013) aktualisiert worden. Das vorliegende Plangebiet liegt außerhalb der 

in der Lärmaktionsplanung konkretisierend dargestellten 12 Konzeptgebiete und ist 

nicht Teil der acht ausgewählten Konzeptstrecken. Es sind daher – mangels konkre-

ter Maßnahmenvorschläge – die rahmensetzend für die gesamtstädtische Ebene ge-

nannten Lärmminderungsstrategien zu beachten. Hier ist u. a. der in § 50 BImSchG 

genannte „Trennungsgrundsatz“ zu nennen: Hiernach sind Flächen (z. B. Wohnen 

und Verkehr) so einander zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen (z. B. 

Schallbelästigungen) so weit wie möglich vermieden werden. Als Beispiel für lärmro-

buste Bebauung wird z. B. die Schaffung von ruhigen, schallabgewandten Bereichen 

oder schallgeschützten Fenstern genannt. 

Das Plangebiet liegt außerhalb des Vorranggebiets Luftreinhaltung. Durch die Pla-

nung werden keine wesentlich über den Bestand hinausgehenden Emissionsquellen 

ermöglicht. Vielmehr ist langfristig durch schärfere Umweltschutzbestimmungen mit 

geringeren Emissionen zu rechnen. Die Hauptemissionsquelle im Bereich des Unter-

suchungsgebiets ist der Straßenverkehr. Potenziell schädigende Emissionen werden 

lokal durch die Kraftfahrzeuge verursacht; störende und belästigende Sekundäremis-

sionen entstehen durch die verkehrsbedingte Staubaufwirbelung und die Verwirbe-

lung durch Wind auf versiegelten Flächen. Als Leitsubstanzen für diese Immissionen 

gelten Stickstoffdioxid und Staub einschließlich Ruß. Die Prognose des Luftreinhal-
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teplans 2011-2017 (Karte 03.11.3, Ausgabe 2012) beinhaltet Szenarienrechnungen 

zur Wirkungsbeurteilung ausgewählter Maßnahmen auf die Luftqualität im Straßen-

raum. 

3.6. Bereichsentwicklungsplanung 

Die Bereichsentwicklungsplanung der Bezirke konkretisiert die planerischen Grund-

züge des Flächennutzungsplanes. Der Arbeitsbericht „Räumliche Bereichsentwick-

lungsplanung (BEP)“ für die Mittelbereiche Steglitz 2+3 (Stand Juni 1987) ist der letz-

te zu diesem Thema erarbeitete Bericht im Bezirk. Hier galt es eine zusammenfas-

sende Darstellung des Bestandes, der Probleme, Defizite und Veränderungen zu 

präsentieren. Eine Umsetzung der BEP im Bezirk erfolgte jedoch nicht. Vielmehr 

wurden im Bezirk konkrete Entwicklungsstrategien zu speziellen Themen erarbeitet, 

wie z. B. das Zentrenkonzept Steglitz-Zehlendorf und das Wohnflächenentwicklungs-

konzept.  

3.7. sonstige vom Bezirk beschlossene städtebauliche Planungen  

Das Zentrenkonzept Steglitz-Zehlendorf (Zentrenkonzept Steglitz-Zehlendorf (2. Fort-

schreibung 2011), Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin, 31. August 2011) bildet 

den Orientierungsrahmen für die Entwicklung des Einzelhandels im Bezirk. In Kon-

kretisierung des StEP Zentren wird außerdem das örtliche Netz der Nahversorgungs-

zentren räumlich abgegrenzt.  

Das Zentrenkonzept formuliert folgende, für die Standortentwicklung im Geltungsbe-

reich relevante Leitlinien: 

 Neuansiedlungen von Einzelhandelsbetrieben sollten auf die bezirklichen 

Zentren konzentriert werden; dies gilt insbesondere für Betriebe mit zentrenre-

levanten Sortimenten. 

 Neue Einzelhandelsangebote außerhalb der bestehenden Zentren sollten be-

züglich ihrer Auswirkungen auf die Zentrenstruktur untersucht werden. 

 Verbrauchermärkte (800 m² VKF – 5.000 m² VKF) und SB-Warenhäuser (ab 

5.000 m² VKF) mit einem deutlich über die Nahversorgung hinausgehenden 

Einzugsbereich sollten vornehmlich nur in höherrangigen Zentren (vom Orts-

teilzentrum aufwärts) zugelassen werden. 

 Nahversorgungsangebote sollten vorrangig innerhalb der Zentrenbereiche 

angesiedelt werden; außerhalb der Zentrenbereiche in der Regel nur dann, 
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wenn sie der Sicherung der Nahversorgung dienen und keine schädlichen 

Auswirkungen auf die benachbarten Zentren zu erwarten sind. 

 Neue Ansiedlungen von Nahversorgungsbetrieben an weniger integrierten 

Standorten abseits der Zentren und Wohngebiete sollten vermieden werden. 

Der Teil Ostpreußendamm 84 A – 85 A“ (FM 1) (8.643 m²) des Antragsgrundstücks 

(12.182 m²) ist im Zentrenkonzept Steglitz-Zehlendorf als Fachmarktstandort „Möbel-

hof“ (MH) dargestellt. Ziel des Konzepts ist die Sicherung des Gebietes als Fach-

marktstandort ohne zentrenrelevante Hauptsortimente in einem planungsrechtlich als 

beschränktes Arbeitsgebiet ausgewiesenen Bereich. Diese dem Bestand geschuldete 

Zielsetzung ist in Verbindung mit dem Bebauungsplanverfahren 6 – 28 B zu überprü-

fen und gegebenenfalls anzupassen. 

Die ehemalige Dorflage Giesensdorf ist als solche heute kaum noch erkennbar. Le-

diglich zentrale Einrichtungen wie Kirche, Gemeindehaus und Schule erinnern noch 

daran. Entsprechend überformt zeigen sich die ehemals dörflichen Strukturen. Durch 

eine Vielzahl von eingestreuten Wohnungs-Neubauten aus der Zeit nach dem 

2. Weltkrieg konnte sich keine städtebaulich ablesbare Zentrenstruktur entwickeln. 

Der Kernbereich des zentralen Versorgungsbereichs Giesensdorf (E 2) beginnt lt. 

Zentrenkonzept ca. 500 m nördlich des Projektstandorts, ungefähr in Höhe des 

Grundstücks Ostpreußendamm 70 und reicht bis zu den Supermärkten (Kaufland und 

Penny) an der Einmündung Heinrichstraße. Er ist geprägt durch den stark befahre-

nen Ostpreußendamm und die breite Einmündung der Osdorfer Straße in den Ost-

preußendamm.  

Weitere Läden und Dienstleistungsanbieter befinden sich in Streulage bis zur Kreu-

zung Ostpreußendamm / Wismarer Straße / Lindenstraße sowie Osdorfer Straße / 

Hildburghauser Straße (Reichelt, Aldi, Rossmann, kik, Dänisches Bettenlager, Fahr-

radhandel, Getränke). Diese im näheren Umfeld befindlichen Einzelhandelsanbieter 

sind bei der Betrachtung des Zentrums Giesensdorf zu berücksichtigen. Weiterhin 

befindet sich ein Lidl-Markt jenseits des Teltowkanals in der Wismarer Straße. 
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Der derzeitige, relativ hohe Besatz an Einzelhandel mit insgesamt ca. 8.000 m² VKF 

erklärt sich insbesondere durch den ‚Kaufland-Verbrauchermarkt’ (Ostpreu-

ßendamm 60) und die o. g. Anbieter im benachbarten, aber städtebaulich nicht inte-

grierten Gewerbegebiet Hildburghauser Straße am S-Bahnhof Osdorfer Straße.  

 

Zentrenkonzept Steglitz-Zehlendorf (2. Fortschreibung 2011): Nahversorgungszentrum Giesensdorf (E2), S.47 

Die Ausstattung des Zentralen Versorgungsbereichs mit nahversorgungsrelevanten 

Sortimenten ist trotz der städtebaulichen Mängel als sehr gut zu bezeichnen: Kauf-

land: 2.730 m² VKF; Netto: 840 m² VKF; Penny: 840 m² VKF, Getränke: 600 m² VKF 

sowie kleinteilige Läden mit einer Gesamtverkaufsfläche von ca. 5.500 m². 
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Im erweiterten Zentrumsbereich sind zusätzlich ca. 2.500 m² VKF vorhanden: EDEKA 

Reichelt: 875 m² VKF; Aldi: 805 m² VKF; Rossmann: 500 m² VKF; Getränke 

400 m² VKF sowie kleinteilige Läden). 

Mit den ca. 3.800 m² VKF des beantragten Einzelhandelsprojekts wären ca. 70 % der 

Bestandsverkaufsfläche des Zentralen Versorgungsbereichs bzw. ca. 50 % der Be-

standsverkaufsfläche inkl. des erweiterten Zentrumsbereichs in unmittelbarer Zent-

rumsnähe hinzugekommen. 

3.8. angrenzende festgesetzte und im Verfahren befindliche Bebauungspläne 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans 6 – 28 B grenzt im Nordosten an den B-

Plan XII - 286 [Dauerkleingartenanlage Eugen – Kleine – Brücke], der am 11. Okto-

ber 2011 vom BA beschlossen und am 2. November 2011 im GVBl. Nr. 26 – S. 500 

veröffentlicht wurde. Aktuell wurde dieser festgesetzte Bebauungsplan vom OVG 

Berlin-Brandenburg für unwirksam erklärt. Im Westen des Geltungsbereiches liegt die 

Dauerkleingartenanlage Erbkaveln. Der dazugehörige B-Plan XII – 270 wurde am 15. 

Mai 2000 festgesetzt und im GVBl. S. 344 am 10. Juni 2000 verkündet. Südlich des 

Plangebietes liegt der B-Plan XII – 214 [Ostpreußendamm 107 (teilw.) Gemeinbe-

darfsfläche Schule]. Dieser wurde durch die SenBauWohn am 18. Dezember 1978 im 

GVBl. S. 102 festgesetzt und veröffentlicht. 

4. Entwicklung der Planungsüberlegungen (planerische Vorgeschichte) 

Seit Ende der 1960er Jahre ist das Plangebiet Ostpreußendamm 84 – 92 im Baunut-

zungsplan, der in Verbindung mit der BauO Bln 58 als übergeleitete Bebauungsplan-

regelung weiter gilt, als ‚beschränktes Arbeitsgebiet’ der Baustufe II / 3 festgesetzt. 

Die Grundstücke sind teilweise Privateigentum, teilweise Eigentum vom Land Berlin, 

von juristischen Personen sowie vom Berliner Immobilienmanagement GmbH (BIM)/ 

ehem. Liegenschaftsfonds Berlin.  

Das derzeit brachliegende Grundstück Ostpreußendamm 84 wurde, wie aus den Ak-

ten ersichtlich, früher als Pachtgrundstück für Gewerbetreibende verwendet. Bis 2012 

war der Besitzer des Grundstückes das Land Berlin. Seither gehört es einer privaten 

Projektentwicklungsgesellschaft. 

Im Zuge der Errichtung des Einkaufszentrums „Das Schloss“ wurde der Möbelhof von 

der Schloßstraße in Steglitz auf den Ostpreußendamm 85 A in Lichterfelde umgesie-

delt. Auf diesem Grundstück entstand 1993 das Einrichtungshaus „Möbelhof Swing“. 

Im Jahr 1997 wurden der Umbau und eine Erweiterung des Bestandsgebäudes ge-
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nehmigt. Dieser Anbau entstand auf dem ehemaligen Gelände der benachbarten Spi-

ralfederfabrik, das als Erbbaupachtgrundstück vom ehemaligen Liegenschaftsfonds - 

heute BIM - verwaltet wird. Auf dem Grundstück der BIM (Ostpreußendamm 84 A) 

wurde dem Möbelhof ein zweckgebundenes Erbbaurecht gewährt. Die zwei Flurstü-

cke entlang der Straße (ebenfalls zugehörig zum Ostpreußendamm 84 A und im Ei-

gentum der BIM) wurden an die Betreiber des Möbelhofs als Stellplatzfläche verpach-

tet. Seit der Erweiterung und dem Umbau des Gebäudes, das nun auf drei Grundstü-

cken (Ostpreußendamm 84 A, 85 (ehemalige Zufahrt) und 85 A) liegt, hat der dreige-

schossige „Möbelhof“ eine Verkaufsfläche von ca. 15.000 m². Das Lagergebäude im 

hinteren Teil des Grundstückes (Ostpreußendamm 85) ist zu Beginn der 1990er Jah-

re entstanden. Der gesamte Betrieb Möbelhof in Lichterfelde GmbH, Ostpreu-

ßendamm 84 A – 85 A, findet sich auf drei Grundstücken und fünf Flurstücken mit ei-

ner Grundstücksgröße 5340,7 m². Im August 2003 meldete der „Möbelhof“ das erste 

Mal Insolvenz an. Im August 2012 erfolgte zum zweiten Mal die Anmeldung einer In-

solvenz. Seither sind die Gebäude leerstehend. Im Mai 2014 fand eine Zwangsver-

steigerung der Grundstücke statt, die jedoch erfolglos blieb. Der zweite Termin der 

Zwangsversteigerung fand am 19. März 2015 statt. Nachdem es anschließend zwi-

schen dem Höchstbieter des Objektes und dem Eigentümer des „Möbelhofs“ nicht zu 

einem Vertrag kam, wurde ein erneuter Termin zur Zwangsvollstreckung beantragt. 

Am 9. Juli 2015 fand nun der dritte Termin zur Zwangsvollstreckung des Objektes 

„Möbelhof“ statt. 

Das Grundstück am Ostpreußendamm 85 B wird als Zufahrt und Parkplatz für das 

hinter dem Geltungsbereich liegende Vereinsgrundstück (Verein für Körperkultur 

e. V.), genutzt. 

Eine Nutzung als gewerblich genutzter Standort fand bereits in der Vergangenheit auf 

den Grundstücken Ostpreußendamm 86 – 92, ausgenommen Ostpreußendamm 90 

(Wohnhaus), statt. Auch derzeit werden sie noch von produzierendem Handwerk ge-

nutzt. Im Jahr 2000 entstand auf dem Grundstück Ostpreußendamm 89 eine Tank-

stelle. 

Der Grund für die Erstellung des B-Plans 6 – 28 B war der Antrag auf Vorbescheid 

zur Errichtung eines Nahversorgungszentrums mit ca. 3.800 m² VKF in überwiegend 

nahversorgungsrelevanten Sortimenten an Stelle des Möbelhofs vom 20. Dezember 

2011. Das Vorhaben widersprach den bezirklichen Zielen zur Einzelhandelsentwick-

lung und zur Gewerbeentwicklung, konnte aber aufgrund der planungsrechtlichen 

Ausgangslage nicht abgelehnt werden. Mit Beschluss vom 14. Februar 2012 wurde 

daher durch das Bezirksamt der Aufstellungsbeschluss zur Sicherung der bezirkli-
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chen Planungsziele gefasst und das Vorhaben mit Bescheid vom 01. März 2012 zu-

rückgestellt. Im November 2012 wurde dann eine Veränderungssperre gem. 

§ 14 BauGB für die Grundstücke Ostpreußendamm 84 – 85 A festgesetzt und am 

24. Januar 2013 im GVBl. veröffentlicht. Der Antrag wurde endgültig auf Grund der 

Veränderungssperre am 08. Februar 2013 ablehnend beschieden. Da der Antrags-

steller nach dem Ablehnungsbescheid nicht in Widerspruch gegangen ist, wirkt hier 

die „reine“ gesetzliche Frist der Veränderungssperre nach § 17 Abs. 1BauGB. Mit der 

Verordnung über die Verlängerung der Veränderungssperre vom 11. November 2014 

wurde die erlassene Veränderungssperre auf den Grundstücken Ostpreußendamm 

84 – 85 A um ein Jahr bis zum 24. Januar 2016 verlängert und am 23. Dezember 

2014 im GVBl. veröffentlicht. 

   

Luftbild von 05/1992    Luftbild von 03/1998   Luftbild von 2009 
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II. Planinhalt und Abwägung 

1. Ziele der Planung und wesentlicher Planinhalt (Grundzüge der Planung) 

Ziel der Planung sind Festsetzungen, die mit geringstmöglichen planungsrechtlichen 

Mitteln den vorhandenen Bestand zutreffend abbilden. Zu diesem Zweck sollen die 

Grundstücke weiterhin auf Grundlage des „beschränkten Arbeitsgebiets“ gewerblich 

genutzt werden. Eine Entwicklung von Einzelhandelseinrichtungen, Vergnügungsstät-

ten, Bordellen und bordellartiger Nutzung kommt für das Plangebiet hingegen aus 

städtebaulichen Gründen nicht in Frage.  

Ein wesentliches Ziel ist die nachhaltige und dauerhafte Sicherung der bestehenden 

Gewerbeflächen für produzierende und handwerkliche Betriebe durch planungsrecht-

liche und planerische Maßnahmen. Die derzeitige Nutzungsart des Gebäudes Ost-

preußendamm 84 A soll jedoch als „Möbelmarkt“ weiterhin erhalten bleiben, um die 

privaten Belange der Eigentümer zu berücksichtigen. Das vorhandene Gebäude ge-

nießt zwar Bestandsschutz, um aber eine marktfähige Anpassung zu ermöglichen, 

sollen Änderungen und Erneuerungen der baulichen Anlage unter bestimmten Be-

dingungen zulässig sein. Eine Umnutzung oder Neubebauung des Geltungsberei-

ches zu Wohnzwecken ist planungsrechtlich unzulässig. Das bereits vorhandene und 

genutzte Wohngebäude am Ostpreußendamm 90 genießt weiterhin Bestandsschutz. 

Der Plan soll sicherstellen, dass die bezirkliche Zentrenstruktur erhalten bleibt und 

nicht durch die Ansiedlung eines Einzelhandelsprojekts unterlaufen wird. Weitrei-

chende negative städtebauliche Konsequenzen für den benachbarten Versorgungs-

bereich Giesensdorf könnten sonst entstehen. Stattdessen soll das ‚beschränkte Ar-

beitsgebiet’ als solches gestärkt und dauerhaft für gewerbliche Nutzer vorgehalten 

und optimiert werden. Die vorhandene Festsetzung des Baunutzungsplans soll wei-

terhin gelten, aber durch textliche Festsetzungen zum Ausschluss bestimmter Be-

triebstypen ergänzt werden. Die Nutzung „Wohnen“ soll dabei weiterhin ausschließ-

lich für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen, sowie für Betriebsinhaber und Betriebs-

leiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet sind (Baunutzungsplan i. V. m. BauO Bln 

58), gelten. 

Die Festsetzung des Plans soll für den Erhalt eines Gewerbestandortes im Bezirk 

Steglitz-Zehlendorf stehen. In den letzten Jahren wurden viele Gewerbestandorte 

aufgrund von Wohnungsmangel durch neu entstehende bzw. entstandene Wohnge-

biete ersetzt (siehe nachfolgenden Abbildung). Die aus der bisherigen gewerblichen 

Nutzung entlassenen Standorte lagen meist in der engen Nachbarschaft zum Woh-
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nungsbau und in einer eher innerstädtischen Lage, sodass entsprechend keine un-

gestörten Entwicklungsperspektiven bestanden. Am südlichen Stadtrand, an den 

Ausfallstraßen, wozu auch der Ostpreußendamm gehört, sieht der Bezirk hingegen 

grundsätzlich eher Entwicklungspotenzial für die gewerblich genutzten Gebiete. 

 

Der Standort des B-Plans 6 – 28 B hat weitgehend den Vorteil, dass überwiegend 

Kleingärten und Naturräume angrenzen sowie eine stark befahrene Hauptverkehrs-

straße, die das Gewerbegebiet von dem gegenüberliegenden Wohngebiet trennt. Aus 

diesem Grund sollen die derzeit gewerblich genutzten Flächen am Ostpreußendamm 

84 – 92 ihre Nutzungscharakteristik beibehalten. 

Während des Verfahrens kam es wiederholt zu Anfragen bezüglich der Ansiedlung 

von Einzelhandelsbetrieben, produzierendem und verarbeitendem Gewerbe, Woh-

nungsbau und Vergnügungsstätten. Lediglich die Nachnutzung durch großflächigen 

Einzelhandel wurde durch eine Bauanfrage konkretisiert. Da das aber nicht den Inte-

ressen des Bezirks Steglitz-Zehlendorf entspricht, sah dieser Ende 2012 die Notwen-

digkeit die Planung durch den Erlass der Veränderungssperre 6 – 28 B / 41 zu si-

chern. Ein von einer Veränderungssperre Betroffener kann sich trotz individuellen 

Auslaufs der Sperre aufgrund der Anrechnungsregel des § 17 Abs. 1 Satz 2 BauGB 

nicht auf den Ablauf der Geltungsdauer berufen, wenn die Gemeinde im Hinblick auf 

sein Grundstück berechtigt wäre, die Sperre unter den Voraussetzungen des § 17 
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Abs. 1 Satz 3 BauGB, und im Fall der Grundstücke am Ostpreußendamm 84 - 85A 

gemäß § 17 Abs. 2 BauGB, zu verlängern. Bei der Berechnung des Zeitraumes, be-

zogen auf die vorangehende faktische Zurückstellung eines Baugesuches, ist der 

Gemeinde gemäß § 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB, im vorliegenden Fall bereits gemäß § 

17 Abs. 2 BauGB, die Möglichkeit gegeben, eine Verlängerung der Veränderungs-

sperre um ein drittes Jahr bzw. unter besonderen Umständen um ein viertes Jahr zu 

vollziehen. Die Verordnung über die Verlängerung für die Veränderungssperre 6 –

 28 B / 41 vom 11. November 2014 wurde um ein Jahr bis zum 24. Januar 2016 ver-

längert. 

Die Grundzüge der bisherigen Planung in diesem Bereich werden nicht berührt. Folg-

lich ist vorgesehen das Bebauungsplanverfahren im Rahmen des vereinfachten Ver-

fahrens gemäß § 13 BauGB durchzuführen. Die Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 

Nr. 1 und 2 BauGB liegen vor. 

2. Entwickelbarkeit aus dem Flächennutzungsplan 

Die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplans sind aus den Darstellungen des 

Flächennutzungsplans entwickelbar, wie mit Schreiben vom 31. Januar 2012 von der 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt bestätigt wurde. Der Flächennut-

zungsplan stellt das Plangebiet als M2-Flächen mit einer Mischung unterschiedlicher 

Funktionen (Gewerbe, Dienstleistungen, Handel, Wohnen etc.) mit mittlerer Nut-

zungsintensität und -dichte dar. Sie tragen den Charakter eines Mischgebietes oder 

der Mischung verschiedener Baugebiete ohne prägende Hauptnutzung sowie in den 

Bereichen alter Ortskerne auch von Dorfgebieten. Wegen der heterogenen Nut-

zungsstruktur, als gewerblich genutztes Gebiet, der dargestellten gemischten Bauflä-

chen ist bei der Entwicklung von Bebauungsplänen zu berücksichtigen, dass die fest-

zusetzenden Baugebiete und deren Gliederung mit der Umgebung vereinbar und ne-

gative stadtstrukturelle Auswirkungen auf die Nutzungsstruktur nicht zu erwarten 

sind. Der Bebauungsplan 6-28 B belässt zum Zwecke eines möglichst geringen pla-

nerischen Eingriffs in die Situation das beschränkte Arbeitsgebiet des BNP. 

Eine Entwicklung von großflächigen zentrenrelevanten Einzelhandelseinrichtungen 

kommt daher grundsätzlich nur in Bereichen mit dargestellter Einzelhandelskonzent-

ration in Betracht (siehe dazu Ausführungsvorschriften zum Darstellungsumfang, zum 

Entwicklungsrahmen sowie zu Änderungen des Flächennutzungsplans Berlin (AV 

FNP) vom 8. September 2006 (ABl. 3.673 und ABl. 15.07.2011, S. 1.482)). Außer-

halb der im FNP als Zentren gekennzeichneten Bereiche ist eine Ansiedlung nicht 
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vorgesehen, um die Zentrenstruktur des FNP nicht zu gefährden. Eine Änderung des 

Flächennutzungsplans an dieser Stelle kann nicht in Aussicht gestellt werden. 

Seitens der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt wurde daher, im 

Schreiben vom 31. Januar 2012, dringend empfohlen, zur Umsetzung der überge-

ordneten gesamtstädtischen Ziele des FNP, ein Bebauungsplanverfahren durchzu-

führen.  

Mit dem Schreiben zur Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (gemäß § 4 Abs. 2 

BauGB) vom 20. Mai 2015 teilte die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Um-

welt, Abteilung I B mit, dass sie zur „Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan und 

der Beachtung regionalplanerischer Festlegungen“ nichts vorzutragen habe.  

3. Begründung der Festsetzungen 

3.1. Art der baulichen Nutzung 

Weitere Gültigkeit des Baunutzungsplan (BNP) 

Sowohl die aktuell vorhandenen baulichen Strukturen als auch die dem Bezirk be-

kannt gewordenen Entwicklungsabsichten der Eigentümer am Ostpreußendamm 

84 – 92 fallen planungsrechtlich unter ein Gebiet mit gewerblicher Nutzung. Als Art 

der Nutzung soll weiterhin gemäß Baunutzungsplan i. V. m. BauO Bln 58 ein ‚be-

schränktes Arbeitsgebiet’ gelten, das durch textliche Festsetzungen dergestalt er-

gänzt wird, dass Einzelhandel in jeglicher Hinsicht unzulässig ist. Eine Fortentwick-

lung und Sicherung des gewerblichen Bestandes ist damit unter Beibehaltung des 

gegenwärtigen Planungsrechts möglich. Anhaltspunkte, die gegen einen Erhalt des 

Gewerbes sprechen, wurden nicht festgestellt.  

In einem ‚beschränktem Arbeitsgebiet’ sind zugelassen: 

 Gewerbliche Betriebe (u. a. auch Einzelhandelsbetriebe), wenn sie keine 

Nachteile oder Belästigungen für die nähere Umgebung verursachen können, 

 Gebäude für Verwaltung, Geschäfts- und Bürohäuser, 

 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal. 

Im Umfeld kann sich aufgrund der bestehenden Baurechte (festgesetzte Bebauungs-

pläne, BNP bzw. § 34 BauGB) kein Störungspotenzial aufbauen, das sich negativ auf 

das bestehende überwiegend gewerblich genutzte Gebiet auswirkt. Anlagen, die auf 

Grund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs in besonderem Maße geeignet sind, 
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schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen oder in anderer Weise die Allgemein-

heit oder die Nachbarschaft zu gefährden, erheblich zu benachteiligen oder erheblich 

zu belästigen (genehmigungsbedürftige Anlagen gemäß § 4 BImSchG), sind im Bau-

gebiet selbst und auch im Umfeld nicht vorhanden und können auch im ‚beschränk-

tem Arbeitsgebiet’ nicht zugelassen werden. Ebenso wenig sind in der näheren Um-

gebung (im Umkreis von 500 m) sensible Einrichtungen (z. B. Krankenhaus oder 

Pflegeeinrichtung) angesiedelt, die eine besonders geringe Lärmbelastung verlangen 

und der Beibehaltung der gewerblichen Nutzung entgegenstehen würden. 

Grundsätzlich können von diesen Nutzungen nachteilige Auswirkungen auf das 

Wohnen, auch im umliegenden Gebiet, in Form von Lärm-, Geruchs- und Schadstof-

femissionen sowie zusätzlicher Verkehrsbelastung ausgehen.  

Wohnnutzungen befinden sich überwiegend auf der gegenüberliegenden Seite des 

Ostpreußendamms, der eine erhebliche Schallquelle darstellt und im Vergleich zu 

dem möglichen Gewerbelärm eine wesentlich bedeutendere Lärmbelastung von 70 

bis über 75 dB(A) verursacht. Durch den Straßenverkehrslärm sind keine negativen 

Auswirkungen auf die allgemeinen Anforderungen an gesunde Arbeitsverhältnisse im 

vorhandenen überwiegend gewerblich genutzten Gebiet zu erwarten. Das direkt 

westlich an den Geltungsbereich angrenzende Wohngebiet ist durch die in der Bau-

genehmigung abgesicherte Anordnung der baulichen Anlagen auf dem benachbarten 

Gewerbegrundstück vom Gewerbelärm abgeschirmt. Darüber hinaus befinden sich in 

der Nachbarschaft keine weiteren sensiblen Nutzungen. Bislang sind keine nachbar-

schaftlichen Probleme aufgrund der gewerblichen Bestandsnutzungen bekannt. Den 

bereits im Gebiet ansässigen Einzelhandelsbetrieben (Tankstelle mit Shop und Auto-

handelsbetrieb) kann daher Bestandsschutz eingeräumt werden. Sie sind künftig in 

ihrer aktuellen Bestandsnutzung zulässig, d. h. Änderungen sind nicht mehr möglich. 

Die allgemeine Zielrichtung des Bebauungsplans soll hierdurch jedoch nicht beein-

trächtigt werden. Die Veränderung der planungsrechtlichen Situation durch das Be-

bauungsplanverfahren soll so gering wie möglich ausfallen. 

Die in dem ‚beschränkten Arbeitsgebiet’ zulässige und auch im Geltungsbereich vor-

handene Tankstelle stellt derzeitig, trotz des großen Flächenbedarfs und des im Prin-

zip hohen nachbarschaftlichen Störpotenzials (An- und Abfahrtsverkehr, nächtliche 

Öffnungszeiten, Belieferung mit Kraftstoffen und sonstigen Waren, Betrieb von er-

gänzenden Werkstätten und Waschanlagen), kein bekanntes Problem dar.  

Der Autohandelsbetrieb, der sich am Ostpreußendamm 88 befindet, weist bereits ei-

ne Verkaufsfläche von ca. 500 m² im Freigelände auf. Da es sich bei Kraftwagen und 

deren Zubehör gemäß der AV Einzelhandel um nicht-zentrenrelevante Sortimente 
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handelt, ist damit keine Schwächung des Ortsteilzentrums verbunden. Zukünftig ist 

eine Änderung des Betriebes nicht mehr zulässig, d. h. der Autohandelsbetrieb ge-

nießt Bestandsschutz.  

Ausschluss von Einzelhandelbetrieben 

Der Bebauungsplan 6 – 28 B modifiziert das beschriebene „beschränkte Arbeitsge-

biet“ durch die folgenden textlichen Festsetzungen. Der Baunutzungsplan setzt auf-

grund seines Zustandekommens vor der bundeseinheitlichen Baugesetzgebung zwar 

kein Baugebiet gem. § 1 Abs. 2 BauNVO 1990 (oder früherer Fassungen) fest, aber 

er definiert selbstständig die Zulässigkeit der Art der baulichen Nutzung innerhalb ei-

nes sog. „beschränkten Arbeitsgebiets“. In dieser Form gilt er als übergeleiteter Be-

bauungsplan weiter (§ 173 Abs. 3 BBauG, § 233 Abs. 3 BauGB). Bei Änderung eines 

übergeleiteten Bebauungsplans kann die Art der baulichen Nutzung auch ohne Fest-

setzung eines Baugebiets im Sinne von § 1 Abs. 2 BauNVO nach den Regelungen 

der BauNVO 1990 eingeschränkt werden. Zur Differenzierung innerhalb des Nut-

zungskatalogs der Baugebiete stehen § 1 Abs. 5 bis 9 BauNVO zur Verfügung. Der 

§ 1 Abs. 5 verlangt, dass die allgemeine Zweckbestimmung des Baugebietes gewahrt 

bleibt. 

Mit den vorhandenen Lebensmittelmärkten und dem überwiegend fußläufig erreich-

barem Einzelhandelsangebot im Zentrum von Giesensdorf und am Standort S-

Bahnhof Lichterfelde Süd ist eine angemessene Gebietsversorgung für das Plange-

biet und seine nähere Umgebung eindeutig gewährleistet. Die Ansiedlung weiterer 

Einzelhandelsbetriebe im Geltungsbereich des Bebauungsplans 6 – 28 B ist im Hin-

blick darauf städtebaulich nicht erforderlich.  

Textliche Festsetzung Nr. 1: Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Einzelhandelsbetriebe unzulässig. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. mit § 1 Abs.5 BauNVO 

Die im Gebiet zulässigen Einzelhandelsbetriebe sollen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 

BauGB i. V. mit § 1 Abs. 5 BauNVO hier nicht zulässig sein. Im Ergebnis einer zur 

Beurteilung des beantragten Nahversorgungsstandortes im Geltungsbereich im Jahr 

2013 erstellten gutachterlichen Stellungnahme durch das Sachverständigenbüro Jun-

ker & Kruse, wurde deutlich, dass der geplante Ausschluss von Einzelhandel im Be-

bauungsplan notwendig ist. Das Gutachterbüro kommt zu dem Ergebnis, dass ein 

größerer Nahversorgungsstandort am Standort Ostpreußendamm in der angedachten 

Größenordnung sowohl mit den bundesrechtlichen und raumordnerischen Vorgaben, 
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als auch mit den Zielen und Grundsätzen des StEP Zentren 3 sowie des Zentrenkon-

zeptes des Bezirks Steglitz-Zehlendorf nicht vereinbar wäre. Dies gilt für zusätzliche 

Verkaufsflächen sowohl mit nahversorgungs- und zentrenrelevanten sowie nicht-

zentrenrelevanten Sortimenten. 

Es wurde durch den Gutachter auch festgehalten, dass die Fortführung der geneh-

migten Einzelhandelsnutzung durch einen Möbelfachmarkt in der bestehenden Grö-

ßenordnung und bei entsprechender Beschränkung der zentrenrelevanten Randsor-

timente (max. 10 % der Gesamtverkaufsfläche) als städtebaulich bzw. zentrenver-

träglich einzustufen ist. In diesem Fall empfiehlt der Gutachter, den Standort als Son-

dergebiet (unter Ausschöpfung des Feinsteuerungsinstrumentariums) auszuweisen. 

Eine alternative Überplanung des Gewerbegebietes mit einer Fremdkörperfestset-

zung gemäß § 1 Abs. 10 BauNVO für den Möbelfachmarkt (sowie näheren Bestim-

mung bei Wegfall dieser Nutzung) würde nach Einschätzung der Gutachter der lang-

fristigen Sicherung des Gewerbegebietes dienen. Da der Standort den planerischen 

Anforderungen an einen Fachmarktstandort nur unzureichend gerecht wird, sowie vor 

dem Hintergrund der Stärkung der definierten Standortstruktur in Steglitz-Zehlendorf 

gemäß Zentrenkonzept, hat sich der Bezirk gegen eine Weiterentwicklung des im be-

zirklichen Zentrenkonzept verankerten Fachmarktstandortes am Ostpreußendamm 

entschieden.  

Zu berücksichtigen ist, dass das Plangebiet nicht Teil des Ortsteilzentrums von Gie-

sensdorf ist und durch die Schaffung weiterer Einzelhandelsnutzungen außerhalb des 

Ortsteilzentrums zu einem Kaufkraftabfluss und somit zu einer Schwächung der Zen-

trenfunktion führen dieses Ortsteilzentrums kommen wird.  

Die errechneten Umsatzumverteilungsquoten für das Nahversorgungszentrum Gie-

sensdorf zeigen deutlich, dass die wirtschaftliche Tragfähigkeit weiterer Lebensmit-

telmärkte bzw. eines Drogeriemarktes im Planungsraum Lichterfelde Süd angesichts 

der bestehenden Angebots- und Nachfragesituation fraglich erscheint. Ein erhöhter 

Wettbewerbsdruck auf bestehende Mitbewerber insbesondere auch im Nahversor-

gungszentrum Giesensdorf wäre eine unvermeidbare Folge der Ansiedlung von Ein-

zelhandel im Geltungsbereich des 6 – 28 B. Das Nahversorgungszentrum Giesens-

dorf weist eine nur schwach ablesbare städtebauliche Zentrenstruktur auf. Der Ein-

zelhandelsbesatz, der sich auf ca. 400 m entlang des Ostpreußendammes erstreckt, 

besitzt keine zusammenhängende, beidseitige Einzelhandelslage. Einzelne Gebäude 

springen zurück, so dass die städtebauliche Struktur uneinheitlich und lückenhaft 

wirkt. Zentrenrelevante Nutzungen (Einzelhandel, öffentliche oder private Dienstleis-

tungen) werden durch Abschnitte von Wohnnutzung unterbrochen. Die Lebensmit-
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telmärkte bilden einzelne Pole in dieser linearen Struktur. Sie stellen die funktionstra-

genden und frequenzerzeugenden Bausteine der Einzelhandelsstruktur des Zent-

rums dar. Neben den Lebensmittelmärkten gibt es kaum ergänzende Einzelhandels-

nutzungen. Ergänzende zentrenrelevante Angebote finden sich vorrangig als Rand-

sortimente der Lebensmittelmärkte. Der derzeitige Einzelhandelsbesatz im Nahver-

sorgungszentrum Giesensdorf ist insbesondere auch auf die Wettbewerbssituation 

mit dem benachbarten Standort Hildburghauser Straße zurückzuführen. Dieser 

Standort ist mit seinen großen Sammelparkplätzen vor allem auch auf Kunden aus-

gerichtet, die mit dem Auto zum Einkaufen fahren, was eine deutlich über den Nahbe-

reich hinausreichende Ausstrahlung begründet. 

Auswirkungen der Ansiedlung von nahversorgungsrelevantem Einzelhandel im Gel-

tungsbereich beträfen sowohl das Nahversorgungszentrum Giesensdorf als auch den 

ergänzenden Standort Hildburghauser Straße. Angesichts der Höhe der ermittelten 

Umverteilungsquoten sowie des ausgeprägten Wettbewerbs im Lebensmitteleinzel-

handel insgesamt sind nach Einschätzung des Gutachtens Betriebsaufgaben nicht 

auszuschließen. Es ist daher davon auszugehen, dass es durch das Vorhaben zu 

Ladenleerständen und so zu einer Verminderung der Vielfalt und Dichte des Waren-

angebotes sowie zu abnehmender Frequenz, zur Niveauabsenkung und schließlich 

auch zu einer Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit des Nahversorgungszentrums 

Giesensdorf kommen wird. 

Darüber hinaus sind aufgrund der hohen Umsatzumverteilungsquoten auch Auswir-

kungen auf die übrige Nahversorgungsstruktur sowohl in Lichterfelde Süd (bestehen-

de Strukturen und vorgesehener neuer Standort lt. Zentrenkonzept, 2. Fortschrei-

bung) als auch in benachbarten Bereichen (Teltow, Goerzwerke) zu erwarten.  

Zu beachten ist, dass bei Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben, gleich welcher Art 

und Größe, auch eine Verdrängung der gewerblichen Betriebe hervorgerufen werden 

könnte. Vor diesem Hintergrund soll im Bebauungsplan 6 – 28 B ein Ausschluss von 

jeglichem Einzelhandel i. S. von § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. mit §1 Abs. 5 BauNVO 

vorgenommen werden. Eine Ansiedlung von Einzelhandel ist somit im gesamten Gel-

tungsbereich ausgeschlossen. 

Der Geltungsbereich ist faktisch aufgrund seiner Lagebedingungen, seines Bestan-

des und seiner Entwicklungspotentiale für eine gewerbliche Entwicklung (ohne Ein-

zelhandel) gut geeignet. Er ist in jeglicher Hinsicht voll erschlossen, gut an das über-

geordnete Straßennetz und den öffentlichen Nahverkehr angebunden, weist ein 

Spektrum von potentiell verfügbaren Flächen verschiedenen Zuschnitts auf, ist histo-

risch gewachsen und im lokalen Bewusstsein der Anwohner wie der Gewerbetrei-
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benden etabliert und akzeptiert. Der Gewerbestandort war aufgrund der Branchen- 

und Gebäudestruktur einst deutlich als solcher erkennbar. Mit der Ansiedlung der 

Tankstelle und vor allem des Autohandelsbetriebes hat bereits eine leichte Überfor-

mung des Gebiets durch Einzelhandel begonnen. Durch die Festsetzungen des Be-

bauungsplans soll dieser Veränderungsprozess aufgehalten werden. Das Gebiet bie-

tet gute Voraussetzungen für störungsarme Betriebe, da es eindeutig von der be-

nachbarten Wohnbebauung aufgrund der ihn umgebenden Verkehrswege und Grün-

flächen räumlich und städtebaulich getrennt ist. Durch die Anbindung an zwei 

überörtliche Straßenzüge verfügt der Geltungsbereich des Bebauungsplans zudem 

über eine hohe stadträumliche und verkehrstechnische Lagegunst.  

Bei einer weiteren Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben in dem Geltungsbereich 

des Bebauungsplans würden die Betriebe zu einer wirtschaftlichen Verbesserung des 

Gebietes keinen Beitrag leisten, sondern die gewünschte Entwicklung verhindern. 

Zum einen würden die jeweils durch Einzelhandel belegten Flächen einer Gewerbe-

ansiedlung entzogen, zum anderen könnten sich die Flächenzuwächse des Einzel-

handels auf die Entwicklung der Bodenpreise, zumindest der Erlöserwartungen der 

Grundstückseigentümer in der Umgebung, derart auswirken, dass auch die dem Ein-

zelhandel benachbarten Flächen einer Entwicklung für sonstiges Gewerbe nicht mehr 

zur Verfügung stünden. Möglicherweise ist dies auf den Grundstücken in unmittelba-

rer Nachbarschaft zum Möbelhof auch schon geschehen. Die stadtentwicklungspla-

nerisch erwünschte Ansiedlung oder Erweiterung von gewerblichen Betrieben, die 

oftmals nicht bereit oder in der Lage sind, bei den Preisen der Kaufangebote des Ein-

zelhandels mitzubieten, kann daher bereits durch einzelne (eventuell Zentren- oder 

Nahversorgungsstandorte u. U. nicht relevante) Einzelhandelsbetriebe über Jahre 

hinweg unmöglich gemacht werden. Ebenfalls als Einzelhandel zu verstehen sind 

Tankstellen. Die sogenannten „Tankstellenshops“, deren Verkaufssortiment über den 

einfachen Verkauf von Tankstellen-Zubehör, Süßwaren, Getränke, Rauchwaren so-

wie Kleinproviant hinausgeht, sind planungsrechtlich auch als Einzelhandelsbetriebe 

zu erkennen. Auch diese sollen zukünftig den planungsrechtlichen Einschränkungen 

unterliegen. Die Festsetzungen des Bebauungsplans 6 – 28 B sollen diesen Effekten 

dämpfend entgegenwirken und in diesem Sinne die Grundlagen erhalten, hier Ge-

werbeansiedlungen zu fördern. 

Erweiteter Bestandsschutz „Möbelmarkt“ 

Die gutachterliche Stellungnahme von Junker & Kruse, welche auf Grundlage des 

bezirklichen Zentrenkonzepts entstand, empfiehlt den Möbelhof als Bestandschutz zu 

sichern, eine weitere Einzelhandelsentwicklung am Ostpreußendamm bauleitplane-



Begründung des Bebauungsplans 6 – 28 B                                                 Bezirk Steglitz-Zehlendorf 

 

 – 33 [ 90 ] – 

 

risch auszuschließen und auch weiterhin gewerbliche Nutzung (ohne Einzelhandel) in 

Betracht zu ziehen.  

Textliche Festsetzung Nr. 2: Bestandsschutz „Möbelhof“ 

Auf den Grundstücken Ostpreußendamm 84 A, 85 und 85 A sind bauliche Änderun-

gen und Erneuerungen der Gebäude mit genehmigter Nutzung als Möbelmarkt mit 

dem Kernsortiment Möbel ausnahmsweise zulässig, wenn  

- die Verkaufsfläche für Randsortimente des Möbel-Einzelhandels höchstens 10 % 

der Gesamtverkaufsfläche beträgt und 

- der Anteil der zentrenrelevanten Randsortimente an der Verkaufsfläche der 

Randsortimente des Möbel-Einzelhandels 800 m² nicht überschreitet.  

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. mit § 1 Abs. 10 BauNVO 

Die Regelung nach § 1 Abs. 10 BauNVO dient der Absicherung vorhandener (materi-

ell rechtmäßig genehmigter), an sich im künftigen Baugebiet unzulässiger, baulicher 

und sonstiger Anlagen / Nutzungen, die nicht in einem unüberbrückbaren Span-

nungsverhältnis zur umgebenden Nutzung stehen. Dies gilt auch, wenn die Anlagen 

durch eine Feinsteuerung nach § 1 Abs. 5 bis 9 BauNVO weder allgemein noch aus-

nahmsweise zulässig werden. Ohne Anwendung des § 1 Abs. 10 BauNVO sind die 

betroffenen Betriebe bzw. Anlagen auf den Bestandsschutz beschränkt, so dass im 

Wesentlichen nur Reparaturen und Erhaltungen zulässig sind. § 1 Abs. 10 BauNVO 

sieht vor, dass für den vorhandenen Betrieb bzw. die vorhandene Anlage eine Erwei-

terung, Änderung, Nutzungsänderung und Erneuerung zulässig oder ausnahmsweise 

zulässig ist. Die entsprechende Festsetzung im Bebauungsplan gibt den betroffenen 

Unternehmen somit Planungs- und Rechtssicherheit. 

Durch die zuzulassenden Veränderungen der Altanlagen dürfen jedoch keine Beläs-

tigungen oder Störungen ausgehen, die für die Umgebung im übrigen Teil des Bau-

gebietes unzumutbar sind. Der planerisch erweiterte Bestandsschutz der Altanlage 

darf nicht zur Verschlechterung der Situation führen und muss mit den rechtlichen 

Anforderungen an die Erforderlichkeit von Bauleitplänen gemäß § 1 Abs. 3 BauGB 

vereinbar sein. Nach Satz 3 des § 1 Abs. 10 BauNVO muss die allgemeine Zweckbe-

stimmung des Baugebietes „in seinen übrigen Teilen gewahrt bleiben“. Nach § 1 Abs. 

10 Satz 2 BauNVO können im Bebauungsplan nähere Bestimmungen über die Zu-

lässigkeit von Erweiterungen, Erneuerungen, Änderung und Nutzungsänderung ge-

troffen werden. Danach kann festgesetzt werden, unter welchen Voraussetzungen 

Vorhaben im Zusammenhang mit den vorhandenen baulichen Anlagen zulässig sein 
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sollen. Die näheren Bestimmungen sind anlagebezogen. Sie können z. B. technische 

Vorkehrungen der baulichen Anlage umfassen oder zur Eingrenzung der Lärment-

wicklung getroffen werden. Zu berücksichtigen ist, dass die näheren Bestimmungen 

erst im Baugenehmigungsverfahren bei genehmigungspflichtigen Baumaßnahmen 

greifen können.  

Die beschriebenen Voraussetzungen treffen für die baulichen Anlagen des Möbelhofs 

zu. Es handelt sich um einen typischen Anwendungsfall, wie er im Rundschreiben 

„Textliche Festsetzung zum „Erweiterten Bestandsschutz“ gemäß § 1 Abs. 10 BauN-

VO in Bebauungsplänen“ (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt vom 

12. Dez. 2011) benannt ist. Dort wird der Erweiterte Bestandsschutz empfohlen zur 

Überplanung von Gewerbegebieten mit einzelnen vorhandenen Einzelhandelsbetrie-

ben, die künftig nicht mehr zulässig sein sollen. Bezüglich der konkreten Maßnahmen 

könne z. B. bei vorhandenen Einzelhandelsbetrieben auch geregelt werden, dass nur 

bestimmte Sortimente oder nur eine bestimmte Größe der Verkaufsfläche zulässig 

sind. 

Die baulichen Anlagen sind vorhanden und genehmigt. Der Betrieb der genehmigten, 

und während ihrer bisherigen Tätigkeit, konfliktfreien Nutzung hatte bisher keine stö-

renden Auswirkungen auf die gewerbliche Nachbarschaft oder das gegenüberliegen-

de Wohngebiet. Mögliche Auswirkungen auf die Zentrenstruktur wurden untersucht. 

Die Fortführung der genehmigten Einzelhandelsnutzung durch einen Möbelfachmarkt 

ist, laut dem Gutachten von Junker & Kruse, in der bestehenden Größenordnung und 

bei entsprechender Beschränkung der zentrenrelevanten Randsortimente (max. 10 % 

der Gesamtverkaufsfläche) als städtebaulich bzw. zentrenverträglich einzustufen. 

Dies deckt sich mit der Einschätzung des Standortes durch die GL. 

Für den weiteren Umgang mit dem Standort des ehemaligen Möbelhofs bieten sich 

somit zwei Möglichkeiten an, entweder die Fortführung der genehmigten Einzelhan-

delsnutzung (mit dem nicht-zentrenrelevanten Kernsortiment Möbel, unter der Be-

schränkung der Randsortimente auf max. 10 %, mit max. 800 m² VKF für zentrenre-

levante Randsortimente [gemäß AV Einzelhandel]) oder die Festsetzung einer ande-

ren gewerblichen Nutzung. Sollte es zu einer Weiternutzung als Möbelmarkt kom-

men, so ist auf die Baugenehmigung von 1997 zu achten und auf die Spezialisierung 

des Bebauungsplans Bezug zu nehmen. Grundsätzlich soll der Standort im Interesse 

der Gewerbeflächenbereitstellung langfristig nicht mehr durch Handel genutzt wer-

den. Das Gebäude ist für rein gewerbliche Nutzungen durchaus geeignet. Der private 

Belang an dem Weiterbetrieb der genehmigten Nutzung und an der Möglichkeit, die-

se im Rahmen notwendiger Marktanpassungen ändern zu können hat jedoch im 
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Rahmen der Abwägung so viel Gewicht, dass er in den Festsetzungen Niederschlag 

findet. 

Die als Möbelmarkt genehmigten Gebäude (Haupthaus und Lagerhalle), wie bereits 

auf Seite 18ff beschrieben, sollen demnach gemäß § 1 Abs. 10 BauNVO erweiterten 

Bestandsschutz - einschließlich Instandhaltungs- und Modernisierungsmöglichkeiten 

(Änderungen und Erneuerungen) - genießen. Nutzungsänderungen und Erweiterun-

gen sollen hingegen nicht ermöglicht werden, da hier gegenüber der Flächen- und 

sortimentstechnisch fixierten Bestandssituation mit weitreichenden Auswirkungen zu 

rechnen wäre. 

Die Größenordnung der hierdurch möglichen Verkaufsfläche muss jedoch begrenzt 

bleiben, damit der gewerblichen Nutzung im Geltungsbereich keine Flächenpotentiale 

entzogen werden und keine Gefährdungen der benachbarten Zentren durch hinzu-

kommende Verkaufsfläche eintreten. Erweiterungen der baulichen Anlagen beste-

hender Einzelhandelsbetriebe wurden daher nicht in die Festsetzung einbezogen und 

sind unzulässig. Die Verkaufsfläche auf Grundlage der Textlichen Festsetzung Nr. 2 

hat demnach durch die vorhandenen baulichen Anlagen eine räumliche Einschrän-

kung, sodass ein Flächenverlust für die sonstige gewerbliche Entwicklung im Gel-

tungsbereich nicht eintritt. Sortimentsänderungen, die nicht mehr innerhalb einer der 

Art der Nutzung eigenen Variationsbreite liegen und denen unter städtebaulichen 

Gesichtspunkten eine andere Qualität als der bestehenden Nutzung zukommt, wären 

Nutzungsänderungen. Sofern eine Nutzungsänderung im Rahmen der Variationsbrei-

te des Einzelhandels solch eine neue städtebauliche Qualität erreicht, dass die Ge-

nehmigungsfrage neu aufgerufen würde, sind auch die Kriterien erreicht, die eine 

ausnahmsweise Zulassung nicht mehr erlauben. Nutzungsänderungen wurden daher 

in die Festsetzungen nicht aufgenommen  

In der textlichen Festsetzung Nr. 2 wird deshalb auch deutlich auf die „genehmigte 

Nutzung als Möbelmarkt“ hingewiesen. In der Betriebsbeschreibung der Baugeneh-

migung von September 1997 lautet dies wie folgt: „Handel mit Einrichtungsgegen-

ständen aller Art einschließlich Elektrogroßgeräten, abgepassten Teppichen sowie 

Fachsortimenten“. Die damalige Beschreibung „Handel mit Einrichtungsgegenstän-

den aller Art einschließlich Elektrogroßgeräten, abgepassten Teppichen“ wird heute 

kurz unter dem Begriff „Kernsortiment Möbel“ zusammengefasst. Die beschriebenen 

„Fachsortimente“ werden heute unter dem Begriff „Randsortiment“ wiedergegeben.  

So ist unter anderem der Verkauf von Randsortimenten dem Verkauf von Kernsorti-

menten funktional zu- und unterzuordnen. Die Unterscheidung zentrenrelevanter und 

nicht-zentrenrelevanter Sortimente orientiert sich an der „Liste der zentren- bzw. nicht 
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zentrenrelevanter Sortimente für den Einzelhandel“ der Ausführungsvorschriften Ein-

zelhandel (AV Einzelhandel). Diese beziehen sich auf die Warengruppe der „Klassifi-

kation der Wirtschaftszweige“ des Bundesamtes für Statistik, Ausgabe 2003, auf die 

in der AV Einzelhandel, Anhang 1, Bezug genommen wird. 

Die Randsortimente müssen gleichwohl in einer Wechselbeziehung zum Kernsorti-

ment stehen. Das Randsortiment tritt zum Kernsortiment hinzu und ergänzt dieses 

mit Waren, die eine funktionale Beziehung mit denen des Kernsortiments haben. Nur 

unter dieser funktionalen Beziehung greift die Zulässigkeit eines durch bestimmte 

Branchenbezeichnungen gekennzeichneten Kernsortiments auch auf das ihr zuzu-

ordnende Randsortiment zu. Voraussetzung für die Verträglichkeit ist, dass die bran-

chenüblichen Randsortimente nur ausnahmsweise oder als untergeordnete Nutzun-

gen zugelassen sind, um keine negativen Auswirkungen auf die Zentrenstruktur zu 

haben. Die Randsortimente werden insgesamt auf 10 % begrenzt, da dieser Ver-

kaufsflächenanteil aufgrund der Größenordnung des Bestandsgebäudes in Relation 

zur lokalen Versorgungsstruktur deutlich überdimensioniert wäre. In diesen 10 % ist 

die Untergruppe der zentrenrelevanten Randsortimente enthalten. Diese Untergruppe 

wird darüber hinaus begrenzt. Die AV Einzelhandel, Nr. 3.4.6, Abs. 6 hält nur Ver-

kaufsflächen für zentrenrelevante Randsortimente bis 800 m² für vertretbar, da sie bis 

zu dieser Größenordnung von der Untersuchung der Auswirkungen auf die Versor-

gung der Bevölkerung und die Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche gemäß § 

11 Abs. 3 BauNVO absehen würde. Daher begrenzt der Bebauungsplan die Ver-

kaufsflächen für zentrenrelevante Randsortimente auf die absolute Flächengröße von 

800 m².  

Die Verkaufsfläche umfasst alle zum Zweck des Verkaufs den Kunden zugängliche 

Fläche, einschließlich der Gänge, Treppen, Kassenzonen, Standflächen für Einrich-

tungsgegenstände, Schaufenster und Freiflächen. In die Verkaufsfläche sind alle Flä-

chen einzubeziehen, die vom Kunden betreten werden können oder die er einsehen, 

aber aus hygienischen und anderen Gründen nicht betreten darf. Dazu gehört auch 

der Bereich hinter den Kassen, in den die Kunden nach Bezahlung der Waren gelan-

gen. Auch für den Verkauf zugängliche Lager- und Freiflächen gelten als Verkaufsflä-

che. Nicht zur Verkaufsfläche gehören hingegen die reinen Lagerflächen und abge-

trennte Bereiche (Anlieferungsflächen). 

Flächen in demselben Gebäude, auf denen unterschiedliche Waren verkauft werden, 

sind unter bestimmten Bedingungen als Teile eines einheitlichen Einzelhandelsbe-

triebs anzusehen und damit bei der Berechnung der „Großflächigkeit“ zu berücksich-

tigen (sogenannte Funktionseinheit von Einzelhandelsbetrieben). Dies ist etwa für die 
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Zusammenrechnung von bautechnischen und in den Betriebsabläufen jeweils eigen-

ständigen Shops in einem Geschäft anzunehmen. 

Die als Möbelmarkt genehmigten Gebäude sollen demnach gemäß § 1 Abs. 10 

BauNVO Bestandsschutz - einschließlich Instandhaltungs- und Modernisierungsmög-

lichkeiten - genießen. Um eine Schwächung des Ortsteilzentrums Giesensdorf zu 

verhindern soll der Einzelhandel im Geltungsbereich ausgeschlossen werden. Die 

vorhandenen Einzelhandelsbetriebe genießen (Tankstelle und Autohandelsbetrieb) 

Bestandsschutz, der ehemalige „Möbelhof“ dabei erweiterten Bestandsschutz. Inso-

fern sind diese vom Ausschluss der Einzelhandelsbetriebe nicht betroffen. Eine Er-

weiterung des Standortes wird durch die textliche Festsetzung Nr. 1 bereits schon 

ausgeschlossen.  

In einem ‚beschränkten Arbeitsgebiet’ sind gewerbliche Betriebe, wenn sie keine 

Nachteile oder Belästigungen für die nähere Umgebung verursachen, zulässig (§ 7 

BauO Bln 58). Mit der vorhandenen Größe übersteigt der Möbelhof das vorgegebene 

Nutzungsmaß. Hier betragen die GRZ 0,47; die GFZ 2,31; die BMZ 5,22 und die An-

zahl der Vollgeschosse Z = 4. Als spezieller Fachmarkt ist der Möbelhof aufgrund 

seines eingeschränkten Warenangebots jedoch von dem zentralen Versorgungsbe-

reich ausgeschlossen. Auswirkungen auf die infrastrukturelle Ausstattung und auf 

den Verkehr sind durch die Lage und durch den Markt, der auf die gewerbliche Nut-

zung des Gebietes ausgerichtet ist, nicht anzunehmen.  

„Handwerkerprivileg“ 

Durch den Wegfall der wirtschaftlich potenteren und in der Regel in einem branchen-

internen Verdrängungswettbewerb stehenden Einzelhandelsbetriebe verändert sich 

zum einen die Nachfragesituation, zum anderen die Angebotssituation im Gebiet zu-

gunsten der sonstigen Gewerbebetriebe, insbesondere auch des produzierenden 

Gewerbes. Hierdurch stehen alle Flächenpotentiale des Gebiets für die sonstige ge-

werbliche Entwicklung zur Verfügung. Die Vermarktung der Flächen wird sich ver-

stärkt an den Bedürfnissen der anderen Betriebsarten orientieren. Grundsätzlich ist 

jeder m² hinzukommender Verkaufsfläche im Geltungsbereich des Bebauungsplans 

6 – 28 B mit dem erklärten Ziel der Sicherung und Stärkung des Gewerbestandorts, 

unvereinbar. Jede durch Einzelhandel in Anspruch genommene Grundfläche wäre für 

die gewünschte Entwicklung zugunsten von anderen gewerblichen Nutzungen lang-

fristig nicht mehr zugänglich. Die höheren Flächenanteile der Einzelhandelsnutzung 

mit ihren Einflüssen auf die Bodenpreise und das Standortprofil würden darüber hin-

aus das Gebiet für „normale“ Gewerbebetriebe immer unattraktiver werden lassen. 



Begründung des Bebauungsplans 6 – 28 B                                                 Bezirk Steglitz-Zehlendorf 

 

 – 38 [ 90 ] – 

 

Diese Auswirkungen am Gewerbestandort selbst sind auch dann von besonderem 

Belang, wenn die hinzukommende Verkaufsfläche in Bezug auf die Nahversorgung 

oder Zentrenstruktur ohne Auswirkungen bliebe. In solchen Fällen wäre auch zu be-

rücksichtigen, dass selbst durch die Konzentration nicht-zentrenrelevanter Einzel-

handelsbetriebe am Standort Ostpreußendamm die bedeutenden Synergieeffekte 

durch die Stadtentwicklungsplanung dem Zentrum Giesensdorf vorenthalten blieben. 

Dies läge nicht im Interesse des Bezirkes Steglitz-Zehlendorf. Um die Erfolgsaussich-

ten der Entwicklungsziele des Landes Berlin im Geltungsbereich des Bebauungs-

plans 6 – 28 B zu erhöhen, sollen aber auch Bestand und Nachfrage des sonstigen 

Gewerbes nicht durch planungsrechtlich bedingte betriebliche Einschränkungen ne-

gativ beeinflusst werden. Abweichend von dem Ausschluss des „selbstständigen“ 

Einzelhandels werden daher Festsetzungen zugunsten der Zulässigkeit von „dienen-

dem“ Einzelhandel die derzeitigen planungsrechtlichen Rahmenbedingungen für 

sonstige Gewerbebetriebe weitgehend erhalten. Für solche Betriebe sieht der Be-

bauungsplanentwurf 6 – 28 B vor, ausnahmsweise Verkaufsflächen als untergeord-

nete Ergänzung zur Hauptnutzung zuzulassen (sogenannte Handwerkerprivileg). Die 

Festsetzung ist durch die Formulierung als Ausnahme an die Ermessensausübung im 

konkreten Einzelfall gebunden. Die Zulässigkeit wird sich daher an den zu erwarten-

den städtebaulichen Auswirkungen eines beantragten Vorhabens in Abhängigkeit von 

der Größe und der Produktpalette des jeweiligen Gewerbebetriebes orientieren müs-

sen. 

Im Geltungsbereich sind derzeit überwiegend Gewerbebetriebe angesiedelt. Auch 

weiterhin sollen in dem Plangebiet gewerbliche Betriebe, einschließlich Handwerks-

betriebe und Verarbeitendes Gewerbe, angesiedelt bleiben und werden. Der Verkauf 

der erzeugten Produkte soll dabei jedoch nicht ausgeschlossen werden.  

Textliche Festsetzung Nr. 3: Eingrenzung zum Verkauf hergestellter oder weiterver-

arbeitender Produkte  

Ausnahmsweise können Verkaufsflächen für den Verkauf an letzte Verbraucher zu-

gelassen werden, die einem Produktions-, Verarbeitungs- oder Reparaturbetrieb 

funktional zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse deutlich un-

tergeordnet sind, um ausschließlich dort hergestellte oder weiter zu verarbeitende 

oder weiter verarbeitete Produkte zu veräußern.  

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO 

Am Ostpreußendamm 84 – 92 sind einzelne produzierende und verarbeitende ge-

werbliche Betriebe und Handwerksbetriebe vorzufinden. Produzierende und verarbei-
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tende Gewerbe- und Handwerksbetriebe liegen häufig außerhalb der städtischen 

Zentren (vorwiegend in Gewerbe- und Industriegebieten), wie es auch am Ostpreu-

ßendamm 84 – 92 der Fall ist. Die Ergänzung der gewerblichen Haupttätigkeit durch 

Verkauf betriebsbezogener Waren im Sinne eines Werksverkaufs ist eine häufig an-

zutreffende Ergänzung der Geschäftsfelder von Produktions-, Verarbeitungs- oder 

Reparaturbetrieben auch in städtischen Randlagen. Der Ausschluss des Einzelhan-

dels durch den Bebauungsplan soll für diese Betriebe keinen Standortnachteil nach 

sich ziehen. Deshalb wird die Möglichkeit eines Werkverkaufs durch den Bebauungs-

plan eingeräumt. Sie sollen ihre Eigenproduktionen in begrenztem Umfang verkaufen 

dürfen („Annexhandel“). Der Begriff „Annexhandel“ bezeichnet dabei die Verkaufs-

stätten, die „im räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit einem produzieren-

den oder verarbeitenden Gewerbebetrieb oder einem Handwerksbetrieb“ stehen. Die 

dem eigentlichen Gewerbe- oder Handwerksbetrieb räumlich-funktional zugeordnete 

Verkaufsstätte muss in der Verkaufsfläche diesem Betrieb in Grundfläche und Bau-

masse insgesamt deutlich untergeordnet sein. Die deutliche Unterordnung basiert auf 

einer untergeordneten, ergänzenden sachlichen Bedeutung, die gleichzeitig einen ge-

ringen räumlichen Umfang einschließt. Damit wird gesichert, dass eine Einzelhan-

delsnutzung, die im Vordergrund vor der gewerblichen Nutzung steht, unzulässig und 

nicht genehmigungsfähig ist, andererseits aber Einzelhandelsnutzungen unter den 

o. g. einschränkenden Bedingungen ausnahmsweise zugelassen werden können. 

Weitere Ausschlüsse von Nutzungen 

Textliche Festsetzung Nr. 4: Ausschluss von Vergnügungsstätten, Bordellen und bor-

dellartigen Nutzungen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Vergnügungsstätten, Bordelle und 

bordellartige Nutzungen nicht zulässig.  

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. mit § 1 Abs.5 und 9 BauNVO 

Die im ‚beschränkten Arbeitsgebiet’ zulässigen Vergnügungsstätten, Bordelle und 

bordellartige Nutzungen sollen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. mit § 1 Abs. 5 

und 9 BauNVO nicht zulässig sein, um eine Beeinträchtigung der sich aus der vor-

handenen Nutzung ergebenden städtebaulichen Funktionen des Gebietes zu verhin-

dern. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans soll die Ansiedlung der genannten 

Nutzungen, die ohne Einschränkung allgemein zulässig sind, ausgeschlossen wer-

den. 
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Die Baunutzungsverordnung hat den Begriff „Vergnügungsstätten“ nicht definiert. 

Gemäß einschlägigen Kommentierungen sowie Gerichtsurteilen zu diesem Thema 

hat sich folgende Definition durchgesetzt: 

„Unter Vergnügungsstätten (…) sind gewerbliche Nutzungsarten zu verstehen, die 

sich in unterschiedlicher Ausprägung (wie Amüsierbetriebe, Diskotheken, Spielhallen 

etc.) unter Ansprache (oder Ausnutzung) des Sexual-, Spiel- und/oder Geselligkeits-

betriebes einer bestimmten gewinnbringenden „Freizeit“-Unterhaltung widmen.“ (Vgl. 

Fickert/Fieseler: Kommentar zur Baunutzungsverordnung, 11. Auflage 2008, § 4a Rd. 

Nr. 22) 

„Unter den städtebaulichen Begriffstypus „Vergnügungsstätte“ fallen trotz der Vielge-

staltigkeit ihrer Erscheinungsformen und Bezeichnungen im Wesentlichen fünf Grup-

pen von (ganz) unterschiedlicher Vergnügungsweise, die sich als Unterarten des Be-

griffs „Vergnügungsstätten“ bezeichnen lassen: 

 Nachtlokale jeglicher Art, Vorführ- und Geschäftsräume, deren Zweck 

auf Darstellungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist, einschließ-

lich Sex-Shops mit Videokabinen, 

 Diskotheken, 

 Spiel- und Automatenhallen, 

 Wettbüros sowie  

 Swingerclubs“  

Bordelle und bordellartige Betriebe sind gewerbliche Betriebe. Die Einordnung von 

Bordellen, bordellartigen Betrieben sowie Betrieben und Einrichtungen, bei denen die 

Ausübung sexueller Handlungen betriebliches Wesensmerkmal ist, gelten trotz ver-

gleichbarer negativer städtebaulicher Auswirkungen (laut ständiger Rechtsspre-

chung) nicht als Vergnügungsstätten und werden somit gesondert ausgeschlossen. 

Gründe hierzu entsprechen den vergleichbaren Auswirkungen, den Beweggründen 

zum Ausschluss der Vergnügungsstätten.  

Die im Plangebiet liegenden Grundstücke werden überwiegend durch Betriebe für 

produzierendes und verarbeitendes Gewerbe genutzt, eine Ausnahme ist hierbei der 

„Möbelhof“. Der grundsätzliche Ausschluss unverträglicher Nutzungen auf gewerbli-

chen Bauflächen soll das Angebot der Grundstücke für Gewerbe und Industrie si-

chern und den Verdrängungsdruck auf ansässige Betriebe mindern. Das Areal ent-
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lang des Ostpreußendamms wird fortwährend gewerblich genutzt. Die Sicherung der 

Flächen für den produktionsgeprägten Bereich ist städtebaulich sinnvoll.  

Da der Bodenrichtwert bei Grundstücken für Vergnügungsstätten (z. B. Spielhallen, 

Tabledanceclubs, Diskotheken und Amüsierbetriebe) höher liegt als für Gewerbe (im 

Sinne eines Produktions-, Verarbeitungs- oder Reparaturbetriebes) könnte es zu ei-

ner negativen Entwicklung für die Ansiedlung von gewerblichen Kleinbetrieben in 

dem Gebiet kommen. Es drohen bei der Ansiedlung von Vergnügungsstätten Konflik-

te mit dem angesiedelten Gewerbe sowie mit der in der näheren Umgebung angren-

zenden Wohnnutzung (vorhanden im Plangebiet, unmittelbar angrenzend östlich und 

südlich des Plangebietes sowie auf der gegenüberliegenden Straßenseite, nördlich 

des Gebietes), da Vergnügungsstätten u. a. häufig sehr viele Besucher, auch zu un-

üblichen Zeiten, anziehen. Die umgebenden Wohngebiete sind durch den Baunut-

zungsplan als WA qualifiziert. Der südöstlich angrenzende Bebauungsplan XII-214 

sieht am Ostpreußendamm einen Schulstandort vor. 

Vergnügungsstätten (z. B. Spielhallen, Sexshops, Diskotheken und Amüsierbetriebe), 

Bordelle und bordellartige Betriebe richten sich ausschließlich an Erwachsene und 

grenzen somit Kinder und Jugendliche in diesem Gebiet aus. Durch ihre Gestaltung 

(z. B. blickdichte Scheiben) bei gleichzeitiger Wahrnehmung (z. B. durch Lichtwer-

bung) grenzen sie sich verstärkend von den anderen Nutzungen ab. Aufgrund der 

zumeist grellen Werbung können negative Auswirkungen auf das Ortsbild ausgelöst 

werden. Die Erforderlichkeit zum Ausschluss von Vergnügungsstätten, Bordellen und 

bordellartigen Betrieben ergibt sich aus der stadträumlichen Lage der Straße Ost-

preußendamm. Es könnte zu einem Imageverlust („Trading-Down-Effekt“) in dem 

Gewerbegebiet kommen, der sich negativ auf die umliegende Wohnbebauung sowie 

auf die Eignung als Gewerbestandort auswirkt. Darüber hinaus befindet sich in dem 

Plangebiet der Zugang zum Familien-, Sport- und FKK-Verein im angrenzenden 

Landschaftsschutzgebiet. Der Ausschluss von Vergnügungsstätten, Bordellen und 

bordellartigen Betrieben ist aus besonderen städtebaulichen Gründen gerechtfertigt. 

Es besteht ein Bedarf an Baugrundstücken für die Ansiedlung von Handwerksbetrie-

ben und Betrieben des produzierenden Gewerbes. Einzelhandel hier zuzulassen 

würde dazu führen, dass sich Handwerks- und produzierende Betriebe nicht mehr 

ansiedeln können und dass die nahe gelegenen Ortsteilzentren in ihrem Bestand ge-

fährdet werden. Auch wenn die Einzelhandelsnutzungen ausgeschlossen werden 

bleibt die allgemeine Zweckbestimmung des Baugebietes gewahrt. Die Einzelhan-

delsbetriebe werden ausgeschlossen, um das produzierende Gewerbe zu stärken. 
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Erhalt der bisherigen Vorschriften 

Textliche Festsetzung Nr. 5: 

Im Übrigen gelten die bisherigen Vorschriften. 

Der Bebauungsplan 6 – 28 B enthält ausschließlich textliche und keinerlei zeichneri-

sche Festsetzungen. Der Geltungsbereich ist ein Gebiet, das die Voraussetzungen 

nach § 30 Abs. 1 BauGB erfüllt. Seine rechtliche Wirkung entfaltet er jedoch nur zu-

sammen mit dem Baunutzungsplan i. V. m. den städtebaulichen Vorschriften 

der BauO Bln 58 in Verbindung mit dem Bebauungsplan XII-A, mit dem er eine 

rechtliche Einheit eingeht. Diese Festsetzung verdeutlicht, dass der Bebauungsplan 

6 – 28 B auf dem Baunutzungsplan i. V. m. der städtebaulichen Vorschriften der 

BauO Bln 58 aufbaut. Es handelt sich nicht um einen Plan zur Umstellung auf die 

BauNVO ´90. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB kann im Bebauungsplan aus 

städtebaulichen Gründen die Art der baulichen Nutzung festgesetzt werden. 

3.2. Maß der baulichen Nutzung 

Es sind keine neuen Festsetzungen von Nutzungsmaßen erforderlich, um die Ziele 

des Bebauungsplans zu erreichen. Aus diesem Grund sollen diesbezügliche keine 

Festsetzungen getroffen werden.  

Das Maß der baulichen Nutzung darf laut Baunutzungsplan i. V. m. BauO Bln 58 die 

Baustufe II / 3 mit einer bebaubaren Fläche GRZ 0,3; einer GFZ 0,6; einer BMZ 2,4 

und der Zahl der zuständigen Vollgeschosse Z = 2 nicht überschreiten. 

Auf Grund der außergewöhnlichen Größenordnung des Gebäudes ist der „Möbelhof“ 

in dem Gebiet ein Sonderfall, der durch erweiterten Bestandsschutz in dem B-Plan 

gesichert werden soll (siehe textliche Festsetzung Nr. 2). Erweiterungen des beste-

henden Möbelmarktes sind nicht zulässig. Somit schafft der Bebauungsplan 6 – 28 B 

keine Grundlagen für zusätzliche Versiegelungen. 

3.3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche 

Zum Erreichen der Ziele der Planung sind keine neuen Festsetzungen der Bauweise 

und der überbaubaren Grundstücksfläche erforderlich. Aus diesem Grund sollen 

diesbezüglich keine Festsetzungen getroffen werden.  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind die Grundstücke in voller Tiefe über-

baubar. Entlang des Ostpreußendamms befinden sich die förmlich festgestellten 

Straßen- und Baufluchtlinien vom 15. Mai 1901. Die vorhandenen Fluchtlinien liegen 
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auf der Grundstücksgrenze (Straßenfluchtlinien) bzw. im Abstand von 7,5 m inner-

halb der Grundstücke (Baufluchtlinien).  

Im rückwärtigen Teil der Grundstücke befindet sich ein Streifen von ca. 25 m Tiefe 

(variiert von Grundstück zu Grundstück). Dieser ist laut BNP ein ‚Nichtbaugebiet’ und 

wird aus diesem Grund auf Grundlage nach § 34 BauGB beurteilt. Zukünftig ist das 

Maß der baulichen Nutzung in den hinteren Teilen der Grundstücke gemäß den Re-

gelungen von § 34 BauGB zu ermitteln und kann sich aufgrund der im Plangebiet und 

der näheren Umgebung vorhandenen Bebauung insofern aus der Umgebung ablei-

ten. Die sich aus dem geltenden Recht ergebenden großzügigen Baufelder ermögli-

chen eine vielfältige und abwechslungsreiche Bebauung der Grundstücke.  

3.4. Immissionsschutz / Klimaschutz 

Zum Erreichen der Ziele der Planung sind keine Festsetzungen der Bauweise und 

der überbaubaren Grundstücksfläche erforderlich. Aus diesem Grund sollen diesbe-

züglich keine Festsetzungen getroffen werden. Durch den Bebauungsplan werden 

keine zusätzlichen Entwicklungsmöglichkeiten auf den Grundstücken im Geltungsbe-

reich des Bebauungsplans eröffnet, sondern lediglich Nutzungsmöglichkeiten einge-

schränkt. 

Immissionsschutz 

Derzeit können die Schallemissionen vom Ostpreußendamm ungehindert auf den 

Geltungsbereich einwirken. Erkenntnisse der SenStadtUm (FIS-Broker, u. a. Strate-

gische Lärmkarte Straßenverkehr L_DEN (Tag-Abend-Nacht) 2012 und Strategische 

Lärmkarte Straßenverkehr L_N (Nacht-Index) 2012) zeigen, dass bereits bei der 

lärmtechnischen Untersuchung parallel zum Ostpreußendamm Überschreitungen der 

Orientierungswerte der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) von 55 dB(A) tags 

und 65 dB(A) nachts für Gewerbegebiete von 65 dB(A) hinter der Grundstücksgrenze 

bis 75 dB(A) direkt auf der Straße gegeben sind. Die Verkehrslärmbelastung (siehe 

unten Strategische Lärmkarte Gesamtlärmindex L_DEN (Tag-Abend-Nacht) Raster 

2012) ist jedoch keineswegs so hoch, dass es bei der bisherigen Nutzung des Plan-

gebietes als gewerblichen Standort zu Störungsfaktoren gekommen ist. Eine Wohn-

nutzung in dem Gebiet ist jedoch bei diesem Lärmpegel unzulässig und somit nicht 

weiter zu betrachten. 
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Strat. Lärmkarte Gesamtlärmindex L_DEN (Tag-Abend-Nacht) Raster 2012 

Das einzige im beschränktem Arbeitsgebiet vorhandene Wohnhaus, Ostpreu-

ßendamm 90, ist mit einem Lärmpegel in dB(A) an den Fassadenpunkten mit L_DEN 

> 70 oder L_N > 60 verzeichnet. Hier wird die Summe aus dem Straßenlärm und 

Schienenverkehrlärm der lokalen Bahnen (Straßenbahn und oberirdische U-Bahn) er-

läutert. In dem Programm finden nur Wohnhäuser Beachtung. Aus diesem Grund ist 

der größte Teil des Plangebietes nicht verzeichnet. Die Festsetzungen des Bebau-

ungsplans sind in der überplanten Bestandssituation nicht angezeigt. Durch geeigne-

te Maßnahmen ist im Rahmen der Baugenehmigungen sicherzustellen, dass die all-

gemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse weiterhin ge-

wahrt werden.  

Klimaschutz 

Laut Karte 04.05 des Umweltatlas („Stadtklimatische Zonierung“, Ausgabe 2001) 

weist die Fläche des Geltungsbereichs nur geringe bis sehr geringe Veränderungen 

gegenüber Freilandverhältnissen auf. Der Umweltatlas (Karte 04.11.1 „Klimaökologi-

sche Funktionen“, Ausgabe 2009) stellt den überwiegenden Teil des Plangebiets als 

Siedlungsraum mit weniger günstiger bioklimatischer Belastung (nach VDI 3785) dar. 

Das Grundstück Ostpreußendamm 84 wird als Grün- und Freifläche mit geringem 

Kaltluftvolumenstrom beschrieben. Es besteht (laut Karte 04.11.2 „Planungshinweise 

Stadtklima“, Ausgabe 2009) eine hohe Empfindlichkeit gegenüber Nutzungsintensi-

vierung und weiterer Verdichtung. Eine Verbesserung der Durchlüftung und Erhö-

hung der Vegetationsanteile, sowie der Erhalt der Vegetation und eine Entsiegelung 
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werden empfohlen. Mit dem Ausschluss einzelner Nutzungen werden im Zuge der 

Planung keine wesentlichen Verschlechterungen der klimatischen Verhältnisse ent-

stehen. Die Umgebung sowie das Grundstück Ostpreußendamm 84 werden als 

Grün- und Freifläche mit sehr hoher stadtklimatischer Bedeutung dargestellt. Es be-

finden sich dort Kaltluftentstehungsgebiete mit Zuordnung zu belasteten Siedlungs-

räumen. Sie haben die höchste Empfindlichkeit gegenüber der Nutzungsintensivie-

rung. Darüber hinaus sollte es zur Vermeidung von Austauschbarrieren gegenüber 

bebauten Randbereichen kommen, es sollten Emissionen reduziert und diese Flä-

chen mit benachbarten Freiflächen vernetzt werden.  

Die Karte 04.02 des Umweltatlas (Ausgabe 2001) gibt für den größten Teil des Ge-

bietes ein langjähriges Mittel der Lufttemperatur von 9,0 – 9,5 °C an und liegt damit 

über 1°C unter dem warmen Stadtzentrum. 

3.5. Kennzeichnungen (gem. § 9 Abs. 5 BauGB, z.B. Altlasten) 

Im Bereich Altlastenkennzeichnung besteht eine gesetzliche Verpflichtung den be-

stehenden Altlastenverdacht auf Grundlage des § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB aufzuklären. 

Durch den Bebauungsplan werden keine zusätzlichen Entwicklungsmöglichkeiten auf 

den Grundstücken im Geltungsbereich des Bebauungsplans eröffnet, sondern ledig-

lich Nutzungsmöglichkeiten eingeschränkt. Mit Hilfe der zuständigen Fachbehörde 

wurden die Bodenbelastungskataster der Grundstücke im Plangebiet wie folgt näher 

beschrieben: 

Ostpreußendamm 84 A 

Das Grundstück Ostpreußendamm 84 A ist im Bodenbelastungskataster des Landes 

Berlin unter der Nr. 14603 eingetragen. Aufnahmegrund ist die ehemalige Nutzung 

des Grundstücks zur Herstellung von Spiralfedern sowie von einer Kfz-Werkstatt. Bo-

denuntersuchungen, die vor der Errichtung des Möbelhofes durchgeführt wurden 

(GEFTA, Nr. 971024/929, 11.11.1997), ergaben im Bereich der früheren Entfettungs-

anlage der Federnfabrik leicht erhöhte Gehalte an leichtflüchtigen chlorierten Koh-

lenwasserstoffen (LCKW). In diesem Bereich wurde die Baugrube für die Erweiterung 

des Möbelhauses ausgehoben, so dass von einer Beseitigung der Kontamination 

auszugehen ist. Da die Liegenschaft nicht flächendeckend erkundet wurde, kann die 

Altlastensituation nicht abschließend beurteilt werden. Die Fläche ist daher im Sinne 

des Bodenschutzrechts als Verdachtsfläche eingestuft, für die Anhaltspunkte für 

schädliche Bodenveränderungen bzw. Altlasten vorliegen. 
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Ostpreußendamm 86, 87, 88, 89 

Die Grundstücke Ostpreußendamm 86, 87, 88, 89 sind im Bodenbelastungskataster 

des Landes Berlin unter der Nr. 10439 eingetragen. Aufnahmegrund sind verschie-

dene gewerbliche Nutzungen (Anlagenbau, Vulkanisierwerkstatt, Kfz-Werkstatt, Spe-

dition und Brennstoffhandel). Stichprobenartige Bodenuntersuchungen im Bereich 

der ehemaligen Betriebstankstelle der Fa. Hans Schmidt, Brennstoffhandel und Spe-

dition ergaben keine Anhaltspunkte auf schädliche Bodenveränderungen durch die 

Betriebstankstelle (Laboratorium Dr. Scheutwinkel, Nr. 1-97/3178, 26.11.1997). Wäh-

rend des Neubaus der Agip Tankstelle auf dem ehemaligen LKW - Parkplatz der Fa. 

Hans Schmidt wurde die oberflächennah anstehende Auffüllung entfernt. Dabei fan-

den sich keine Hinweise auf einen Schadstoffeintrag in diesem Grundstücksbereich 

(BfU, 20.4.2001). 

Da der gesamte Bereich nicht flächendeckend erkundet wurde, kann die Altlastensi-

tuation jedoch nicht abschließend beurteilt werden. Die Fläche ist daher im Sinne des 

Bodenschutzrechts als Verdachtsfläche eingestuft, für die Anhaltspunkte für schädli-

che Bodenveränderungen bzw. Altlasten vorliegen. 

Ostpreußendamm 90, 91, 92 

Das Grundstück Ostpreußendamm 90, 91, 92 ist im Bodenbelastungskataster des 

Landes Berlin unter der Nr. 16176 aufgrund der ehemaligen Nutzung durch eine 

Gärtnerei und durch einen Lebensmittelhandel (ehemals mit Betriebstankstelle und 

LKW-Waschplatz eingetragen. Ergebnisse von Boden- und Grundwasseruntersu-

chungen liegen im Umwelt- und Naturschutzamt nicht vor. Die Fläche ist im Sinne 

des Bodenschutzrechts als Verdachtsfläche eingestuft, für die Anhaltspunkte für 

schädliche Bodenveränderungen bzw. Altlasten vorliegen. 

Im Zusammenhang mit dem Planungsziel (Ausschluss von Einzelhandel und Aus-

schluss von Vergnügungsstätten, Bordellen und bordellartigen Betrieben) und der 

bisherigen Nutzung ist die Vereinbarkeit der Nutzungsausweisungen mit bekannten 

oder bestehenden Bodenverunreinigungen nicht relevant. Zudem wurden die Liegen-

schaften nicht flächendeckend erkundet, sodass die Altlastensituation nicht abschlie-

ßend werden kann. Die Fläche ist daher im Sinne des Bodenschutzrechts als Ver-

dachtsfläche eingestuft, für die Anhaltspunkte für schädliche Bodenveränderungen 

bzw. Altlasten vorliegen. Die Hinweise sind im Rahmen der Durchführung späterer 

konkreter Bauvorhaben zu berücksichtigen. Der geplante Ausschluss von Einzelhan-

del, Vergnügungsstätten, Bordellen und bordellartigen Nutzungen in dem Bebau-

ungsplan 6 – 28 B kann weitergeführt werden.  
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4. Abwägung der öffentlichen und privaten Belange  

Seit 1990 haben große Veränderungen im Einzelhandel in der Hauptstadtregion 

stattgefunden. Die Verkaufsflächen in Berlin und in den angrenzenden Landkreisen 

von Brandenburg sind stark angewachsen. In den Außenbezirken von Berlin wuch-

sen die Verkaufsflächen sehr stark an. Dabei hat sich der Strukturwandel im Einzel-

handel in den letzten Jahren bedeutend beschleunigt. Kennzeichnend dafür sind 

neue Betriebsformen des großflächigen Einzelhandels und ein überdurchschnittlicher 

Zuwachs an Verkaufsflächen, insbesondere außerhalb der Innenstädte und Zentren. 

Um zu verhindern, dass Einzelhandel sich in dem Plangebiet des Bebauungsplans 

6 – 28 B ansiedelt, soll Einzelhandel in dem Gebiet unzulässig sein. Das Plangebiet 

ist gekennzeichnet durch die langjährige gewerbliche Nutzung. Die zweckorientierte 

Bebauung besteht aus Lager- und Ausstellungshallen, Werkstattgebäuden, Contai-

ner, Büro- und Wohngebäude sowie einer Tankstelle. In stadtgestalterischer Hinsicht 

erhaltenswerte Bausubstanz, abgesehen von dem Wohnhaus (Ostpreußendamm 

90), ist nicht vorhanden. Dies ist für kleinteilige Gewerbeareale nicht untypisch. Eine 

Veränderung der derzeitigen Nutzung durch Einzelhandel, Vergnügungsstätten, Bor-

delle und bordellartigen Betrieben würde den städtebaulichen Interessen des Bezir-

kes nicht entsprechen, da sie das Ortsteilzentrum Giesensdorf beeinträchtigt und 

somit die öffentlichen und privaten Belange beeinflusst. Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB 

sind bei der Aufstellung von Bebauungsplänen die öffentlichen und privaten Belange 

gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. 

Öffentliche Belange 

Gemäß § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Aufstellung von Bebauungsplänen die darin 

aufgezählten öffentlichen Belange zu berücksichtigen. Im Falle des Gewerbegebiets 

am Ostpreußendamm 84 – 92 und des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 6 –

 28 B ist insbesondere zu berücksichtigen: 

 die Erhaltung und Fortentwicklung vorhandener Ortsteile,  

 die Belange der Einzelhandelsstruktur in den von den Auswirkungen betroffe-

nen Ortsteilzentrum, 

 die Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, 

 von der Gemeinde beschlossene städtebaulichen Planungen (z. B. StEP In-

dustrie und Gewerbe, StEP Zentren 3 oder das bezirkliche Zentrenkonzept 

Steglitz-Zehlendorf), 
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Der Bebauungsplan 6 – 28 B soll durch Beachtung dieser Belange gemäß den Leit-

sätzen des § 1 Abs. 5 S.1 BauGB 

 eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewährleisten, 

 die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen mitei-

nander in Einklang bringen, 

Der Bebauungsplan 6 – 28 B dient in unterschiedlicher Intensität den aufgeführten öf-

fentlichen Belangen, die sich zunächst mittelbar aus den im Folgenden beschriebe-

nen übergeordneten Plänen und Programmen, im Weiteren aber auch unmittelbar 

aus den konkreten Bedingungen „vor Ort“ ergeben. 

Die Öffentlichen Belange sind in übergeordnete gesamtstädtische Planungen des 

Landes Berlin und in die von der gemeinsamen Landesplanung Berlin-Brandenburg 

aufgestellten Pläne und Programme der Raumordnung und Landesplanung (hier: 

Landesentwicklungsprogramm 2007 – LEPro 2007 (GVBl. S. 629) und Landesent-

wicklungsplan Berlin-Brandenburg – LEP B-B vom 31. März 2009 (Berlin: GVBl. S. 

182)) eingeflossen. Die Bauleitpläne, somit auch der Bebauungsplan 6 – 28 B sind 

gem. § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen, während deren 

Grundsätze abwägungszugänglich bleiben.  

Gemäß Grundsatz § 5 Abs. 1 LEPro 2007 soll eine Konzentration der Siedlungsent-

wicklung auf raumordnerisch festgelegte Siedlungsbereiche erfolgen und dabei die 

Gewerbeflächenentwicklung in räumlichen Schwerpunkten mit besonderem wirt-

schaftlichen oder wissenschaftlichen Potenzial berücksichtigen. Eine Stärkung des 

innerstädtischen Einzelhandels, die Sicherung einer verbrauchernahen Grundversor-

gung und die Zuordnung von großflächigen Einzelhandelseinrichtungen an Zentralen 

Orten sollen entsprechend der jeweiligen Funktionszuweisung erfolgen 

(§ 5 Abs. 4 LEPro 2007). Die Entwicklung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen 

mit zentrenrelevanten Sortimenten soll dabei nur auf Standorten in Städtischen Kern-

bereichen gemäß Festlegungskarte 2 LEP B-B beschränkt werden (Grundsatz 4.8 

Abs. 1 LEP B-B). Um eine Gefährdung der verbrauchernahen Versorgung zu vermei-

den besteht die Möglichkeit der Änderung vorhandener großflächiger Einzelhandels-

einrichtungen auch außerhalb Städtischer Kernbereiche, wenn hierdurch die geneh-

migte Verkaufsfläche sowohl insgesamt als auch für zentrenrelevante Sortimente 

nicht erhöht wird (Grundsatz 4.8 Abs. 4 LEP B-B) und die vorhabensbezogene Ver-

kaufsfläche für zentrenrelevante Randsortimente 10 Prozent nicht überschreitet 

(Grundsatz 4.9 LEP B-B). 
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Maßgebliche weitere Planungen des Landes Berlin sind im vorliegenden Fall der 

Stadtentwicklungsplan (StEP) Industrie und Gewerbe, StEP Zentren 3 sowie StEP 

Verkehr. Diese Planungen sind als von der Gemeinde beschlossene sonstige städte-

bauliche Planungen gem. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB in der Abwägung des Bebau-

ungsplans 6 – 28 B zu berücksichtigen. Dies gilt auch für das bezirkliche Zentrenkon-

zept. 

Ziel des StEP Industrie und Gewerbe ist vorrangig die Stärkung des produzierenden 

Sektors. Ein erheblicher Teil der gewerblichen Bauflächen wird für Nutzungen pro-

duktionsferner Wirtschaftszweige, u. a. für Einzelhandel, nachgefragt. Die Realisie-

rung dieser Nachfrage verringert das Angebot an verfügbaren Gewerbeflächen und 

führt zu steigenden Bodenpreisen an den betroffenen Standorten. Ziel ist es eine 

ausgewogene Entwicklung der gewerblichen Bauflächen zu erreichen und dabei den 

Erhalt der bereits existierenden Standorte zu realisieren. Ein ausreichendes Angebot 

an Flächen unterschiedlicher Qualität ist Voraussetzung für die Stärkung der beste-

henden gewerblichen Strukturen und erleichtert zudem die Neuansiedlung von Un-

ternehmen. Der Vorhaltung landeseigener Flächen, wie auch in dem Fall des Ost-

preußendamm 84 A – 85 A, kommt dabei große Bedeutung zu.  

Nach der Definition der Ausführungsvorschriften über großflächigen Einzelhandel im 

Land Berlin (AV Einzelhandel vom 11. Juli 2014, ABl. S. 1334 bis 1348) sind Einzel-

handelsbetriebe Betriebe, die Waren ausschließlich oder überwiegend an Endver-

braucher verkaufen (AV Einzelhandel, Anhang III Nr. 2 Abs. 1, ABl. S. 1347). In die-

sem Sinne ist auch die Festsetzung im Rahmen der planungsrechtlichen Zulässig-

keitsprüfung anzuwenden. 

Es besteht somit aufgrund dieser Zielsetzungen ein großes öffentliches Interesse des 

Landes Berlin an der Sicherung und Weiterentwicklung des Gewerbestandortes Lich-

terfelde, Ostpreußendamm 84 – 92. Diesen Belangen wird ein hohes Gewicht einge-

räumt. Der Bebauungsplan 6 – 28 B ergreift für ihre Berücksichtigung die am geeig-

netsten erscheinenden Maßnahmen.  

Das Gewerbegebiet soll als Flächenpotential für die Niederlassung des sonstigen 

Gewerbes (ohne Einzelhandel) grundsätzlich erhalten bleiben und weiterentwickelt 

werden. Ein besonderes Augenmerk gilt dabei der Erhaltung und Optimierung der 

Standortbedingungen für das Gewerbe. In diesem Sinne wurden die textlichen Fest-

setzungen des Bebauungsplans 6 – 28 B entwickelt. 

Der Standort Ostpreußendamm 84 – 92 bietet darüber hinaus gute Voraussetzungen 

für störungsarme Betriebsabläufe, da er von der benachbarten Wohnbebauung auf-
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grund der ihn umgebenden Verkehrswege städtebaulich eindeutig getrennt ist. Der 

Ostpreußendamm ist gemäß dem StEP Verkehr für die Region Berlin eine örtliche 

bzw. übergeordnete Straßenverbindung zwischen Berlin und Brandenburg. Gleichzei-

tig dient er der direkten Verkehrsverbindung für die Gewerbe- und Industriegebiete in 

Teltow bzw. Lichterfelde/Lankwitz/Steglitz.  

Aufgrund dieser tatsächlichen Standortbedingungen und der langfristigen Entwick-

lungsperspektiven ist die konsequente Sicherung des Gewerbestandorts Lichterfelde, 

Ostpreußendamm 84 – 92 mittels der verbindlichen Bauleitplanung, hier durch den 

Bebauungsplan 6 – 28 B, fachlich vertretbar und zugleich im Einklang mit den Zielen 

des Landes Berlin. 

Die genannten öffentlichen Belange würden durch eine ungesteuerte Ausbreitung 

des Einzelhandels im Geltungsbereich des Bebauungsplans 6 – 28 B in mehrfacher 

Hinsicht beeinträchtigt. 

Einzelhandelsbetriebe würden zu einer Standortprofilierung in der beschriebenen Art 

keinen Beitrag leisten, sondern die gewünschte Entwicklung untergraben. Zum einen 

würden die jeweils durch Einzelhandel belegten Flächen einer Gewerbeansiedlung 

entzogen, zum anderen könnten sich die Flächenzuwächse des Einzelhandels auf 

die Entwicklung der Bodenpreise, zumindest der Erlöserwartungen der Grundstücks-

eigentümer in der Umgebung, derart auswirken, dass auch die dem Einzelhandel be-

nachbarten Flächen einer Entwicklung des sonstigen Gewerbes nicht mehr zur Ver-

fügung stünden. Die stadtentwicklungsplanerisch erwünschte Ansiedlung oder Erwei-

terung von gewerblichen Betrieben, die oftmals nicht bereit oder in der Lage sind, die 

Kaufangebote des Einzelhandels mitzubieten, kann daher bereits durch einzelne 

(selbst durch für einzelne Zentren oder Nahversorgungsstandorte u. U. nicht relevan-

te) Einzelhandelsbetriebe über Jahre hinweg unmöglich gemacht werden. Für die be-

reits bestehenden Einzelhandelsbetriebe ist daher laut StEP Zentren 3 eine Begren-

zung, zum Schutz zur Wahrung weiterer Entwicklungschancen der städtischen Zen-

tren Berlins von zentrenrelevanten Randsortimenten in Fachmärkten auf maximal 10 

Prozent oder maximal 800 m² der vorhabenbezogenen Verkaufsfläche, notwendig. 

Aus aktuellen Erfahrungen im Bezirk ist ohne einen umfassenden Ausschluss von 

Einzelhandelsbetrieben die örtliche Zentren- und Nahversorgungsstruktur im Gel-

tungsbereich gefährdet, da viele kleine Nahversorgungszentren bei kleinteiliger Par-

zellenstruktur entstehen könnten. Die Festsetzungen des Bebauungsplans 6 – 28 B 

sollen diesen Effekten dämpfend entgegenwirken und in diesem Sinne die Grundla-

gen der Gewerbeentwicklung erhalten.  
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Vor diesem Hintergrund ist jede Ansiedlung von Einzelhandel, welche die nutzbaren 

Gewerbeflächen im Bezirk weiter verknappen würde, kritisch zu bewerten. Jeder 

noch so geringe Verkaufsflächenzuwachs im Geltungsbereich, selbst hinzukommen-

de nicht-zentrenrelevanter Sortimente, würden eine Ergänzung und sukzessive Stär-

kung der städtebaulich nicht integrierten Einzelhandelsagglomeration darstellen. Es 

wäre von einer Vielzahl städtebaulicher Auswirkungen durch die dortige Etablierung 

weiterer Einzelhandelsbetriebe auf die Zentrenstruktur auszugehen. Der Verlust an 

verfügbaren Flächen für das produzierende Gewerbe durch hinzukommenden Ein-

zelhandel muss daher verhindert werden.  

In dem Bebauungsplan werden Vergnügungsstätten (soweit sie sich an Zielgruppe 

der Erwachsenen richten – Spielhallen, Tabledance, Sexshops mit Videokabinen), 

Bordelle und bordellartige Betriebe als unverträgliche Nutzungen ausgeschlossen, da 

durch die Ansiedlung dieser Nutzungen die Belange des § 1 Abs. 6 Nr. 8 Buchst. a) 

(Belange der Wirtschaft, verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung), Nr. 3 (sozia-

le und kulturelle Bedürfnisse der Bevölkerung), Nr. 4 Erhalt und Entwicklung vorhan-

dener Ortsteile und zentraler Versorgungsbereiche und Nr. 1 BauGB (gesunde 

Wohnverhältnisse) berührt werden. Aufgrund der aktuellen Entwicklung (zahlreiche 

Anfragen hinsichtlich dieser Nutzungen auf den Grundstücken Ostpreußendamm 

84 A – 85 A) und mangelnder Steuerungsmöglichkeiten mit dem übergeleiteten Pla-

nungsrecht des Baunutzungsplans war es erforderlich diesen Bebauungsplan aufzu-

stellen, da anderenfalls mit zunehmender Ansiedlung der Nutzungen ein Trading-

Down-Effekt für das Gewerbegebiet am Ostpreußendamm 84 – 92 eintritt sowie ne-

gative Auswirkungen auf angrenzende sensiblen Nutzungen (Wohnen und Schule). 

Der Ausschluss der Nutzungen führt nicht zu einer wesentlichen Einschränkung der 

Nutzungsmöglichkeiten der Grundstücke, da die zentralen Nutzungsarten in den 

Baugebieten weiterhin verwirklicht werden können. Somit sind auch die Grundzüge 

der bestehenden Planung nicht berührt. 

Da das Gewerbegebiet durch den Ostpreußendamm von dem gegenüberliegenden 

Wohngebiet räumlich getrennt ist, ist die Beibehaltung des Gewerbestandorts mit den 

vorgenommenen Einschränkungen vertretbar. Die allgemeinen Anforderungen an 

gesunde Wohnverhältnisse bleiben gewahrt. 

Private Belange 

Private Belange sind häufig nicht eindeutig von öffentlichen Belangen zu trennen 

bzw. stehen nicht grundsätzlich im Widerspruch zu diesen. Zu beachten ist hier, dass 

durch die Festsetzung von Gewerbe und produzierendem Betrieben im Plangebiet 
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des Bebauungsplans auch die Interessen der Grundstückseigentümer und Bewohner 

im näheren Umfeld zu berücksichtigen sind. 

Der Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben im Plangebiet ist städtebaulich erforder-

lich und führt dazu, dass die Nutzungsmöglichkeiten der Grundstücke eingeschränkt 

werden.  

Die Vermeidung unverhältnismäßiger Belastungen der Eigentümer und der Erhalt der 

privaten Nutzbarkeit von Grundstücken (der sogenannte „Statusquobelang“) haben 

einen besonderen Stellenwert im Rahmen der Abwägung in der Bauleitplanung. Auf-

grund der Eigentumsgarantie des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG sind daher vom Plange-

ber in erster Linie Vorkehrungen zu treffen, die eine unverhältnismäßige Belastung 

des Eigentümers real vermeiden und die Privatnützigkeit des Eigentums so weit wie 

möglich erhalten (BVerwG, Beschluss v. 19.12.2002). Dies gilt insbesondere dann, 

wenn bestehende Gebäude und Nutzungen überplant werden. In die Abwägung ei-

nes Bebauungsplans ist auch einzustellen, dass sich der Entzug baulicher Nut-

zungsmöglichkeiten für den Betroffenen wie eine Teilenteignung auswirken kann und 

dass dem Bestandsschutz daher ein den von Art. 14 Abs. 3 GG erfassten Fällen ver-

gleichbares Gewicht zukommt (BVerwG, Beschl. V. 22.2.2000).  

Der Eingriff ins Privateigentum ist bei dem Ausschluss von Einzelhandel gering. Der 

Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben beruht auf dem Gutachten von Junker & 

Kruse, welches sich auf den StEP Zentren 3 und das bezirkliche Zentrenkonzept be-

zieht, und dem Schutz des Ortsteilzentrums Giesensdorf dient. Eine angemessene 

Nahversorgung im Plangebiet und dessen Umfeld ist ausreichend vorhanden.  

Die Baugebietsflächen im Plangebiet befinden sich überwiegend in privatem Eigen-

tum. Die Grundstücke, auf denen der Möbelhof mit Lagerhalle steht, sind teilweise im 

Eigentum der Berliner Immobilienmanagement GmbH (BIM)/ ehem. Liegenschafts-

fonds Berlin. Der aktuelle Bodenrichtwert für die gebietstypische Nutzungsart Gewer-

be im Plangebiet liegt derzeit bei 80,00 € / m² (Bodenrichtwert-Nr. 1720). Durch den 

Ausschluss von Einzelhandel, Vergnügungsstätten, Bordellen und bordellartigen Nut-

zungen wird die zulässige Art der Nutzung eingeschränkt. Es ist jedoch nicht davon 

auszugehen, dass sich mit dem Ausschluss der genannten Nutzungen eine Ver-

schlechterung des Bodenrichtwertes ergibt. Dieser lag zu Beginn des Verfahrens 

(2011) trotz der Zulässigkeit und des Vorhandenseins von Einzelhandel bei einem 

niedrigen Wert von nur 80 €/m² und ist bis ins Jahr 2015 unverändert bei 80 €/m² ge-

blieben, der klassischen Gewerbelagen ohne Einzelhandel entspricht. Da es keine 

Differenz zwischen den Bodenrichtwerten nach ausgeübter und nach zulässiger Nut-



Begründung des Bebauungsplans 6 – 28 B                                                 Bezirk Steglitz-Zehlendorf 

 

 – 53 [ 90 ] – 

 

zung gibt, ist es wenig wahrscheinlich, dass die Eigentümer entschädigt werden 

müssten. Trotzdem kann es nicht vollständig ausgeschlossen werden.  

In der Abwägung der privaten und öffentlichen Belange sind im Falle des Bebau-

ungsplans 6 – 28 B die öffentlichen Belange im Wesentlichen bedeutsamer. Aus den 

oben aufgeführten öffentlichen Belangen ist es notwendig hier Einzelhandel im Gel-

tungsbereich des Bebauungsplans 6 – 28 B auszuschließen. Der Eigentümer der be-

reits durch Einzelhandel genutzten Grundstücke (Möbelhof“) wird unter den Ge-

sichtspunkten „Zumutbarkeit“ und „Angemessenheit“ durch die ergänzende Festset-

zung gem. § 1 Abs. 10 BauNVO (Textliche Festsetzung Nr. 2) im Bebauungsplan in 

seinem Bestand geschützt, die PEB (Planergänzungsbestimmung) Nr. 2 ist jedoch 

einzuhalten. Der Grundstückseigentümer wird vorliegend nicht unzumutbar in seinem 

Eigentumsrecht aus Art. 14 GG betroffen. Auch sein Vertrauen auf das Weiterbeste-

hen des früheren Bebauungsplanes wird nicht beeinträchtigt, da die genehmigte Nut-

zung beibehalten und unter gewissen Voraussetzungen auch bauliche Änderungen 

und Erneuerungen vornehmen darf. Es wird durch den Änderungsplan daher nicht 

sehr stark belastet. 

Dem Plangeber ist bewusst, durch den Ausschluss von bisher zulässigen Nutzungen 

in die Eigentümerinteressen einzugreifen. Die Eingriffe sind jedoch für die Eigentümer 

nicht zu stark belastend. Wie oben dargestellt wären die umliegenden kleinen Orts-

teilzentren gefährdet, wenn Einzelhandel zugelassen würde. Die Ortsteilzentren die-

nen der wohnungsnahen Versorgung der Bevölkerung, dies ist ein öffentlicher Belang 

gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB, der bei der Aufstellung eines Bebauungsplans zu 

beachten ist. Dass die Eigentümer nicht zu stark bzw. unzumutbar belastet oder so-

gar enteignet werden, zeigt der Vergleich mit den entsprechenden Entschädigungs-

vorschriften des BauGB (§§ 40ff BauGB). 

Wie wesentlich eine mögliche Wertminderung des Eigentums durch die Änderungen 

des Planungsrechts wäre, bemisst sich nach den Vorschriften des §§ 40ff BauGB 

(Entschädigung bei Änderung oder Aufhebung einer zulässigen Nutzung), insbeson-

dere daran, ob die Ausübung der verwirklichten Nutzung oder die sonstigen Möglich-

keiten der wirtschaftlichen Verwertung des Grundstücks, die sich aus der verwirklich-

ten Nutzung ergeben, unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert werden. Der Ei-

gentümer hat in solchen Fällen einen Entschädigungsanspruch, kann aber auch die 

Übernahme der Flächen verlangen, wenn und soweit es ihm mit Rücksicht auf die 

Festsetzung oder Durchführung des Bebauungsplans wirtschaftlich nicht mehr zuzu-

muten ist, das Grundstück zu behalten oder es in der bisherigen oder einer anderen 

zulässigen Art zu nutzen. Die Höhe der Entschädigung hinsichtlich der Beeinträchti-
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gung des Grundstückswerts bemisst sich nach dem Unterschied zwischen dem Wert 

des Grundstücks auf Grund der ausgeübten Nutzung und seinem Wert, der sich in-

folge der Beschränkungen gem. § 42 Abs. 3 Satz 1 BauGB ergibt.  

Die meisten Eigentümer im Gebiet haben die bislang zulässige Einzelhandelsnutzung 

(gegeben durch den BNP) nicht realisiert. Daher finden durch die Festsetzungen des 

Bebauungsplans 6 – 28 B im Wesentlichen nur Eingriffe in die zulässige (hier: Ein-

zelhandel), nicht aber die ausgeübte Nutzung (hier: sonstiges Gewerbe) statt.  

Die ausgeübte sonstige gewerbliche Nutzung wird durch den Bebauungsplan 6 –

 28 B nicht wesentlich erschwert oder gar unmöglich gemacht. Die Nutzungsein-

schränkung des Bebauungsplans kann daher als wirtschaftlich zumutbar einge-

schätzt werden. 

Der Bebauungsplan 6 – 28 B erlaubt keine Einzelhandelsbetriebe, mit Ausnahme 

vom Möbelmarkt (TF Nr. 2). Mit der vorhandenen Größe übersteigt die vorhandene 

bauliche Anlage des Möbelhofs das vorgegebene Nutzungsmaß des Baunutzungs-

plans deutlich. Im Bestand betragen die GRZ 0,47; die GFZ 2,31; die BMZ 5,22 und 

die Anzahl der Vollgeschosse Z = 4. Auf dem Grundstück des Möbelhofs würde sich 

für den Fall, dass die Nachnutzung der „Spezialimmobilie“ durch rein gewerbliche Be-

triebe misslingt und stattdessen ein Neubau errichtet werden müsste, ein wesentlich 

geringeres Nutzungsmaß ergeben. Das bedeutet, dass hier ohne weitergehende Re-

gelungen nicht nur die Art der Nutzung, sondern auch das Maß der Nutzung berührt 

wäre. Dies würde hingegen bei der Tankstelle und den Ausstellungsflächen für Au-

tomobile im Freien so nicht eintreten, da es dort hinsichtlich des Nutzungsmaßes 

noch Entwicklungspotential gibt.  

Eine Nachnutzung als Möbelmarkt ist dennoch vertretbar. Als spezieller Fachmarkt ist 

der Möbelhof aufgrund seines eingeschränkten Warenangebots von dem zentralen 

Versorgungsbereich ausgeschlossen. Auswirkungen auf die infrastrukturelle Ausstat-

tung und auf den Verkehr sind durch die Lage und durch den Markt, der auf die ge-

werbliche Nutzung des Gebietes ausgerichtet ist, nicht anzunehmen, sodass der 

„Möbelhof“ unter diesen Voraussetzungen als Bestand geschützt werden soll. Zuläs-

sig sind jedoch im Plangebiet gewerbliche Betriebe nicht störender Art sowie Gebäu-

de für Verwaltung und Bürohäuser. Damit steht den betroffenen Eigentümern weiter-

hin ein breites Spektrum gewerblicher Nutzungen zur Verfügung, so dass diese in der 

Verwertungsmöglichkeit ihren Grundstücken nicht wesentlich oder unzumutbar be-

schränkt werden. 
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Um dem sonstigen Gewerbe – im Interesse der Betroffenen – optimierte Rahmenbe-

dingungen für das weitere standortbezogene Wirtschaften zu bieten und hierdurch – 

im öffentlichen Interesse – die Attraktivität des Standorts für die „klassischen“ Gewer-

bebranchen zu erhöhen, werden sonstige Gewerbebetriebe mit Flächen für den Ver-

kauf an letzte Verbraucher im beschränkten Arbeitsgebiet nicht ausgeschlossen. Um 

Fehlentwicklungen im Falle ungewöhnlicher Betriebsgrößen oder Sortimentsgruppen 

gegensteuern zu können wird dieser Betriebstyp jedoch einer Ermessensausübung 

im Einzelfall unterworfen und für nur ausnahmsweise zulässig erklärt. 

Eine im Interesse der privaten Belange stärker differenzierte, und somit den Eigen-

tümern größere Spielräume ermöglichende Festsetzungssystematik der Zulässigkeit 

von Einzelhandel (z. B. nach Flächengrößen und/oder Sortimenten) ist hingegen un-

geeignet, um die wesentlichen Planungsziele des Bebauungsplans zu erreichen. 

Selbst ein Einzelhandelsstandort, der aufgrund seiner Flächengröße oder seines Sor-

timents keine erkennbaren Auswirkungen auf die vorhandenen Zentren oder Nahver-

sorgungsstandorte hätte, könnte sich dennoch auf die Bodenpreisstruktur im Gewer-

begebiet, auf die Verfügbarkeit von Flächen für sonstiges Gewerbe und auf die nach-

barschaftlichen Rahmenbedingungen (z. B. durch Verfestigung der störanfälligeren 

Nutzung Einzelhandel oder Veränderung des Gebietsprofils) im Sinne der Planungs-

ziele negativ auswirken. 

Die Perspektiven der rein gewerblichen Entwicklung des gesamten Gewerbestandor-

tes Lichterfelde, Ostpreußendamm 84 – 92 könnten sich hierdurch derart verschlech-

tern, dass er in der Wahrnehmung zu einer Art von faktischem Sondergebiet würde 

und letztlich als Gewerbegebiet im eigentlichen Sinne ganz in Frage stünde. Darüber 

hinaus ist zu berücksichtigen, dass jeder hinzukommende Einzelhandelsbetrieb, auch 

wenn er theoretisch nicht von negativem Einfluss auf die umliegenden Zentren und 

Nahversorgungsstandorte wäre, dennoch die Stärkung und Profilierung eines durch 

die Stadtentwicklungsplanung eigentlich nicht für Versorgungseinrichtungen vorgese-

henen Stadtraumes fördert und auch nicht mehr für die Ansiedlung in einem Zentrum 

zur Verfügung steht. Ein milderer Eingriff in das Eigentum, als selbstständigen Ein-

zelhandel auszuschließen, ist daher nicht zielführend. 

Für diejenigen Eigentümer, die ihr Grundstück vor der Planaufstellung bereits für Ein-

zelhandel nutzen, wie z. B. der Möbelmarkt, ist die wirtschaftliche Zumutbarkeit hin-

gegen differenziert zu bewerten. Sie sind durch den Bebauungsplan 6 – 28 B in ihrer 

ausgeübten Nutzung insoweit betroffen, als dass die ausgeübte Nutzung „Einzelhan-

del“ ohne weitergehende Regelungen nur noch auf den Bestandsschutz beschränkt 

ist. Bei diesem ist zwar ohne Weiteres die Fortführung der Nutzung im Bestand ge-
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währleistet, allerdings ist auf die vorhandene Einschränkung der Baulichkeiten zu 

achten. Eine Nutzung unter den bisherigen Voraussetzungen ist somit bei Abriss und 

Neubau unter der Beachtung der neuen planerischen Festlegungen nicht mehr mög-

lich. Das private Interesse würde bei Aufgabe des Bestandsschutzes an Gewicht ver-

lieren. Die Tankstelle ist auch auf den Bestandsschutz zurück geworfen. Eine andere 

Nutzung, als Tankstellennutzung, ist in den Baulichkeiten nicht zweckmäßig, sodass 

diese nicht erhalten bliebe. Der Schutz des § 1 Abs. 10 BauNVO bezieht sich jedoch 

auf die bauliche Anlage. Der Autohändler verfügt über keine relevante bauliche Anla-

ge.  

Hinsichtlich der vorhandenen Einzelhandelsnutzung wurde deshalb in den Bebau-

ungsplan eine Festsetzung gem. § 1 Abs. 10 BauNVO aufgenommen (Textliche 

Festsetzung Nr. 2). Durch diesen „erweiterten Bestandsschutz“ für sog. Fremdkörper 

(hier: Einzelhandel) in einem Baugebiet (hier: beschränktes Arbeitsgebiet ohne Ein-

zelhandel) soll die ausgeübte Nutzung nicht auf den „einfachen“ Bestandsschutz zu-

rückgeworfen werden, sondern grundsätzlich auch für bauliche Änderungen und Er-

neuerungen der vorhandenen Anlagen sowie für eine Beseitigung zum Zweck der 

Neuerrichtung (d. h. einer Erneuerung) offen sein. Dies eröffnet den Eigentümern ein 

breites Nutzungsspektrum im Rahmen der Art und des Maßes der vorhandenen Be-

bauung, wodurch die Eingriffe in die ausgeübte Nutzung soweit vermindert werden, 

dass die wirtschaftliche Verwertung nicht wesentlich erschwert oder unmöglich ge-

macht wird. 

Die Größenordnung der hierdurch möglichen Verkaufsfläche muss jedoch begrenzt 

bleiben, damit der gewerblichen Nutzung im Geltungsbereich keine Flächenpotentiale 

entzogen werden und keine Gefährdungen der benachbarten Zentren durch hinzu-

kommende Verkaufsfläche eintreten. Erweiterungen der baulichen Anlagen beste-

hender Einzelhandelsbetriebe wurden daher nicht in die Festsetzung einbezogen und 

sind unzulässig. Die Verkaufsfläche auf Grundlage der textlichen Festsetzung Nr. 2 

hat demnach durch die vorhandenen baulichen Anlagen eine räumliche Einschrän-

kung, sodass ein Flächenverlust für die sonstige gewerbliche Entwicklung im Gel-

tungsbereich nicht eintritt. Sortimentsänderungen, die nicht mehr innerhalb einer der 

Art der Nutzung eigenen Variationsbreite liegen und denen unter städtebaulichen 

Gesichtspunkten eine andere Qualität als der bestehenden Nutzung zukommt, wären 

Nutzungsänderungen. Sofern eine Nutzungsänderung im Rahmen der Variationsbrei-

te des Einzelhandels solch eine neue städtebauliche Qualität erreicht, dass die Ge-

nehmigungsfrage neu aufgerufen würde, sind auch die Kriterien erreicht, die eine 
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ausnahmsweise Zulassung nicht mehr erlauben. Nutzungsänderungen wurden daher 

in die Festsetzungen nicht aufgenommen  

Ein längerer Leerstand, der den „einfachen“ Bestandsschutz untergehen lassen 

könnte, ist für die Nutzung gem. der Festsetzung nach § 1 Abs. 10 BauNVO ohne Be-

lang. Dieser „erweiterte Bestandsschutz“ bleibt aber letztlich an das Bestandsgebäu-

de geknüpft. Wenn dieses beseitigt wird, ist es auch nicht mehr möglich, dass der Ei-

gentümer sich auf die textliche Festsetzung Nr. 2 beruft. erlischt auch die Inan-

spruchnahmemöglichkeit der Festsetzung. Dies trägt der langfristigen Entwicklungs-

vorstellung des Landes Berlin Rechnung, das Gebiet für Gewerbe vorzuhalten. 

Die privaten Belange der Eigentümer finden demnach angemessen Berücksichtigung 

in der Planung. Der im Geltungsbereich bestehende Einzelhandelsbetrieb (Möbel-

markt) kann im Rahmen eines erweiterten Bestandsschutzes weiterbetrieben werden, 

und ist nur in seiner – bisher u. U. möglichen – Expansion eingeschränkt. 

Die öffentlichen Belange in Gestalt der Entwicklungsziele für den Gewerbestandort 

und die Zentren- und Nahversorgungskonzeption treten insoweit hinter die privaten 

Belange zurück. Dies ist hinnehmbar, da gegenüber der gegenwärtigen Situation kei-

ne wesentliche Veränderung erwartet wird. Die Größenordnung der Betriebe ist 

grundsätzlich durch die vorhandenen baulichen Anlagen eindeutig begrenzt. Durch 

die Formulierung der Festsetzung als Ausnahme wird flankierend die Berücksichti-

gung der Belange der Zentren- und Gewerbeentwicklung durch eine Ermessensent-

scheidung – vor dem Hintergrund der zum Prüfungszeitpunkt vorhandenen Rahmen-

bedingungen – sichergestellt. Die allgemeine Zweckbestimmung des Baugebiets im 

Sinne des § 1 Abs. 10 BauNVO bleibt somit gewahrt. Es konnten folglich die privaten 

und öffentlichen Belange gegeneinander und untereinander in ein ausgewogenes 

Verhältnis gebracht und eine gerechte Abwägung der betroffenen Belange vorge-

nommen und eine gerechte Abwägung der betroffenen Belange vorgenommen wer-

den. 
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III. Auswirkungen der Planung 

1. Auswirkungen auf die Umwelt  

Der Bebauungsplan 6 – 28 B wird als Bebauungsplan im Rahmen des vereinfachten 

Verfahrens nach § 13 BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach 

§ 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. Im vereinfachen Verfahren entfallen nach § 13 Abs. 2 

BauGB im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens die Durchführung einer Umwelt-

prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und die Anfertigung eines Umweltberichts. Dies ent-

bindet jedoch nicht von der Pflicht zur Berücksichtigung der Belange des Umwelt-

schutzes gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB einschließlich des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege. Diese Belange sind auch im einfachen Verfahren zu berücksichti-

gen und werden daher nachfolgend behandelt. 

Bei Änderungen oder Ergänzungen eines Bauleitplans der die Grundzüge der Pla-

nung nicht berührt oder der die vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung nicht 

wesentlich berührt, kann die Gemeinde ein Bebauungsplan im vereinfachten Verfah-

ren durchführen.  

Der Bebauungsplan setzt lediglich die erweiterten Nutzungsbedingungen fest. Die 

Festsetzung von Nutzungsmaßen, überbaubaren Grundstücksflächen und der Bau-

weise soll nicht erfolgen; diese leiten sich künftig weiterhin aus den Vorschriften des 

BNP i. V. m. der BauO Bln 58 ab. Durch die Beibehaltung der bisherigen planungs-

rechtlichen Festsetzungen als ‚beschränktes Arbeitsgebiet’ und den vorgenommenen 

Ausschluss des Einzelhandels, der Vergnügungsstätten, von Bordellen und bordellar-

tigen Nutzungen sowie dem zukünftigen Bestandschutz des „Möbelhofs“ durch Text-

liche Festsetzung sind planungsbedingte negative Umweltauswirkungen nicht zu er-

warten. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Orts- und Landschaftsbild 

Das Plangebiet ist ein beschränktes Arbeitsgebiet, welches bis auf das derzeit brach-

liegende Grundstück Ostpreußendamm 84 auch überwiegend gewerblich genutzt 

wird. Das Grundstück Ostpreußendamm 84 (Flurstück 4626) wird von der zuständi-

gen Fachbehörde als unversiegelte Fläche angesehen, bei der die Waldeigenschaft 

nach § 1 Abs. 2 LWaldG vom 16. September 2004 potentiell möglich ist. In dem mit 

Gehölzen bestandenen Dreieck sind prägnante Bäume vorhanden. Auch auf den an-

grenzenden Grundstücken sind Baumbestände wie Eiche, Säuleneiche und Linde 
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vorhanden. Bei den beiden Säuleneichen östlich der Tankstelle handelt es sich um 

Ersatzpflanzungen.  

Raumwirksame natürliche Elemente des Landschaftsbildes bestehen im Plangebiet 

vor allem in Form von Straßenbäumen am Ostpreußendamm sowie einzelnen ge-

schützten Bäumen auf den Gewerbegrundstücken und vermehrten Bäumen und 

Sträuchern (wertvollen Gehölzstrukturen) an den Böschungen des Regenrückhalte-

beckens. Der Schilfluchgraben (Gewässernummer 583274) und das Schlifluchbecken 

(Gewässernummer 5832741) befinden sich hinter der Tankstelle (Ostpreußendamm 

89), angrenzend an den Grundstücken Ostpreußendamm 86-88 und 90-92. Beide 

Gewässer dienen der örtlichen Niederschlagsentwässerung und der temporären Zwi-

schenspeicherung, um Spitzen der Niederschlagswasserabflüsse zu kappen. Diese 

Gewässer münden im Teltowkanal. 

Ein Wohngebäude (Ostpreußendamm 92) sowie eine Freizeit- und Erholungseinrich-

tung (Ostpreußendamm 85 B, Verein für Körperkulturen) sind im Plangebiet vorhan-

den. Die Zugänglichkeit des von dem Verein genutzten Landschaftsschutzgebietes 

(LSG 9 – Lichterfelde Süd) ist nur für Vereinsmitglieder erlaubt. 

Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsge-

füge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt (§ 1 Abs. 6 

Nr. 7a BauGB):  

Der Bebauungsplan setzt lediglich die erweiterten Nutzungsbedingungen fest. Die 

Festsetzung von Nutzungsmaßen, überbaubaren Grundstücksflächen und der Bau-

weise soll nicht erfolgen; diese leiten sich künftig weiterhin aus den Vorschriften des 

BNP i. V. m. der BauO Bln 58 ab. Die planungsrechtlichen Regelungen des vorlie-

genden Bebauungsplanentwurfs wirken sich gegenüber dem bisher geltenden Bau-

recht nicht negativ auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima 

und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie auf die biologische Vielfalt aus. 

Durch die Beibehaltung der bisherigen Nutzungsart sowie des Nutzungsmaßes und 

den Ausschluss von Einzelhandel, Vergnügungsstätten, Bordellen und bordellartiger 

Nutzung und damit verbundener Belastungen wird sich das Ortsbild entsprechend 

der bestehenden Bebauung entwickeln und damit das Schutzgut Orts- und Land-

schaftsbild nicht negativ beeinflussen. Da die Baugrundstücke im Geltungsbereich 

überwiegend bereits bebaut sind, ist davon auszugehen, dass der gegenwärtige Zu-

stand der vorgenannten Schutzgüter im Plangebiet, wie auch in den umliegenden Be-

reichen und Nutzungen (Landschaftsschutzgebiet mit dem Verein für Körperkultur, 

Kleingartenanlage sowie Wohnnutzung am Ostpreußendamm 92) im Wesentlichen 
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unverändert bleibt. Die Zulässigkeit von gewerblichen Nutzungen wird somit weder 

wesentlich eingeschränkt, noch erweitert.  

Auswirkungen auf die Erhaltungsziele und den Schutzzweck der Natura 2000-

Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes (§ 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB):  

Der Bebauungsplan hat keine Auswirkungen auf die Erhaltungsziele und Schutzzwe-

cke der Natura 2000-Gebiete.  

Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die 

Bevölkerung insgesamt (§ 1 Abs. 6 Nr. 7c BauGB):  

Die Zulässigkeit von gewerblichen Nutzungen wird für Einzelhandel, Vergnügungs-

stätten, Bordelle und bordellartige Nutzungen eingeschränkt. Dies hat eher positive 

Auswirkungen auf den Mensch und die Bevölkerung, da sich das Verkehrsaufkom-

men und die dabei entstehenden verschiedenen Emissionen (z. B. Schall, Staub etc.) 

durch diese sonst zulässige Nutzung nicht mehr erhöhen können. Die lokalen Zen-

tren werden durch den Bebauungsplan 6 – 28 B gestärkt, was sich positiv auf die Le-

bensbedingungen der Bevölkerung auswirken kann. 

Umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter (§ 1 Abs. 6 

Nr. 7d BauGB):  

Der Bebauungsplan beinhaltet keine negativen Auswirkungen auf Baudenkmäler und 

sonstige Bestandteile des kulturellen Erbes.  

Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Ab-

wässern (§ 1 Abs. 6 Nr. 7e BauGB): 

Der Bebauungsplan hat keine Auswirkungen auf die Vermeidung von Emissionen 

sowie den sachgerechten Umgang mit Abfällen und Abwässern.  

Der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern sowie das ordnungsgemäße 

Entsorgen aller anfallenden Abfälle (z. B. bei Neubau) kann innerhalb des Stadtge-

biets von Berlin als sicher eingestuft werden. Von einer sachgerechten Zuführung in 

den Wertstoffkreislauf ist somit auszugehen. Mit dem Entstehen außergewöhnlicher 

Abfallmengen und -arten im Geltungsbereich ist nicht zu rechnen. 

Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von 

Energie (§ 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB): 

Der Bebauungsplan hat keine Auswirkungen auf die Nutzung erneuerbarer Energien 

sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie. 
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Durch den Neubau von Büro- und Verwaltungsgebäuden bzw. Lagerhallen unter An-

wendung der derzeit geltenden technischen Richtlinien und Standards im Gebäude-

neubau kann davon ausgegangen werden, dass der Energieverbrauch von eventuell 

neu entstehenden Gebäuden entsprechend niedrig ausfallen wird. Dies trägt zu einer 

Vermeidung von Emissionen bei und wirkt sich damit positiv auf den bezirklichen Kli-

maschutz aus. Bei der Neuerrichtung baulicher Anlagen gelten die aktuellen gesetzli-

chen Anforderungen. Eine effiziente und sparsame Nutzung von Energie mit daraus 

resultierenden reduzierten Emissionen kann daher angenommen werden. Dies wird 

insbesondere dadurch erreicht, dass im Rahmen der Bauanträge die geltenden Nor-

men eingehalten werden müssen. Hier sei insbesondere auf die Novellierung der 

Energieeinsparverordnung (EnEV) 2014 verwiesen, mittels derer insbesondere der 

Energieverbrauch für Heizung und Warmwasser im Gebäudebereich gesenkt werden 

soll. 

Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere des 

Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts (§ 1 Abs. 6 Nr. 7g BauGB): 

Die oben genannten Pläne liegen für den Geltungsbereich nicht vor bzw. werden von 

dem Bebauungsplan 6 – 28 B nicht berührt. Insgesamt hat der vorliegende Bebau-

ungsplanentwurf 6 – 28 B keine negativen Auswirkungen auf die vorhandenen Um-

weltfachplanungen. 

Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsver-

ordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäischen Gemeinschaf-

ten festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden (§ 1 Abs. 6 

Nr. 7h BauGB): 

Der Bebauungsplan liegt nicht in einem derartigen Luftreinhaltegebiet und hat somit 

keine Auswirkung auf die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten. 

Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den 

Buchstaben a, c und d (§ 1 Abs. 6 Nr. 7i BauGB): 

Das Auftreten zusätzlicher Wechselwirkungen bzw. sich gegenseitig verstärkender 

Wechselwirkungen zwischen den genannten Schutzgütern ist nicht zu erwarten. 

Zusammenfassung: 

Die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplan 6 – 28 B werden keine erheblichen 

Auswirkungen auf die bestehende Umwelt im Plangebiet sowie in den angrenzenden 

Gebieten haben. Vielmehr entspricht der Bebauungsplan durch die Optimierung der 

Standortbedingungen für Gewerbe den Zielen einer nachhaltigen Stadtentwicklungs-
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politik. Unmittelbar oder mittelbare beeinträchtigende Auswirkungen auf die Umwelt 

sind gegenüber der bis jetzt geltenden planungsrechtlichen Möglichkeiten nicht zu 

erwarten. Die beabsichtigten Festsetzungen sind geeignet um den dauerhaften Erhalt 

des Gewerbestandortes und die Sicherung der örtlichen Zentren zu erreichen. Ein 

Eingriff in Natur und Landschaft wird soweit nicht stattfinden, sodass auch keine 

nachhaltigen Beeinträchtigungen des Naturhaushalts und des Landschaftsbild erfol-

gen. 

2. Auswirkungen auf die Wohnbedürfnisse und Arbeitsstätten 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans 6 – 28 B können sich, wie bislang nach 

dem Baunutzungsplan (beschränktes Arbeitsgebiet), nicht störende gewerbliche Be-

triebe, ansiedeln. Einzelhandel soll laut textlichen Festsetzungen in dem Gebiet aus-

geschlossen werden. Sofern die öffentlichen Belange nicht beeinträchtigt werden, 

können die Betriebe auch eigens hergestellte und verarbeitete Produkte vertreiben.  

Der im Geltungsbereich bestehende „Möbelhof“ kann weiterbetrieben werden. Vom 

Bestandsschutz nicht gedeckte Erweiterungen oder Nutzungsänderungen sind je-

doch nicht mehr möglich. Somit ist langfristig von einer Nachnutzung durch sonstige 

nicht störende gewerbliche Betriebe auszugehen.  

Im Plangebiet liegen überwiegend gewerblich genutzte Betriebe. Dennoch sind zwi-

schen den Betreibern und den angrenzenden Kleingartengebiete in den vergangenen 

Jahren keine Konflikte entstanden. Vor diesem Hintergrund ist hier langfristig auch 

keine Beeinträchtigung zu erwarten.  

Die benachbarten Zentren (Ortszentrum Giesensdorf und Lichterfelde Süd) werden 

weiterhin wesentliche Versorgungsfunktionen für ihr Umfeld übernehmen. Die Ein-

kaufsbeziehungen bleiben somit in bestehenden Versorgungsstandorten in den be-

nachbarten Nahversorgungsbereichen und Ortsteilzentren erhalten. Die Nahversor-

gung im Umfeld ist auch ohne Einzelhandel im Geltungsbereich gewährleistet. 

Die Sicherung von Gewerbeflächen in diesem Geltungsbereich soll dafür sorgen, 

dass weiterhin die Belange für den Erhalt, die Sicherung und die Schaffung von Ar-

beitsplätzen (gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 8c BauGB) gegeben ist.  

Den öffentlichen Belangen - vor allem dem Ziel der Sicherung des „Möbelhofs“ und 

mit dem Ausschluss von Einzelhandel, Vergnügungsstätten, Bordellen und bordellar-

tiger Nutzung – wird Vorrang gegenüber abweichenden Interessenbekundungen ein-

geräumt. Demgegenüber werden die Eigentümerinteressen im Rahmen der gebote-

nen wertenden Abwägungsentscheide zurückgestellt. Die Eigentümerinteressen wer-
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den nicht unzumutbar berührt bzw. das Eigentumsrecht wird nicht verletzt. Die ge-

setzlich normierten Zulassungsbeschränkungen sind grundsätzlich Folge der Sozial-

bindung des Eigentums gem. Art. 14 GG (Eigentum, Erbrecht und Enteignung).  

3. Weitere Auswirkungen (z. B. auf die Infrastruktur, Auswirkungen auf be-

stehende Bebauungspläne und Landschaftspläne, auf Gestaltungsver-

ordnungen) 

Mit der Festsetzung des Bebauungsplans wird sich an der sozialen und kulturellen 

Infrastruktur im Plangebiet keine Veränderung ergeben.  

Die Straße am Ostpreußendamm wird durch die Festsetzung des bereits als gewerb-

lich genutzten Gebietes gegenüber der gegenwärtigen Situation (z. B. Anstieg des 

Verkehrsaufkommens) nicht mehr belastet werden. Es ist somit zu erwarten, dass die 

Lärmbelastung und die Belastung durch Freistaub und Stickoxide durch die geplante 

Planänderung nicht wesentlich steigen. 

Durch die Beibehaltung der baulichen Nutzung als ‚beschränktes Arbeitsgebiet’ und 

einen Ausschluss von Einzelhandel, Vergnügungsstätten, Bordellen und bordellarti-

ger Nutzung wird die landschaftliche Prägung des Landschaftsraums nicht weitge-

hend verändert. Auswirkungen auf die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes 

sind daher nicht zu erwarten.  

4. Haushaltsmäßige Auswirkungen 

Bei der Durchführung der Festsetzungen des Bebauungsplans 6 – 28 B entstehen für 

das Land Berlin voraussichtlich keine Kosten. Entschädigungen im Sinne der §§ 39 –

 44 BauGB sind nicht zu erwarten, da es sich lediglich um eine Beschränkungen der 

Bebaubarkeit insbesondere im Hinblick auf Festsetzungen der Art der Nutzung in 

dem ‚beschränkten Arbeitsgebiet’ handelt und die bisher ausgeübten gewerblichen 

Nutzungen nicht oder nur geringfügig davon betroffen sind. Beachtliche Auswirkun-

gen der Bebauungsplanung, die zu nachteiligen Auswirkungen auf die persönlichen 

Lebensumstände der Betroffenen führen könnten und daher zu mildern oder zu ver-

meiden wären, sind nicht erkennbar. 

Ein entschädigungspflichtiger Eingriff in das private Eigentum wird auch dann nicht 

vorgenommen, wenn die bisher gewünschte bauliche Nutzung von Einzelhandel, 

Vergnügungsstätten, Bordellen und bordellartigen Betrieben im Plangebiet nicht mehr 

umgesetzt werden kann. Diese Beschränkungen sind in der Regel entschädigungslos 

hinzunehmen, da sie noch der Sozialbindung des Eigentums unterfallen. Ohne diese 
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Beschränkungen können die städtebaulichen Ziele, die der Allgemeinheit dienen, hier 

nicht verwirklicht werden. 

Ein Entschädigungsanspruch bei Änderung oder Aufhebung einer bisher zulässigen 

Nutzung kommt gem. § 42 BauGB nur in Betracht, wenn dadurch eine wesentliche 

Wertminderung eintritt. Wie oben beschrieben ist jedoch die Einschränkung der Nut-

zungsart so maßvoll, dass, wenn überhaupt, nur eine unwesentliche Wertminderung 

angenommen werden könnte, die jedoch nicht zum Ersatz nach dieser Vorschrift ver-

pflichtet. Zusätzlich ist im vorliegenden Fall § 42 Abs. 3 BauGB zu beachten. Seit der 

Überleitung bzw. Geltung des Baunutzungsplans als verbindlicher Bebauungsplan 

sind weit mehr als 7 Jahre verstrichen. Es wäre dann nur noch Entschädigung zu 

gewähren, wenn die verwirklichte Nutzung unmöglich gemacht oder wesentlich er-

schwert wird. Dies ist vorliegend nicht der Fall. Die ausgeübte Nutzung wird in keiner 

Weise berührt und auch nicht erschwert. Auch enthält der Bebauungsplan keine ent-

eignenden Festsetzungen. 

Der Plangeber geht davon aus, dass mit berechtigten Entschädigungsansprüchen 

von Grundstückseigentümern nicht zu rechnen ist. 

Personalwirtschaftliche Auswirkungen: 

Keine 

5. Nachhaltigkeitsziele des Bezirks Steglitz-Zehlendorf 

Mit Bezirksamtsbeschluss vom 08.04.2008 wurden die Nachhaltigkeitsziele für das 

Bezirksamt beschlossen. Als besondere Ziele einer nachhaltigen Stadtentwicklung 

werden darin der sparsame Umgang mit Grund und Boden und der Erhalt zusam-

menhängender Grünflächen (Blockinnenbereiche) sowie die Verdreifachung des 

Fahrradverkehrs im Bezirk 1995 – 2010 und die Beseitigung von Hindernissen für die 

verstärkte Nutzung von umweltfreundlichen und gesundheitsfördernden Mobilitätsar-

ten aufgeführt. Durch die Planung wird insbesondere folgendem Teilziel entsprochen: 

Handlungsfeld Nr.13: Nachhaltige Stadtentwicklung: 

 Wiedernutzung von Bauland im Bestand (Brach- und Konversionsflächen) 

durch Flächenrecycling und einer Reduzierung der Gesamtversiegelung ge-

genüber der Ist-Situation, 

 sparsamer Umgang mit Grund und Boden durch bauliche Verdichtung und 

Nutzungsmischung, 
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 ökologisch verträgliche Steuerung von Baulandangebot durch Innenentwick-

lung. 

Der Bebauungsplan 6 – 28 B unterstützt in seiner Zielsetzung bestehende Gewerbe-

flächen und die örtlichen Zentren zu stärken im Wesentlichen die unter dem Hand-

lungsfeld zukunftsgerechten „Nachhaltigen Stadtentwicklung“ genannten Vorgaben. 

Am 10.02.2015 beschloss das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf die Weiterentwicklung 

seines Zukunftsprogramm „Steglitz-Zehlendorf 2100 - Nachhaltigkeitsziele für den 

Bezirk".  
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IV. Verfahren 

1. Mitteilung der Planungsabsicht 

Mit Schreiben vom 19.03.2012 teilte das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin 

der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt und der Gemeinsamen Lan-

desplanungsabteilung die Absicht zur Aufstellung des Bebauungsplans 6 – 28 B mit.  

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt hat mit dem Schreiben vom 

11.04.2012 mitgeteilt, dass gegen die Absicht, den Bebauungsplan aufzustellen, kei-

ne Bedenken bestehen. Dringende Gesamtinteressen Berlins sind nicht betroffen, 

das Bebauungsplanverfahren wird gemäß § 7 AGBauGB durchgeführt, da es mit dem 

Ostpreußendamm (Verbindungsstufe III) gem. Absatz 1 Nr. 2 dringende Gesamtinte-

ressen Berlins an Bebauungsplänen berührt und eine mögliche Beeinträchtigung 

nicht ausgeschlossen werden kann. Weiterhin wurde mitgeteilt, dass die Vorausset-

zungen des § 13 BauGB vorliegen. Die Planung entspricht städtebaulichen oder 

sonstigen vom Senat beschlossenen (Entwicklungs-)Konzepten gemäß § 1 Abs. 6 

Nr. 11 BauGB oder § 4 Abs. 1 AGBauGB.  

Die Gemeinsame Landesplanung Berlin-Brandenburg hat mit Schreiben vom 

17.04.2012 mitgeteilt, dass die beabsichtigte Planung keinen Widerspruch zu den 

Zielen der Raumordnung erkennen lässt. Die folgenden Grundsätze und Ziele der 

Raumordnung, insbesondere bezüglich der Lage des Plangebietes außerhalb Städti-

scher Kernbereiche, sind bei der weiteren Konkretisierung der Planung angemessen 

zu berücksichtigen: 

 Ziel 4.5 Abs. 1 Nr. 2 LEP B-B (Lage des Plangebietes im Gestaltungsraum 

Siedlung gemäß Festlegungskarte 1; die Entwicklung von (Wohn)-

Siedlungsflächen ist hier zulässig), 

 Grundsatz § 5 Abs. 1 LEPro 2007 (Konzentration der Siedlungsentwicklung 

auf raumordnerisch festgelegte Siedlungsbereiche), 

 Grundsätze § 5 Abs. 2 LEPro 2007 sowie 4.1 LEP B-B (vorrangige Nutzung 

von Innenentwicklungspotenzialen unter Inanspruchnahme vorhandener Inf-

rastruktur; Vorrang von Innen- vor Außenentwicklung; Reaktivierung von Sied-

lungsbrachflächen), 

 Grundsatz § 5 Abs. 4 LEPro 2007 (Stärkung des innerstädtischen Einzelhan-

dels und Sicherung einer verbrauchernahen Grundversorgung), 
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 Festlegungskarte 2 LEP B-B (Lage des Plangebietes außerhalb Städtischer 

Kernbereiche) 

 Grundsatz § 4.8 Abs. 1 LEP B-B (Entwicklung großflächiger Einzelhandelsein-

richtungen mit zentrenrelevanten Sortimenten nur auf Standorten in Städti-

schen Kernbereichen gemäß Festlegungskarte 2 LEP B-B) 

 Grundsatz § 4.8 Abs. 4 LEP B-B (Möglichkeit der Änderung vorhandener 

großflächiger Einzelhandelseinrichtungen auch außerhalb Städtischer Kern-

bereiche, wenn hierdurch die genehmigte Verkaufsfläche sowohl insgesamt 

als auch für zentrenrelevante Sortimente nicht erhöht wird) 

 Grundsatz § 4.8 Abs. 5 LEP B-B (Zulässigkeit großflächiger Einzelhandelsein-

richtungen mit zentrenrelevanten Sortimenten außerhalb Städtischer Kernbe-

reiche, wenn das Vorhaben ganz überwiegend der Nahversorgung dient und 

der Standort in einem wohngebietsbezogenen Versorgungsbereich liegt) 

 Grundsatz § 4.9 LEP B-B (Zulässigkeit großflächiger Einzelhandelseinrichtun-

gen mit nicht zentrenrelevantem Kernsortiment auch außerhalb der Städti-

schen Kernbereiche, wenn die vorhabensbezogene Verkaufsfläche für zen-

trenrelevante Randsortimente 10 Prozent nicht überschreitet) 

2. Aufstellungsbeschluss, Verfahren gem. § 13 BauGB 

In seiner Sitzung am 14.02.2012 hat das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf beschlossen 

den Bebauungsplan 6 – 28 B gemäß § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausführung des 

Baugesetzbuchs (AG BauGB) mit nachfolgenden Titel und Geltungsbereich aufzu-

stellen. 

Der Beschluss über die Aufstellung eines Bebauungsplans mit der Bezeichnung 6 –

 28 B wurde mit Veröffentlichung im Amtsblatt für Berlin am 24.02.2012 (ABl. Nr. 8) 

auf Seite 274 ortsüblich bekannt gegeben. 

Durch den Bebauungsplan soll die Art der baulichen Nutzung geändert werden. So 

sollen Einzelhandel in dem vorhandenen ‚beschränkten Arbeitsgebiet’ mit überwie-

gend gewerblicher Nutzung ausgeschlossen werden. Es handelt sich somit um eine 

Planänderung, die zwar für einzelne oder mehrere Grundstücke von erheblicher Be-

deutung sein könnte, die aber die der Planung insgesamt zugrunde liegenden städte-

baulichen Konzeptionen des Bezirks und des zentrenrelevanten Einzelhandels sowie 

den Grundsätzen des Baunutzungsplans nicht entscheidend ändert. 
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Die Aufstellung des B-Plans 6 – 28 B erfolgt in einem gemäß BNP ‚beschränktem Ar-

beitsgebiet’, in dem das Verfahren die Grundzüge der Planung nicht berührt. Die Zu-

lässigkeit von Vorhaben, die einer UVP-Pflicht unterliegen wird nicht begründet, wenn 

keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Schutzgütern gemäß § 1 Abs. 6 

Nr. 7 Buchstabe b bestehen (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB). Die Anwendung des § 

13 BauGB (vereinfachtes Verfahren) ist somit in diesem Fall geboten. So kann nach 

§ 13 Abs. 3 BauGB  

 von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB,  

 von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und  

 von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezoge-

ner Informationen verfügbar sind, abgesehen werden.  

In dem vereinfachten Verfahren kann zusätzlich von einer öffentlichen Unterrichtung 

und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden. Von die-

sen Möglichkeiten des § 13 Abs. 2 und 3 wurde bei der Aufstellung des Bebauungs-

plans 6 – 28 B Gebrauch gemacht. Eine Umweltprüfung wurde daher nicht durchge-

führt. 

3. Veränderungssperre 

Für die Grundstücke Ostpreußendamm 84 – 85 A wurde eine Bauvoranfrage gestellt, 

die sich auf die Errichtung eines großflächigen Einzelhandels mit einer Geschossflä-

che von mehr als 3.150 m² (Nutzungsänderung und Errichtung) bezieht. Das geplan-

te Vorhaben steht damit im Widerspruch zu den geplanten Festsetzungen des Bezir-

kes. Aus diesem Grund erfolgte am 14. Februar 2012 der Beschluss zur Aufstellung 

des Bebauungsplans 6 – 28 B.  

Da das B-Plan-Verfahren 6 – 28 B aufgrund des Verfahrensstandes innerhalb der 

vorgegebenen Frist nicht zur Festsetzung und damit zum Abschluss gebracht werden 

konnte, wurde für das Grundstück Ostpreußendamm 84 A – 85 A die Veränderungs-

sperre 6 – 28 B / 41 gemäß § 14 BauGB erlassen. Vor Erlass der Veränderungssper-

re wurde der Bauantrag mit Bescheid Nr. 2011/4029 vom 27. Februar 2012 (erhalten 

am 1. März 2012) gemäß § 15 Abs. 1 BauGB für einen Zeitraum von zwölf Monaten 

zurückgestellt. Der Beschluss zur Verordnung über die Veränderungssperre 6 – 28 B 

/ 41 im Bezirk Steglitz-Zehlendorf, Ortsteil Lichterfelde vom 20. November 2012 wur-

de im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin, 69. Jahrgang Nr. 1 am 24. Januar 

2013 auf Seite 2, veröffentlicht. Auf dieser Grundlage wurde der Antrag versagt (Be-

scheid vom 1. März 2012).  
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Gemäß § 17 Abs. 1 BauGB tritt die Veränderungssperre nach Ablauf von zwei Jahren 

außer Kraft, wobei auf die Zweijahresfrist der seit Zustellung der ersten Zurückstel-

lung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB abgelaufene Zeitraum anzurechnen 

ist. Die Veränderungssperre wäre nach Ablauf der Zweijahresfrist am 23. Januar 

2015 außer Kraft getreten. In seiner Sitzung am 11. November 2014 hat das Bezirk-

samt Steglitz-Zehlendorf beschlossen für den Bebauungsplan 6 – 28 B gemäß § 12 

Abs. 2 Nr. 4 des Bezirksverwaltungsgesetzes (BezVG) die Verlängerung der Verän-

derungssperre 6 – 28 B / 41 („Möbelhof“ Ostpreußendamm 84 – 85A) zu erlassen. 

Mit der Verordnung über die Verlängerung der Veränderungssperre vom 11. Novem-

ber 2014 wurde die erlassene Veränderungssperre auf den Grundstücken Ostpreu-

ßendamm 84 – 85 A um ein Jahr bis zum 24. Januar 2016 verlängert und am 23. De-

zember 2014 im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin, 70. Jahrgang Nr. 29 auf 

Seite 524, veröffentlicht.  

Gemäß § 17 Abs. 2 BauGB kann die Gemeinde die Frist bis zu einem weiteren Jahr 

nochmals verlängern, wenn besondere Umstände es erfordern. Allerdings darf hier-

bei nicht vergessen werden, dass ab dem 01.03.2015 für die Grundstücke bereits das 

vierte Jahr beginnt. Mit der Verordnung über die Verlängerung der Veränderungs-

sperre vom 11. November 2014 wurde die Veränderungssperre auf den Grundstü-

cken Ostpreußendamm 84 – 85 A um ein weiteres Jahr bis zum 24. Januar 2016 ver-

längert. 

Der Antragssteller ist lediglich in Besitz eines Grundstücks von den Antragsgrundstü-

cken (Ostpreußendamm 84). Der neue Eigentümer der anderen Antragsgrundstücke 

(Ostpreußendamm 84 A – 85 A) wird aktuell über ein Zwangsversteigerungsverfah-

ren ermittelt. 

4. Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gem. § 4 Abs. 2 

BauGB mit Schreiben – 6-28B/TÖB/Stapl28 – vom 03.06.2015 aufgefordert, inner-

halb eines Monats nach Eingang des Schreibens eine Stellungnahme zum Bebau-

ungsplan 6 – 28 B abzugeben. Es wurden insgesamt 40 Behörden und Träger sowie 

Ämter des Bezirksamtes Steglitz-Zehlendorf um Stellungnahme zum Entwurf des Be-

bauungsplans mit Begründung gebeten. 

Den Behörden wurde die Gutachterliche Stellungnahme zur geplanten Ansiedlung ei-

nes Nahversorgungszentrums in der Nähe des Nahversorgungszentrums Giesens-
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dorf im Bezirk Steglitz-Zehlendorf, Ortsteil Lichterfelde vom April 2013 zur Verfügung 

gestellt. 

Von folgenden Beteiligten ist keine Stellungnahme eingegangen: 

 Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin, Abt. Soziales u. Stadtentwicklung, 

FB Vermessung und Kataster, 

 Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin, Abt. Jugend, Gesundheit, Umwelt 

u. Tiefbau, FB Grünflächen,  

 Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin, Abt. Immobilien und Verkehr, Ser-

viceeinheit Facility Management, 

 Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin, Abt. Bildung, Kultur, Sport u. Bür-

gerdienste, Schul- und Sportamt, FB Schulen, 

 Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin, Abt. Jugend, Gesundheit, Umwelt 

u. Tiefbau, Jugendamt, 

 Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin, Abt. Bildung, Kultur, Sport u. Bür-

gerdienste, Schul- und Sportamt, FB Sport, 

 Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin, Abt. Personal, Finanzen und Wirt-

schaftsförderung, Wirtschaftsförderung, 

 Bundesnetzagentur 

 Handwerkskammer Berlin, 

 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt – I E –. 

Die nachfolgenden Behörden und Träger äußerten keine inhaltlichen Hinweise, Anre-

gungen oder Bedenken bzw. sahen sich in ihren Belangen nicht von der Planung be-

rührt: 

 Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin, Abt. Immobilien und Verkehr, Ord-

nungsamt mit dem Schreiben vom 19.05.2015, 

 Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin, Abt. Jugend, Gesundheit, Umwelt 

und Tiefbau, Fachbereich Tiefbau mit dem Schreiben vom 05.06.2015, 

 Berliner Stadtreinigung (BSR) mit dem Schreiben vom 02.06.2015, 

 Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Stadtplanung mit dem Schreiben vom 

02.06.2015, 
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 Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg mit dem Schrei-

ben vom 10.06.2015, 

 IT Dienstleistungszentrum Berlin mit Schreiben vom 18.05.2015, 

 Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit 

mit Schreiben vom 10.06.2015, 

 Senatsverwaltung für Finanzen – I D 32 – mit Schreiben vom 10.06.2015, 

 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt – X C 2 V – mit Schreiben 

vom 16.06.2015,  

 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt – VII B 32 – mit Schreiben 

vom 17.06.2015, 

 Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Forschung mit dem Schrei-

ben vom 05.06.2015, 

 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt, Referat I A und I B mit 

dem Schreiben 20.05.2015, 

 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt, Wohnungsbauleitstelle 

mit dem Schreiben vom 11.06.2015, 

 Stadt Teltow mit dem Schreiben vom 11.06.2015, 

 Verkehrslenkung Berlin (VLB) mit dem Schreiben vom 18.05.2015. 

Von 17 beteiligten Behörden sowie Trägern öffentlicher Belange wurden Anregungen 

und Hinweise zum Bebauungsplan 6 – 28 B abgegeben, welche nachfolgend aufge-

führt werden: 

Die Abteilung Soziales und Stadtentwicklung, Stadtentwicklungsamt, FB Bau- 

und Wohnungsaufsicht des Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf wies mit dem Schreiben 

vom 12.06.2015 darauf hin, dass der Ausschluss von Fremdwerbung (Großflächenta-

feln) z. B. als textliche Festsetzung des Bebauungsplanes geprüft werden sollte. 

Mit dem Schreiben vom 08.06.2015 wies die bezirkliche Abteilung Jugend, Ge-

sundheit, Umwelt und Tiefbau, Umwelt- und Naturschutzamtes, FB Umwelt des 

Bezirksamtes Steglitz-Zehlendorf darauf hin, dass die umwelt-, klima- und immissi-

onsschutzrelevanten Aussagen nicht ausreichend getroffen wurden. Zusätzlich dazu 

wurden Informationen zum Bodenbelastungskataster beschrieben. 

Die bezirkliche Abteilung Jugend, Gesundheit, Umwelt und Tiefbau, Umwelt- und 

Naturschutzamtes, FB Naturschutz äußerte sich mit dem Schreiben vom 
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12.05.2015 über den zu schützenden Gehölzbestand sowie wie zu dem unverständli-

chen Verlauf der nördlichen Grenze des Geltungsbereiches durch das Regenrückhal-

tebecken. 

Seitens der Berliner Feuerwehr wurde mit dem Schreiben vom 25.06.2015 kein Be-

denken geäußert, jedoch wurde darauf hingewiesen, dass die Löschwasserentnah-

mestellen bei Bauvorhaben zu schützen sind und für die Feuerwehr immer nutzbar 

sein müssen. 

Die Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) teilten mit Schreiben vom 21.05.2015 mit, 

dass aus ihrer Sicht keine Bedenken zu dem Bebauungsplan bestehen. Vorsorglich 

weisen sie aber darauf hin, dass bei eventuellen späteren Baumaßnahmen die BVG 

erneut mit beteiligt werden soll. 

Die Berliner Wasserbetriebe äußerten sich mit dem Schreiben vom 11.06.2015 zu 

den im Geltungsbereich des Bebauungsplans liegenden Trinkwasser- und Entwässe-

rungsanlagen sowie zu den Schutz- und Regenwasserkanälen und dem Regenrück-

haltebecken. 

Die Industrie- und Handelskammer (IHK Berlin) stimmten mit dem Schreiben vom 

24.06.2015 der Planung des Bebauungsplans zu, äußerte sich jedoch in folgenden 

Punkten kritisch. „…Der derzeitige Leerstand des Möbelhofes lässt darauf schließen, 

dass der Fachmarktstandort ohne Entwicklungsmöglichkeiten wirtschaftlich nicht trag-

fähig ist. Da die Planungen kongruent sein sollten, ist daher das Zentrenkonzept kon-

sequent anzuwenden und das Planungsgebiet als Fachmarktstandort festzusetzen, 

um dessen zukunftsfähige Erschließung, Modernisierungen und Weiterentwicklung 

zu gewährleisten.“  

Mit dem Schreiben vom 28.05.2015 teilte die NBB Netzgesellschaft Berlin-

Brandenburg mit, dass im Zusammenhang mit der Verwirklichung des Bebauungs-

plans keine Planungen seitens der NBB bestehen. Allerdings weisen sie darauf hin, 

dass bei Erdarbeiten auf die Leitungspläne geschaut werden soll, um Beschädigun-

gen zu vermeiden. 

Die zuständige Wasserbehörde Berlin (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 

und Umwelt – VIII D 25 –) wies in dem Schreiben vom 01.06.2015 darauf hin, dass 

sich in dem Plangebiet fließende Gewässer 2. Ordnung Schilfluchgraben und das 

Schilfluchbecken befinden. Die Gewässer sind in dem Bestand zu erhalten und unter 

den Bestimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und des Berliner Wasser-

gesetzes (BWG) zu beachten. 
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Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt, Referat IX C 14 weist 

mit dem Schreiben vom 10.06.2015 darauf hin, dass in den Baugenehmigungsverfah-

ren für etwaige Vorhaben sicher zu stellen ist, dass aufgrund der im Gewerbegebiet 

vorhandenen Wohnungen bzw. der südlich des Ostpreußendamm befindlichen 

Wohnhäuser keine nächtlichen LKW-Fahrten vom und zum Ostpreußendamm zuläs-

sig sind. Allerdings muss die Fachbehörde an dieser Stelle berichtigt werden. Diese 

Fläche wird zukünftig nicht als Gewerbegebiet festgesetzt, sondern bleibt, wie bisher, 

ein „beschränktes Arbeitsgebiet“ nach Baunutzungsplan der in Verbindung mit der 

BauO Bln 58 als übergeleitete Bebauungsplanregelung weiter gilt. Zudem kann der 

Hinweis über die nächtlichen LKW-Fahrten nur im Rahmen der Durchführung späte-

rer konkreter Bauvorhaben berücksichtigt werden. 

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt, Referat IX C 2 weist mit 

dem Schreiben vom 02.06.2015 darauf hin, dass zum Gebiet aus ihrer Sicht keine 

Stellungnahme zu dem Störfallbetrieben notwendig ist. Die Abstände wurden durch 

das Stadtplanungsamt überprüft. 

Die Aussage (Schreiben vom 17.06.2015) von der Senatsverwaltung für Stadtent-

wicklung und Umwelt, Referat IX C 31 stützt sich auf die gesetzlichen Grundlagen 

der §§ 47 ff. BImSchG, Luftreinhaltepläne und Lärmminderungsplanung. Hinsichtlich 

der planerischen Auswirkungen auf die Ziele des Luftreinhalteplans sind keine Hin-

weise notwendig, jedoch ist der Luftreinhalteplan 2011-2017 in der Begründung zu 

erwähnen. 

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt, Abteilung VII B mit dem 

Schreiben vom 17.06.2015 sieht im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 BauGB für den vorgelegten Bebauungsplan aus verkehrlicher 

Sicht keine grundsätzlichen Bedenken. Bei der weiteren Planung, z. B. durch verän-

derte oder neue Anbindungen, an den Straßen Ostpreußendamm (zwischen Landes-

grenze und Wismarer Straße) sind SenStadtUm VII und VLB weiterhin mit einzube-

ziehen. 

In der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt, Abteilung X antwor-

tete mit dem Schreiben vom 16.06.2015 der Objektbereich Wasser (X OW). Er wies 

darauf hin, dass in dem Bereich des o. g. Bebauungsplans sich zwei fließende Ge-

wässer II. Ordnung befinden. Hierbei handelt es sich um den Schilfluchgraben mit der 

Gewässernummer 583274 und das Schilfluchbecken mit der Gewässernummer 

5832741. Die Gewässer sind in ihrer Funktion und Aufgabe zwingend zu erhalten. 

Weitere Überbauungen oder Verrohrungen sind prinzipiell auszuschließen. Das Re-

tentionsvolumen des Schilfluchbeckens darf nicht verringert werden. Es gilt ein Ver-
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schlechterungsverbot. Vor Beginn von jeglichen baulichen Aktivitäten ist der Bestand 

zu dokumentieren. Der Objektbereich Wasser ist schriftlich über alle geplanten bauli-

chen Veränderungen in den gewässernahen Bereichen zu informieren. 

Nach Aussage der Vattenfall Europe Business Services GmbH (Schreiben vom 

16.06.2015) befinden sich in dem Plangebiet Mittel- und Niederspannungsanlagen 

sowie eine kundeneigene Übergabestation (Ü64586) der Stromnetz Berlin GmbH. 

Die „Richtlinie zum Schutz von Anlagen der Öffentlichen Beleuchtung des Landes 

Berlin der Vattenfall Europe Netzservice GmbH“ und die „Allgemeinen Hinweise für 

Leitungsanfragen bei geplanten Bauvorhaben“ sind bei weiterer Planung genau zu 

beachten. 

Vattenfall Europe Wärme AG mit dem Schreiben vom 27.05.2015 weist in der Stel-

lungnahme hin, dass das Planungsgebiet voll durch das Fernwärmenetz erschlossen 

ist.  

Mit dem Schreiben vom 21.05.2015 äußert das Landesdenkmalamt Berlin gegen-

über dem Bebauungsplan keine Bedenken. Jedoch berührt der Planbereich ein Teil 

des als archäologisches Verdachtsgebiet ausgewiesenen Geländes. Alle Bodenein-

griffe sind somit im Vorfeld mit der archäologischen Bodendenkmalpflege des LDA 

Berlin abzustimmen. 

Berliner Forsten beschreibt in dem Schreiben vom 12.06.2015 die Grundstücke 

Ostpreußendamm 84 A - 92 als versiegelt und bebaut. Das Grundstück Ostpreu-

ßendamm 84 (Flurstück 4626) ist unversiegelt und die Waldeigenschaft nach § 1 

Abs. 2 LWaldG vom 16. September 2004 ist potentiell möglich.  

Ergebnis:  

Das Ergebnis der Abwägung zur Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher 

Belange gem. § 4 (2) BauGB hat Auswirkungen auf den Inhalt der Begründung des 

Bebauungsplans 6 – 28 B. Auf Anregung verschiedener Behörden und Träger wird 

die Begründung in mehreren Punkten geändert, angepasst bzw. ergänzt.  

Unter anderem weisen der Fachbereich Naturschutz des Bezirksamtes Steglitz-

Zehlendorf und Berliner Forsten auf den geschützten Baumbestand, den üppigen 

Bewuchs auf dem Grundstück Ostpreußendamm 84, die bestehenden Ersatzpflan-

zungen sowie den wertvollen Gehölzbestand an den Hängen des Regenrückhaltebe-

ckens. Aufgrund der brachliegenden Fläche auf dem o. g. Grundstück, bei der der 

Gehölzbestand sich ohne weiteres sukzessive ausbreiten kann, muss bei einem 
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Bauantrag oder sonstigen Maßnahmen der Bestand von der zuständigen Behörde 

genau geprüft werden. 

Der Fachbereich Umwelt des Bezirksamtes Steglitz-Zehlendorf, die Berliner Wasser-

betriebe sowie die Abteilung VIII D 25 und XOW der Senatsverwaltung für Stadtent-

wicklung und Umwelt weisen auf die Wichtigkeit des Regenrückhaltebeckens 

(Schlifluchbecken) und des Schlifluchgrabens im Gebiet hin. Hier heißt es, dass das 

Retentionsvolumen und der Bestand sowie die Aufgabe und die Funktion des Ge-

wässers zwingend zu erhalten und unter Bestimmungen des Wasserhaushaltsge-

setztes und des Berliner Wassergesetzes zu beachten sind. Weitere umweltrelevante 

Aussagen zum Bodenbelastungskataster erhielt das Stadtplanungsamt vom der 

Fachbereich Umwelt des Bezirksamtes Steglitz-Zehlendorf. Da der gesamte Gel-

tungsbereich nicht flächendeckend erkundet wurde, sind die Flächen daher im Sinne 

des Bodenschutzrechtes als Verdachtsfläche eingestuft, für die Anhaltspunkte für 

schädliche Bodenveränderungen bzw. Altlasten vorliegen. Im Zusammenhang mit 

dem Planungsziel (Ausschluss von Einzelhandel, Vergnügungsstätten, Bordellen und 

bordellartigen Nutzungen) sind die Bodenbelastungen für den Bebauungsplan nicht 

relevant. Es wurden keine Hinweise gegeben, dass die verbleibenden Nutzungen 

nicht mit den bekannten oder bestehenden Bodenbelastungen vereinbar wären. 

Die Stellungnahme der Abteilung Soziales und Stadtentwicklung, Stadtentwicklungs-

amt, FB Bau- und Wohnungsaufsicht des Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf wurde unter 

dem Aspekt des Ausschlusses von Fremdwerbung (Großflächentafeln) z. B. als text-

liche Festsetzung im Bebauungsplan geprüft. Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Aktuell liegen für die Grundstücke am Ostpreußendamm 84-92 keine Bauanträge vor. 

Besteht der Bedarf der Errichtung einer Werbeanlage, so kann diese nach dem gel-

tenden Recht (§ 10 BauO Bln Anlagen der Außenwerbung, Warenautomaten) gere-

gelt werden. Dessen Steuerungsmöglichkeiten erscheinen für den gewerblich ge-

prägten Standort ausreichend. Eine Sonderregelung durch eine textliche Festsetzung 

im Bebauungsplan 6 – 28 B nach BauNVO sieht der Bezirk als nicht notwendig an. 

Die Werbung selbst ist in dem beschränkten Arbeitsgebiet zulässig, aber Auswirkun-

gen auf die Umnutzung, z. B. Wohnen wären zu prüfen. Die zuständige Fachbehörde 

(Bau- und Wohnungsaufsicht) hat die Möglichkeit, Fehlentwicklungen auch über die 

störende Häufung nach § 10 BauO Bln im Genehmigungsverfahren zu steuern. 

Nach genauer Prüfung der Stellungnahmen der Industrie- und Handelskammer (IHK 

Berlin) in Bezug auf die Entwicklungsmöglichkeiten des Standortes sowie die Verbin-

dung des Zentrenkonzeptes und des STEP Zentren 3 ist davon auszugehen, dass 

der Fachmarktstandort auch mit leichten Einschränkungen durch die textlichen Fest-
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setzungen des Bestandsschutzes weiterhin Entwicklungsmöglichkeiten hat. Die Re-

gelung nach § 1 Abs. 10 BauNVO dient der Absicherung vorhandener (materiell 

rechtmäßig genehmigter), an sich im künftigen Baugebiet unzulässiger, baulicher und 

sonstiger Anlagen / Nutzungen, die nicht in einem unüberbrückbaren Spannungsver-

hältnis zur umgebenden Nutzung stehen. Es sollte somit das Gebäude (Möbelhof, 

Ostpreußendamm 84 A – 85A) möglichst wenig verändert werden und nur eine be-

stimmte Sortimentsgruppe vor Ort verkauft werden. Eine Weiterentwicklung des Ob-

jektes (im Sinne eines Anbaus) soll allerdings nicht erfolgen, da das Objekt bereits 

jetzt die zulässige Größe in einem beschränkten Arbeitsgebiet weit überschreitet. Ei-

ne Umnutzung des Objektes kann ebenso erfolgen. Zukünftige Modernisierungs-

maßnahmen dürfen weiterhin erfolgen.  

Einer gewünschten Festsetzung des Planungsgebietes als Fachmarktstandort kann 

nicht zugestimmt werden. Es ist nicht eindeutig klar, ob eine Entwicklung als Fach-

marktstandort weiterhin in diesem Gebiet aus stadtplanerischen und wirtschaftlichen 

Gründen geboten ist. Vielmehr wird deutlich, dass aufgrund der umliegenden Einzel-

handelszentren der Einzelhandel in dem Bebauungsplan ausgeschlossen werden 

muss. Eine zukunftsfähige Erschließung und Modernisierung an dem Standort ist 

dennoch gegeben. Der derzeitige Leerstand ist auch nicht auf die fehlenden Entwick-

lungsmöglichkeiten zurückzuführen, sondern eher auf die aktuellen Marktbedingun-

gen, die periphere Lage sowie die aktuellen Eigentumsverhältnisse (Zwangsverstei-

gerung) des Objektes. Eine genaue Planung in dem Gebiet ist bisher nicht abge-

schlossen. Den Forderungen der IHK kann somit nicht entsprochen werden. Für den 

weiteren Verlauf des Bebauungsplans hat dies keine Auswirkungen. 

In den Stellungnahmen der  

 Berliner Feuerwehr (Löschwasserentnahmestellen müssen weiter geschützt 

werden),  

 der Berliner Verkehrsbetriebe,  

 der NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg (Hinweis auf Leitungspläne bei 

anstehenden Erdarbeiten),  

 der Abteilung VII B der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 

(Änderung der Verkehrssituation), 

 der Abteilung IX C 14 der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 

(Verbot nächtlicher LKW-Fahrten),  

 des Landesdenkmalamtes Berlin sowie  
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 der Vattenfall Europe Business GmbH (Spannungsanlagen) und  

 der Vattenfall Wärme AG (Fernwärmenetz) 

werden Informationen zu den jeweiligen Themengebieten gegeben und es wird spe-

ziell darauf hingewiesen, dass in einem späteren Verlauf durch bauliche Maßnahmen 

stets eine Beteiligung erfolgen soll. Für den weiteren Verlauf des Bebauungsplans 

hat dies keine Auswirkungen, jedoch sollte im Rahmen der Durchführung späterer 

konkreter Bauvorhaben jeder einzelne Punkt berücksichtigt werden. 

All diese Informationen fließen in die Begründung ein, haben jedoch keinen weiteren 

Einfluss auf die Textlichen Festsetzungen und die Planzeichnung des Bebauungs-

plans. In der Abwägung musste mehrmals darauf hingewiesen werden, dass das 

Planungsziel des Bebauungsplans (Ausschluss von Einzelhandel, Vergnügungsstät-

ten, Bordellen und bordellartigen Nutzungen sowie Sicherung und Stärkung des Ge-

werbestandortes) keinen Einfluss auf die Flächen des Plangebietes. Mit dem Plan 

werden keine neuen Baugebiete, keine höheren Nutzungsmaße oder neue überbau-

bare Flächen geschaffen. Bei dem Ausschluss von Einzelhandel werden lediglich die 

möglichen gewerblichen Nutzungen des Gebietes eingeschränkt und den produzie-

renden und weiterverarbeitenden Betrieben die Möglichkeit zur Ansiedlung gegeben. 

5. Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

Für das Bebauungsplanverfahren 6 – 28 B wurde die Beteiligung der Öffentlichkeit 

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB im Zeitraum vom 03.08.2015 bis einschließlich 04.09.2015 

durchgeführt. Zusätzlich dazu wurde den Behörden und sonstigen Trägern öffentli-

cher Belange erneut die Möglichkeit einer Stellungnahme gegeben. Die Ankündigung 

des Beteiligungsverfahrens erfolgte am 24.07.2015 im Amtsblatt von Berlin (ABl. Nr. 

30, S. 1544). Darüber hinaus wurden die Anzeige am 31.07.2015 in der Tagespresse 

und die Aushänge in den Schaukästen des Bezirksamtes veröffentlicht. Ergänzend 

waren der Bebauungsplanentwurf und die Begründung während der Auslegungszeit 

auf der Internetseite des Bezirks – Fachbereich Stadtplanung – verfügbar. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich 

durch die Planung berührt werden kann, wurden mit Schreiben Stapl 28 vom 24. Juli 

2015 über die öffentliche Auslegung informiert. 

Die Ankündigung wurde mit dem Hinweis versehen, dass das Verfahren gemäß 

§ 13 BauGB als vereinfachtes Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung 

nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt wurde. Es wurde weiterhin darauf hingewiesen, 

dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit 
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ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der 

Auslegung nicht oder nur verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 

gemacht werden können. 

Insgesamt wurde 1 Stellungnahme von einem Bürger und eine Stellungnahme von 

einer Behörde eingereicht. Die Internetseite, auf der die Begründung, Planzeichnung 

sowie verwendete Gutachten abrufbar waren, verzeichnete 32 Aufrufe bei der Be-

gründung und 24 Aufrufe bei der Planzeichnung. 

Die nachfolgende Behörde äußerte sich erstmalig im Rahmen der § 4 Abs. 2 BauGB 

und erneut im Zuge der öffentlichen Auslegung zu diesem Bebauungsplan mit dem 

Schreiben vom 05.08.2015. Hierbei wurden keine inhaltlichen Hinweise, Anregungen 

oder Bedenken geäußert: 

Die Aussage (Schreiben vom 05.08.2015) von der Senatsverwaltung für Stadtent-

wicklung und Umwelt, Referat IX C 31 weist darauf hin, dass zu dem genannten 

Planentwurf im Hinblick auf verkehrsverursachte Immissionen keine Hinweise gege-

ben werden. 

Im Wesentlichen wurden in der Stellungnahme des Bürgers folgende Themenberei-

che angesprochen: 

- Zulässigkeit von Einzelhandel, 

- Nahversorgungszentrum Giesensdorf und mögliche Entwicklung des Einzelhan-

dels und 

- erweiterter Bestandsschutz des Möbelhofs und eine mögliche Folgenutzung. 

Der Bürger verweist auf seinen Bauantrag und gibt folgende Stellungnahme im Rah-

men der Öffentlichen Auslegung zum Bebauungsplan 6 – 28 B ab: 

Aufgrund wirtschaftlicher Nichtüberlebensfähigkeit des dort existierenden Möbel-

markts war klar, dass eine sinnvolle bauliche Nutzung zur Belebung der Umgebung 

dringend erforderlich ist. Es war auch klar, dass bei einem Fortbestand des Möbelge-

schäfts die Entwicklung von innenstadtrelevanten Sortimenten in dem Gebäude auch 

bei größter planerischer und vollzugstechnischer Mühe nicht würde verhindert wer-

den können. Deshalb war die planerische Idee, den Möbelmarkt zu beseitigen und 

stattdessen eine Neubebauung für nahversorgenden Einzelhandel (Lebensmittel, 

Apotheke, Discounter, Drogeriemarkt, Fachmarkt, Bäcker, etc.) mit lediglich 3.150 m² 

Verkaufsfläche vorzunehmen. 
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Der nunmehr ausgelegte Bebauungsplan soll dieses Vorhaben verhindern und statt-

dessen einen „erweiterten Bestandsschutz" für den Möbelmarkt regeln. Das erste 

Planungsziel ist stadtplanerisch verfehlt. Das zweite ist nicht umsetzbar. Beides wird 

im Folgenden begründet. 

Stellungnahme des Bezirksamtes 

Das Ziel des Bebauungsplans ist v. a. der planungsrechtliche Ausschluss von Einzel-

handel im Plangebiet. Damit soll die Unterbringung von produzierenden und verarbei-

tenden gewerblichen Betrieben und Handwerksbetrieben (u. a. Produktions-, Verar-

beitungs- und Reparaturbetrieb) in dem nach Baunutzungsplan ausgewiesenen „be-

schränkten Arbeitsgebiet“ gesichert werden.  

Mit dem Bebauungsplan sollen keine Baugebiete oder überbaubare Grundstücksflä-

chen festgesetzt werden. Mit dem Ausschluss von Einzelhandel wird lediglich die ge-

werbliche Nutzung des Gebietes eingeschränkt. Einzelhandelsbetriebe würden nicht 

dazu beitragen das Gebiet für produzierendes Gewerbe zu erhalten, sondern die ge-

wünschte Entwicklung negativ beeinflussen. Durch Einzelhandel in Anspruch ge-

nommene gewerbliche Bauflächen sind meistens für andere gewerbliche Nutzungen 

langfristig nicht mehr zugänglich. Die höheren Erträge im Einzelhandel und die damit 

verbundenen Einflüsse auf die Bodenpreise und das Standortprofil würden das Ge-

biet für „normale“ Gewerbebetriebe immer unattraktiver werden lassen. 

Der „erweiterte Bestandsschutz“ des Möbelmarktes soll dem (Neu-)Eigentümer die 

Möglichkeit geben die bisher zulässige Nutzung „Möbelmarkt“ unter Beschränkung 

der Randsortimente auf max. 10 %, mit max. 800 m² VKF für zentrenrelevante Rand-

sortimente weiterhin ausüben zu können (Fortführung der genehmigten Einzelhan-

delsnutzung mit dem nicht-zentrenrelevanten Kernsortiment Möbel). 

Entgegen der Auffassung des Grundstückseigentümers ist es in Berlin und auch im 

Bezirk Steglitz-Zehlendorf notwendig, Flächen für produzierendes Gewerbe anzubie-

ten, um weiterhin den Stadtteil für derartige Ansiedlungen offen zu halten. Der Bezirk 

verfügt nur noch über wenige Flächen, die für Gewerbe- oder Industriebetriebe fest-

geschrieben sind. Daher ist es notwendig weitere Flächen für produzierendes Ge-

werbe festzusetzen. Damit sollen die genannten Betriebe an Berlin gebunden wer-

den. 

Nahversorgender Einzelhandel im Plangebiet sinnvoll 

Die Begründung des Bebauungsplans stützt die Ablehnung der bisher nach dem 

Baunutzungsplan zulässigen Einzelhandelsnutzung darauf, dass mit einer solchen 
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Einzelhandelsnutzung das „Nahversorgungszentrum Giesensdorf' durch den geplan-

ten Nahversorgungsstandort beeinträchtigt wäre. Hierzu ist festzustellen, dass es 

weder tatsächlich noch rechtlich ein „Nahversorgungszentrum Giesensdorf" gibt.  

Zwar geht das bezirkliche Zentrenkonzept von einem solchen Nahversorgungszent-

rum aus. Wie die konkrete Sachverhaltsdarstellung in der Begründung des Bebau-

ungsplans zeigt, gibt es dieses in Wahrheit jedoch bisher nicht und es gibt auch kei-

nerlei Anhaltspunkte dafür, dass es jemals entstehen könnte. Gegenwärtig befinden 

sich in dem mehr oder weniger willkürlich dargestellten „Zentrum" drei Einzelhandels-

einrichtungen, nämlich Kaufland, Netto und Penny. Ähnliche Einrichtungen befinden 

sich in der näheren und weiteren Umgebung auch außerhalb eines formell festge-

setzten Zentrums. Die Begründung des Bebauungsplans spricht selbst von einem 

„erweiterten Zentrumsbereich", wobei völlig unklar ist, wohin sich das Zentrum „erwei-

tert" und warum es sich nicht sinnvoller Weise entlang des Ostpreußendamms bis 

zum hiesigen Plangebiet erweitern sollte. 

Außerhalb des eigentlichen Zentrums befinden sich u. a. ein EDEKA- und Reichelt-

Verbrauchermarkt mit ca. 2.500 m² und eine große Zahl Läden mit nahversorgungs-

relevanten Sortimenten. Diese befinden sich teilweise jedoch an sehr ungünstigen 

Standorten, was in der Begründung des Bebauungsplans mit den Worten „trotz der 

städtebaulichen Mängel" zwar kurz aber zutreffend beschrieben wird. Dagegen wäre 

ein nahversorgungsrelevanter Standort direkt am Ostpreußendamm im Plangebiet 

ohne jeden städtebaulichen Mangel außerordentlich sinnvoll und würde darüber hin-

aus die vor allem südlich dieses Standorts sich entwickelnde Kaufkraft darin hindern, 

in andere Stadtgebiete auszuweichen und dementsprechend Verkehr und die Ent-

wicklung unangepasster Standorte zu fördern. 

Eine einzelhandelsstrukturelle Untersuchung, die diese Zusammenhänge auf dem 

heutigen Stand bezogen auf die gesamte Region ordnungsgemäß ermittelt und be-

wertet, liegt nicht vor. Stattdessen wurde lediglich der - fiktive – Zentrumsstandort 

„Giesensdorf" in den Blick genommen. An diesem Zentrumsstandort ist jedoch jede 

weitere einzelhandelsmäßige bauliche Entwicklung ausgeschlossen, weil alle Grund-

stücke bereits anderweitig bebaut und genutzt sind und eine Nutzungsänderung auf-

grund der vorhandenen Bebauung und des Grundstückszuschnitts ausgeschlossen 

ist. Dazu fehlt es auch an jeder Attraktivität dieses „Zentrums", die wiederum Voraus-

setzung für eine weitere wirtschaftliche Entwicklung wäre. Die entsprechende Zent-

rumsfestsetzung im Zentrenkonzept ist dementsprechend abwägungsfehlerhaft und 

unbeachtlich. Stattdessen wäre die städtebauliche Entwicklung im vorliegenden 
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Plangebiet mit dem Vorhaben unseres Mandanten eine, die den Belangen des § 1 

Abs. 5 BauGB am besten entspricht. 

Stellungnahme des Bezirksamtes 

Die Ziele des Bezirks sind nicht stadtplanerisch verfehlt. Das bezirkliche Zentrenkon-

zept weist das Zentrum „Giesensdorf“ aus. Das von der Bezirksverordnetenversamm-

lung Steglitz-Zehlendorf als fachlicher Teilplan der Bereichsentwicklungsplanung be-

schlossene Zentrenkonzept (2. Fortschreibung 2011) formuliert Ziele und Leitlinien 

zur zukünftigen Einzelhandels- und Zentrenentwicklung im Bezirk und soll einen Ori-

entierungsrahmen für mögliche Einzelhandelsansiedlungen an vorab bestimmten Or-

ten darstellen. Das dort gem. AV Zentrenkonzepte grundstücksscharf definierte 

„Nahversorgungszentrum Giesensdorf (E2)“ soll danach in diesen Ausmaßen als sol-

ches gestärkt und weiterentwickelt werden.  

Würde das Bezirksamt dem Antrag auf (großflächigen) nahversorgungsrelevanten 

Einzelhandel am Standort „Möbelhof“ am Ostpreußendamm zulassen, so widersprä-

che dies den Entwicklungsleitlinien des Zentrenkonzeptes für Nahversorgungszen-

tren. Diese besagen u. a.: 

- Nahversorgungsangebote sollten vorrangig innerhalb der Zentrenbereiche ange-

siedelt werden, 

- Neue Ansiedlungen von Nahversorgungsbetrieben an weniger integrierten Stand-

orten abseits der Zentren und Wohngebiet sollte vermieden werden und 

- Die Ansiedlung von großflächigen Einzelhandelsbetrieben mit zentren- und nah-

versorgungsrelevanten Sortimenten außerhalb von Siedlungsschwerpunkten ist zu 

vermeiden. 

Durch die Ansiedlung weiterer nahversorgungsrelevanter Einzelhandelsnutzungen 

am Ostpreußendamm 84, südlich der Kreuzung Wismarer Straße/ Lindenstraße sind 

für das Zentrum Giesendorf weitere negative Auswirkungen zu befürchten. Einer wei-

teren Verschlechterung der vorhandenen Situation soll mit dem Bebauungsplan u. a. 

entgegengewirkt werden. Die vom Einwender im Zentrum Giesendorf bemerkten 

städtebaulichen Mängel und die behauptete Standortgunst am Möbelhof belegen die 

Erforderlichkeit der Planung des Bezirks im Bebauungsplan 6 – 28 B. 

Es ist klarzustellen, dass sich außerhalb des definierten Zentrums Giesensdorf, d. h. 

im Gewerbegebiet Giesensdorf (Hildburghauser Straße), ein Edeka/Reichelt-Markt 

mit ca. 800 m² VKF und ein ALDI-Markt mit ca. 1.100 m² VKF befinden. Mit den 

dort vorhandenen weiteren nahversorgungs- und zentrenrelevanten bzw. zentrenre-
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levanten Einzelhandelsnutzungen (Getränke Hoffmann, Rossmann, KIK Bekleidung, 

Hammerschuh, K+K Schuhe, Dänisches Bettenlager) besteht hier am S-Bhf. Osdor-

fer Straße bereits eine städtebaulich unbefriedigende Situation mit negativen Auswir-

kungen auf das eigentliche Zentrum Giesensdorf.  

Mit der für diesen Bereich beschlossenen Aufstellung des Bebauungsplans 6 – 38 

(Gewerbegebiet Giesensdorf, Hildburghauser Straße/ Heinrichstraße), setzt der Be-

zirk Steglitz-Zehlendorf auch an dieser Stelle ein deutliches Zeichen gegen eine wei-

tere Ansiedlung großflächigen Einzelhandels im Gewerbegebiet Giesensdorf, außer-

halb des definierten Zentrumsbereichs.  

Die „einzelhandelsstrukturellen Zusammenhänge“ sind explizit hinsichtlich der ge-

planten Ansiedlung eines Nahversorgungszentrums auf dem Möbelhof-Grundstück 

im Auftrag des Bezirksamts gutachterlich untersucht worden (vgl. Junker + Kruse 

Stadtforschung und Planung: Gutachterliche Stellungnahme zur geplanten Ansied-

lung eines Nahversorgungszentrums in der Nähe des Nahversorgungszentrums Gie-

sensdorf, Dortmund, April 2013).  

Die Untersuchung kommt zum Ergebnis, dass der Standort Ostpreußendamm 84 für 

eine Ansiedlung eines Nahversorgungsmarktes in der beantragten Größenordnung 

sowohl mit den bundesrechtlichen und raumordnerischen Vorgaben, als auch mit den 

Zielen und Grundsätzen des StEP Zentren 3 sowie des Zentrenkonzeptes des Be-

zirks Steglitz-Zehlendorf nicht vereinbar ist. Dies gilt sowohl für die Verkaufsflächen 

von nahversorgungs- und zentrenrelevanten sowie nicht-zentrenrelevanten Sortimen-

ten. Das bereits vorhandene Angebot im Gewerbegebiet Giesensdorf, Hildburghau-

ser Straße, sorgt für eine quantitative Schieflage bzw. eine erhebliche Wettbewerbs-

situation zu Lasten des Nahversorgungszentrums Giesensdorf. Ein Lebensmittelvoll-

sortimenter, drei Lebensmitteldiscounter und ein Drogeriemarkt sind im Bereich Gie-

sensdorf bereits vorhanden. 

Durch das Planvorhaben werden laut Gutachten keine neuen Angebotsformen be-

reitgestellt, sodass es vor diesem Hintergrund durch die Ansiedlung zusätzlicher Ver-

kaufsflächen in den Sortimenten Nahrungs- und Genussmittel sowie Gesundheits- 

und Körperpflegeartikel zu einem Verdrängungswettbewerb kommen wird, bei dem 

grundsätzlich städtebauliche Auswirkungen auf das Zentrum Giesensdorf sowie die 

Versorgungsstruktur im Planungsraum Lichterfelde Süd (Standort Hildburghauser 

Straße, S-Bahnhof Osdorfer Straße) und auch darüber hinaus nicht ausgeschlossen 

werden können. 
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Die Darstellung des Grundstückseigentümers, dass sich südlich des Standortes 

Kaufkraft entwickeln würde, ist nicht nachvollziehbar und wird auch nicht begründet. 

Das Gebiet ist bebaut, eine Verdichtung nicht geplant, sodass keine weiteren Be-

wohner sich dort ansiedeln werden. Warum sich dann eine Kaufkraft entwickeln sollte 

erläutert der Eigentümer nicht. Wie oben dargestellt ist eine gutachterliche Untersu-

chung des Gebietes vorhanden. Diese hat festgestellt, dass der Standort Ostpreu-

ßendamm 84 für eine Ansiedlung von Einzelhandel nicht genutzt werden sollte, da in 

der Umgebung bereits ausreichend Einkaufsangebote vorhanden sind.  

Der Eigentümer plant nun eine relativ hohe Verkaufsfläche von 3.150 m² verteilt auf 

diverse kleine Fachgeschäfte. Er trägt dabei nicht vor, warum die von ihm geplante 

Nutzung des Gebietes den Belangen des § 1 Abs. 5 BauGB entspricht. Warum einer 

Ansiedlung von Einzelhandel auf den Flächen nachhaltige und städtebauliche Ent-

wicklung fördert, wird ebenfalls nicht dargelegt. Diese Argumentation ist auch nicht 

zutreffend. Wie oben dargelegt tritt eher das Gegenteil ein, nämlich eine Störung 

bzw. Beeinträchtigung des vorhandenen Zentrums Giesensdorf. Dieses ist entgegen 

den Ausführungen des Einwenders auch nicht fiktiv. Der Standort „Giesensdorf“ weist 

zwar gewisse Mängel auf, erfüllt aber trotzdem seine Funktion. Auch wird nicht er-

klärt, warum eine Ansiedlung von Einzelhandelbetrieben die sozialen, wirtschaftlichen 

und umweltschützenden Anforderungen miteinander in Einklang bringt. Einzelhan-

delsbetriebe mögen die wirtschaftliche Entwicklung fördern, dem Umweltschutz oder 

den sozialen Belangen dienen sie eher nicht.  

Das Einkaufsverhalten der Bevölkerung hat sich verändert, die Einkäufe werden heu-

te überwiegend mit dem Kfz und nur einmal pro Woche erledigt. Auch eine dem Wohl 

der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung wird nicht gefördert, wenn 

Einzelhandelbetriebe angesiedelt werden, weder natürliche Lebensgrundlagen wer-

den geschützt, noch eine menschenwürdige Umwelt gesichert oder Verantwortung 

für einen allgemeinen Klimaschutz übernommen. Dies sind jedoch die Anforderungen 

des § 1 Abs. 5 BauGB. Es kann vorliegend nicht erkannt werden, inwieweit diese An-

forderungen gefördert werden, wenn Raum für Einzelhandelsflächen geschaffen wird. 

 

„Erweiterter Bestandsschutz" Möbelmarkt 

Der Bebauungsplan ist darüber hinaus abwägungsfehlerhaft, weil er etwas Unmögli-

ches versucht, nämlich den vorhandenen Standort des Möbelmarkts planungsrecht-

lich „zu retten". Die Planbegründung führt selbst aus, dass die dortige Nutzung be-

reits zweimal zu einem Insolvenzverfahren geführt hat und gegenwärtig nicht stattfin-
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det. Dies ist nicht etwa der Unfähigkeit der jeweiligen Betreiber geschuldet, sondern 

der Tatsache, dass ein Möbelmarkt der vorliegenden Größenordnung in den vorhan-

denen Gebäuden am dortigen Standort von vornherein unter den heutigen Marktbe-

dingungen nicht lebensfähig ist. Dies hätte im Rahmen des Planungsverfahrens ord-

nungsgemäß untersucht werden müssen. Eine solche Untersuchung ist nicht erfolgt. 

Stattdessen hat man nur die Frage gestellt, ob die Fortführung der genehmigten Ein-

zelhandelsnutzung durch einen Möbelfachmarkt in der bestehenden Größenordnung 

und bei entsprechender Beschränkung der zentrenrelevanten Randsortimente auf 

max. 10 % der Gesamtverkaufsfläche als städtebaulich bzw. zentrenverträglich ein-

zustufen ist. Die für eine Zulässigkeit der Planung erforderliche Frage, ob sie über-

haupt wirtschaftlich nachhaltig möglich ist, wurde nicht untersucht. 

Der Plan lässt vielmehr in seiner Begründung ausdrücklich offen, ob eine Weiternut-

zung als Möbelmarkt überhaupt möglich ist („Sollte es zu einer Weiternutzung als 

Möbelmarkt kommen, so ..."). Er unterstellt stattdessen, dass das Gebäude für rein-

gewerbliche Nutzungen nutzbar sei. Dies ist nicht ordnungsgemäß untersucht und 

tatsächlich unzutreffend. Vor diesem Hintergrund ist der im Bebauungsplan geregelte 

„erweiterte Bestandsschutz" ein Etikettenschwindel, mit dem überspielt wird, dass der 

Bereich eine sinnvolle anderweitige städtebauliche Neuordnung erfordert, die wirt-

schaftlich nur im Zusammenhang mit einer in der Lage außerordentlich sinnvollen 

Einzelhandelsnutzung möglich ist. 

Stellungnahme des Bezirksamtes 

Im Gutachten von Junker & Kruse wird darauf hingewiesen, dass der Standort Ost-

preußendamm 84 planerischen Anforderungen als Fachmarktstandort nur unzu-

reichend gerecht wird.  

Da die Standortanforderungen an dem Fachmarktstandort Möbelhof nur in Teilen (u. 

a. die Nähe zu verdichteten Wohnsiedlungsgebieten sowie die Erschließung durch 

den ÖPNV) erfüllt sind, sind insbesondere die Rahmenbedingungen für eine Weiter-

entwicklung des Standortes als Fachmarktstandort im Rahmen dieser Einordnung 

nicht gegeben. Dies hat der Bezirk nicht verkannt. In der Begründung wurde deshalb 

ausgeführt, dass die dem Bestand geschuldete Zielsetzung Fachmarktstandort „Mö-

belhof“ (MH) in Verbindung mit dem Bebauungsplanverfahren 6 – 28 B zu überprüfen 

und gegebenenfalls anzupassen ist. Als Folgenutzung an diesem Standort, neben 

dem genehmigten Bestand, ist aus stadtentwicklungsplanerischer Sicht deshalb eine 

gewerbliche Nutzung, die nicht aus Einzelhandel besteht, vorgesehen.  
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Durch die Festsetzung eines erweiterten Bestandsschutzes sollte jedoch das private 

Interesse der Grundstückseigentümer am Erhalt der gegenwärtigen Nutzungsmög-

lichkeiten berücksichtigt werden. Es gab keine städtebauliche Veranlassung, gegen 

einen Möbelmarkt an diesem Standort zu planen. Sofern das Gebäude weiter als 

Möbelmarkt betrieben würde, sollte diese Nutzung nicht durch den Status des Be-

standsschutzes eingeschränkt werden, sondern in einem städtebaulich vertretbaren 

Rahmen Anpassungsmöglichkeiten eingeräumt bekommen. Der erweiterte Be-

standsschutz des § 1 Abs. 10 BauNVO bezieht sich immer auf bestehende bauliche 

Anlagen und Nutzungen. Insofern kann es sich hier um keinen Etikettenschwindel 

handeln. 

Eine Fortführung der genehmigten Einzelhandelsnutzung durch einen Möbelfach-

markt in der bestehenden Größenordnung und bei entsprechender Beschränkung der 

zentrenrelevanten Randsortimente (max. 10 % der Gesamtverkaufsfläche) bzw. eine 

Überplanung als Sondergebietsstandort unter Berücksichtigung des Feinsteuerungs-

instrumentariums (u. a. Festsetzung der Gesamtverkaufsfläche, Definition der Kern- 

und Randsortimente, max. 10 % zentrenrelevante Randsortimente) ist als städtebau-

lich bzw. zentrenverträglich einzustufen. 

Es ist nicht Aufgabe des Bebauungsplans abschließend zu überprüfen, ob ein Ge-

bäude für rein gewerbliche Nutzung generell geeignet ist. Auch bei einem „geregel-

ten“ erweiterten Bestandsschutz ist ein Abriss des Gebäudes möglich. Allerdings 

muss dann beachtet werden, dass ein neues Gebäude nur nach den vorhandenen 

Nutzungsmaßen eines „beschränkten Arbeitsgebiets“ errichtet werden darf. 

Der Einwender irrt, wenn er meint, dass der Möbelhof-Standort planungsrechtlich ge-

rettet werden soll. Dieses Ziel verfolgt der Bebauungsplan nicht. Ziel des Planes ist 

es, eine Fläche für Gewerbe zu erhalten, wobei Einzelhandelsbetriebe als Gewerbe-

betriebe nicht zulässig sein sollen. Wie oben ausgeführt besteht eine Nachfrage nach 

gewerblichen Flächen, gemäß § 1 Abs. 1 BauGB ist es Aufgabe der Bauleitplanung 

die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke nach Maßgabe des BauGB vor-

zubereiten und zu leiten. Es werden in § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB auch die Belange der 

Wirtschaft genannt, gerade diese sollen durch den Bebauungsplan gefördert werden. 

Es sollen vorliegend Arbeitsplätze erhalten, gesichert und geschaffen werden, durch 

die Festsetzung des beschränkten Arbeitsgebietes mit dem Ausschluss des Einzel-

handels. 
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Es ist auch nicht ersichtlich, wie die im Bebauungsplan festgesetzten Randbedingun-

gen des „erweiterten Bestandsschutzes" sachgerecht überwacht werden könnten. Zu 

erwarten ist vielmehr, dass sich in dem Gebäude ein mehr oder weniger offener 

„Schnäppchenmarkt" entwickelt, der in seinen Auswirkungen auf andere Einzelhan-

delsnutzungen in der näheren Umgebung (einschließlich des Zentrums Giesensdorf) 

mit Sicherheit negativer zu bewerten ist, als das von unserer Mandantin geplante 

Vorhaben. 

Stellungnahme des Bezirksamtes 

Es handelt sich um Festsetzungen eines Bebauungsplans, die im Baugenehmi-

gungsverfahren überprüft werden. Verstöße gegen die Baugenehmigung können 

durch die Bauaufsicht jederzeit ordnungsbehördlich geahndet werden.  

Das Gebäude des Möbelhofs befindet sich zu ca. 2/3 im Besitz des Landes Berlin. 

Der Eigentümer muss sich mit dem Berliner Immobilienmanagement über einen 

Pachtvertrag zur Nutzung des Objektes einigen. In diesem Pachtvertrag wird kurz die 

zulässige Nutzung des Objektes beschrieben und diese regelmäßig von dem Eigen-

tümer kontrolliert. Darüber hinaus kann auch die Nutzung des Objektes durch die zu-

ständige Fachbehörde des Bezirkes kontrolliert werden. 

Die Befindlichkeiten des Einwenders werden nicht geteilt. Warum sich hier ein 

„Schnäppchenmarkt“ im Rahmen des erweiterten Bestandschutzes entwickeln soll, 

legt der Einwender nicht dar. Der Handel im Rahmen eines Möbelmarktes mit nicht-

zentrenrelevanten Sortimenten soll weiterhin möglich sein, auch zentrenrelevante 

Waren sollen in einem festgelegten Prozentsatz noch verkauft werden dürfen. Da der 

Einzelhandel grundsätzlich gerade ausgeschlossen werden soll, wird sich in dem 

Gebäude auch kein sonstiger Einzelhandel entwickeln. 

Wie oben dargelegt sind die staatlichen Behörden dazu aufgerufen zu kontrollieren 

ob Genehmigungen eingehalten werden. Das wird in dem vorliegenden Fall gesche-

hen. 

Ergebnis:  

Unter Würdigung der vorgebrachten Stellungnahmen war nach Abwägung der öffent-

lichen und privaten Belange festzustellen, dass eine Änderung des Bebauungsplans 

nicht erforderlich ist. Die Begründung wurde redaktionell fortgeschrieben und ange-

passt. 
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6. BA-Beschluss über das Ergebnis der Abwägung sowie Unterbreitung der 

Beschlussfassung an die BVV  

Das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin hat in seiner Sitzung am 06.10.2015 

das Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung sowie der erneuten Beteiligung der be-

troffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange beschlossen (Be-

schluss Nr. 819/2015). Der Beschluss wurde der BVV zur Kenntnisnahme unterbrei-

tet. 

7. Rechtsprüfung 

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umweltschutz hat mit Schreiben vom 

17.11.2015 das Anzeigeverfahren gemäß § 6 Abs. 2 AGBauGB ohne Beanstandun-

gen abgeschlossen.  

Zur Verbesserung der Rechtssicherheit wurden folgende Hinweise in der Begründung 

und der Planzeichnung eingearbeitet: 

Aus der Klarstellung heraus wurde in der Planzeichnung des Bebauungsplans 6 –

 28 B die textliche Festsetzung Nr. 2 bearbeitet. So wurden die Sätze „Ausnahmswei-

se zulässig sind eine Gastronomieeinrichtung und ein Kinderspielbereich, wenn diese 

unmittelbar zum Möbelhaus gehören.“ und „Nutzungsänderungen und Erweiterungen 

sind daher nicht möglich.“ redaktionell gestrichen, da sie in § 1 Abs. 10 BauNVO kei-

ne Rechtsgrundlage haben und die Abwägung des Bebauungsplans nicht berühren. 

Die Anpassung der Begründung an entsprechender Stelle (Seite 33) erfolgte ebenso. 

Darüber hinaus wurde die Begründung der textlichen Festsetzung Nr. 5 angepasst 

und die Planzeichnung um folgenden Satz oberhalb der textlichen Festsetzungen er-

gänzt: „Der durch die Rechtsverordnung festgesetzte Baunutzungsplan in der Fas-

sung vom 28. Dezember 1960 (ABl. 1961 S. 742) wird hinsichtlich der zulässigen 

Nutzungsart wie folgt ergänzt:“.  

In dem Abschnitt I.2.4. wurde ergänzt, dass der Baunutzungsplan durch den Bebau-

ungsplan XII-A geändert wurde. 

Der Festsetzungsvermerk auf der Planzeichnung zum Zeitpunkt der öffentlichen Aus-

legung wurde ergänzt. 

In der Rechtsverordnung wurden auf Hinweis der Senatsverwaltung für Stadtentwick-

lung und Umwelt Änderungen in der Einleitungsformel der RVO aufgenommen. Im 

Anschluss an § 6 Abs. 3 wurde der „§ 11 Abs. 1“ hinzugefügt und in dem „§ 4 der 

RVO“ das Wort „Fristen“ in das Wort „Frist“ verändert. 
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In dem Kapitel I.3.1. erfolgte auf Anraten der rechtsprüfenden Behörde die Anpas-

sung des Wortes „Satzung“ in das Wort „Rechtsverordnung“. 

Auf Seite 33 der Begründung erfolgte eine Änderung zu dem § 1 Abs. 3 BauGB. Die-

se enthält nicht, wie beschrieben, „Grundsätze“, sondern „materiell rechtliche Anfor-

derungen an die Erforderlichkeit von Bauleitplänen“.  

Die Zulässigkeit von gewerblichen Anlagen wird, entgegen der bisherigen Aussage, 

nicht nur für den Einzelhandel beschränkt, sondern gilt ebenso gemäß TF Nr. 4 für 

die Vergnügungsstätten, Bordelle und bordellartige Betriebe. Dieser Hinweis wurde in 

der Begründung im Kapitel III.1 (Seite 60) ergänzt. 

Weiterhin wurde die Begründung zum Verfahrensschritt unter den Punkten „IV. 6. BA-

Beschluss und Unterbreitung der Beschlussfassung an die BVV“ und „IV. 7. Rechts-

prüfung“ aktualisiert.  

Auf Hinweis der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt wurde die Be-

gründung zu den Themen Veränderungssperre, Entschädigung der Eigentümer, Aus-

schluss von Fremdwerbung und Bodenbelastungskataster präzisiert. So wurde unter 

anderem bei der Ausführung der Fristen zur Zurückstellung und zur Verlängerung der 

Veränderungssperre deutlich auf die Geltungsdauer der Veränderungssperre hinge-

wiesen. Die Entschädigungsansprüche der Eigentümer hinsichtlich der Bodenwert-

steigerung wurde an mehreren Stellen in der Begründung (S. 52ff) ergänzt. Es wurde 

dargelegt, dass der Ausschluss von Einzelhandel in dem Gebiet in den letzten Jahren 

zu keinem Verlust der Bodenwerte geführt hat und warum der Möbelhof derart höher 

gewichtet wird, als die Belange der vorhandenen Einzelhandelsbetriebe (Tankstelle 

mit Shop und Autohändler). Zu dem Thema Ausschluss von Fremdwerbung wurde 

die Aussage in der Begründung auf der Seite 75 überarbeitet. Die umweltrelevanten 

Aussagen zum Bodenbelastungskataster wurden in dem entsprechenden Kapitel 

IV.4. ergänzt. 

Der Plangeber positioniert sich in der Begründung zum Bebauungsplan eindeutig zu 

den planerischen Zielen, die er verfolgt. Aufgrund der umliegenden Einzelhandels-

zentren soll der Einzelhandel im Bebauungsplan ausgeschlossen werden. Eine zu-

kunftsfähige Erschließung und Modernisierung an dem Standort Möbelhof ist den-

noch gegeben (S. 76). Die Ausführungen zu den Rechtsgrundlagen der textlichen 

Festsetzungen zum Ausschluss von Einzelhandel werden auf Anraten der Senats-

verwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt auf Seite 29 angepasst (gemäß § 1 Abs. 

5 BauNVO keine besonderen städtebauliche Gründe erforderlich).  
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8. Beschluss Bebauungsplan BVV  

Die Bezirksverordnetenversammlung Steglitz-Zehlendorf hat den Bebauungsplan 

gemäß § 6 Abs. 3 AGBauGB und § 12 Abs. 2 Bezirksverwaltungsgesetz in ihrer Sit-

zung am 16.12.2015 beschlossen. 

9. Festsetzung 

Das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf hat den Bebauungsplan 6 – 28 B durch Rechts-

verordnung vom 5. Januar 2016 festgesetzt. 

Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt 

Die Rechtsverordnung wurde im Gesetz- und Verordnungsblatt 72. Jahrgang Nr. 1 

am 19. Januar 2016 auf Seite 3 verkündet. Die Verordnung tritt am Tage nach der 

Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
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B. Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 

2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Okto-

ber 2015 (BGBl. I S. 1722) 

Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung vom 7. 

November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 2015 

(GVBl. S. 283) 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverord-

nung – BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548). 
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